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VVoorrwwoorrtt

Liebe Leserin, lieber Leser,

Deutschland braucht einen leistungsstarken öffentlichen Dienst, in
dem auch Frauen ihre Fähigkeiten und Potenziale einbringen können.
Der öffentliche Dienst in Deutschland gehört zu den leistungsfähig-
sten weltweit. Damit dies so bleibt, muss der öffentliche Dienst
dauerhaft auch für Frauen attraktiv sein. Die Durchsetzung der
besonderen Forderungen und Interessen von Frauen gehört stärker in
den Fokus der öffentlichen Arbeitgeber, aber auch des Gesetzgebers.

Seit über 50 Jahren setzt sich die dbb bundesfrauenvertretung für
die Belange der weiblichen Beschäftigten und Beamtinnen im
öffentlichen Dienst ein. Arbeit ist ein hohes Gut. Dies müssen wir
schützen. Ein sicherer Arbeitsplatz darf aber nicht zum Totschlagar-
gument in der Arbeitsmarktdebatte werden. Schließlich verbringen
wir einen beachtlichen Teil unserer Lebenszeit am Arbeitsplatz.

Als Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung ist es mein wich-
tigstes Anliegen, mich für sichere und menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen im öffentlichen Dienst stark zu machen. Frauen und
Männer haben unterschiedliche Belastungsgrenzen, verfügen über
unterschiedliche Erwerbsbiographien und haben unterschiedliche
Ansprüche an einen familienfreundlichen Arbeitsplatz. Dem muss
der berufliche Alltag Rechnung tragen. Schließlich, das bestätigen
Mediziner und Psychologen, sind Menschen, die mit ihrem Arbeits-
platz zufrieden sind, leistungsbereiter und leiden seltener unter
stressbedingten Folgeerkrankungen. In den vergangenen Jahren hat
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sich die dbb bundesfrauenvertretung immer wieder die Frage ge-
stellt, wie ein Arbeitsplatz aussehen muss, der Männern und Frauen
ein langes und vor allem gesundes Arbeiten ermöglicht.

Die Herausforderungen sind vielfältig: Zum einen steigern immer
neue technologische Entwicklungen das Arbeitstempo und verlan-
gen hohe Flexibilität von den Berufstätigen. Die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklungen haben das Erwerbsverhalten
der Bevölkerung verändert. Frauen werden immer stärker auf dem
Arbeitsmarkt und sind in allen Bereichen und Ebenen vertreten.
Familie wird zur Partnersache. Männer übernehmen mehr und mehr
Familienpflichten. Der Arbeitsmarkt hinkt jedoch der Gesellschafts-
entwicklung hinterher. Gesundheitsmanagement, flexible Arbeits-
zeitmodelle, die auf moderne Familienkonzepte und eine älter wer-
dende Bevölkerung abgestimmt sind, sowie auf die weibliche Er-
werbsbeteiligung zugeschnittene Tarif- und Besoldungsstrukturen,
gehören zu den dringenden Aufgaben der öffentlichen Arbeitgeber.
Eine starke gewerkschaftliche Vertretung kann dazu beitragen,
Chancengerechtigkeit weiter voran zu bringen. 

Dieser Geschäftsbericht gibt einen Überblick über die Arbeit der dbb
bundesfrauenvertretung der vergangenen vier Jahre. Er dokumen-
tiert die Entwicklungen in den einzelnen politischen Bereichen der
gewerkschaftspolitischen Arbeit der dbb bundesfrauenvertretung.
Beamtenrecht, Tarifpolitik, Gender Mainstreaming, Familienpolitik
und die Anforderungen, die die Europäische Union an die öffentli-
chen Verwaltungen stellt, sind täglicher Bestandteil unserer Arbeit.
Gewissenhafte Genderarbeit heißt, alle Dimensionen des öffent-
lichen Dienstes mitzudenken. Nur so können die nötigen Verän-
derungen im System stattfinden. Das erfordert ein hohes Maß an
Engagement und Beweglichkeit der Beteiligten – von beiden Seiten.

Ich danke allen, die uns unterstützen und sich mit uns engagieren,
damit Frauen den Fortschritt und die Zukunft mit gleicher Teilhabe
chancengerecht leben und mitgestalten können. 

Ihre 

Helene Wildfeuer
Bundesvorsitzende 
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GGrruußßwwoorrtt

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Teilnehmerinnen des dbb bundesfrauenkongresses, 

Ihren zehnten Kongress haben Sie mit „Gleich – Ungleich –
Gerecht?!“ überschrieben. Dieses Motto zeigt, dass uns auch nach
mehr als 60 Jahren der Verankerung der Gleichberechtigung im
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland dieses Thema immer
wieder neu bewegt und herausfordert. In mehr als sechs Jahrzehn-
ten Gleichstellungspolitik wurden unter tatkräftiger Mithilfe von
Christdemokratinnen und Christdemokraten eine Vielzahl von
Gesetzen zur Gleichstellung sowie gezielte Fördermaßnahmen auf
den Weg gebracht. Wir haben in Deutschland – nicht zuletzt in jüngs-
ter Zeit – deutliche Fortschritte gemacht. 

Viele Frauen verfügen über die höchsten Bildungsabschlüsse. Frau-
en sind am Arbeitsmarkt stark vertreten und haben wichtige Posi-
tionen im öffentlichen Leben erreicht. Prominentestes Beispiel hier-
für dürfte unsere CDU-Parteivorsitzende, Bundeskanzlerin Angela
Merkel, sein. 

Trotzdem besteht nach wie vor Handlungsbedarf. In den DAX-Unter-
nehmen gibt es nur zwei Frauen im Vorstand: bei Siemens und bei
Henkel. Was die Gleichberechtigung betrifft, ist die Wirtschaft
immer noch einer der geschlossensten Bereiche der Gesellschaft.
Einen besonderen Blick habe ich dabei nicht nur auf die Zahl der
Frauen in Führungspositionen, sondern vor allem auch auf die Ent-
lohnung. 



Grußworte 

Hier ist der öffentliche Dienst in seiner Entwicklung weiter. Ein
Grund zum Zurücklehnen ist dies jedoch nicht – insbesondere in Hin-
blick auf die Besetzung von Führungspositionen. Ich mag nur daran
erinnern, dass es fast ein Vierteljahrhundert gedauert hat, bis in die-
sem Jahr erstmals einer Frau das Kommando auf einem Einsatzschiff
der Bundespolizei übertragen wurde. 
Die Frage nach der Rolle der Frauen und der Männer in unserer
Gesellschaft ist also noch lange nicht erledigt! Sie bleibt eine stän-
dige Aufgabe. Die Schriftstellerin Ingeborg Bachmann hat hierzu
einmal formuliert: „Es gibt keinen Punkt, an dem wir sagen können:
Jetzt haben wir’s!“
Neue Entwicklungen bringen auch neue Herausforderungen: Der
demografische Wandel, die Entwicklung zu einer Informations- und
Wissensgesellschaft sowie die Globalisierung bringen für die Gleich-
stellungspolitik neue Fragen und Aufgaben mit sich. Sie beeinflus-
sen das Leben von Frauen und Männern unmittelbar. 
Wir, die CDU Deutschlands, nehmen diese Herausforderungen an.
Wir Christdemokratinnen und Christdemokraten möchten für Frau-
en und Männer die Freiheit schaffen, die sie benötigen, um ihr Leben
nach eigenen Vorstellungen zu gestalten. Mit der Einführung des
Elterngeldes, der Einbeziehung der Väter durch die Partnermonate,
dem Ausbau der Kinderbetreuung und dem Programm „Perspektive
Wiedereinstieg“ für Berufsrückkehrerinnen nach einer längeren
Familienphase sind wir ein großes Stück in der Gleichstellungspoli-
tik weitergekommen. Ich bekenne aber auch: Gleichberechtigungs-
politik ist nicht nur Frauenpolitik. Väter und Ehemänner müssten bei
der Erziehung der Kinder mitmachen. 
Übrigens, auch in unserem Koalitionsvertrag haben wir für die
Gleichstellungs- und auch für die Familienpolitik viel erreicht:
Zusammen mit unseren Partnern CSU und FDP werden wir einen
Rahmenplan zur gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und
Männern in allen Phasen des Lebensverlaufs erarbeiten. Damit wird
die Gleichstellungspolitik zum ersten Mal nicht aus einzelnen
Mosaiksteinen bestehen, sondern in einen großen Rahmen einge-
bettet. Dazu gehört eben auch, dass wir Gleichstellungspolitik nicht
mit Frauenpolitik gleichsetzen, sondern dazugehörig auch eine
eigenständige Jungen- und Männerpolitik entwickeln. Denn nur so
lassen sich Ungerechtigkeiten zwischen Frauen und Männern über-
winden. 
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Um eine echte Gleichstellung von Frauen und Männern zu errei-
chen, setzen wir uns – gemeinsam mit Ihnen – für die Schaffung von
mehr und besseren Arbeitsplätzen, für Lohngleichheit, eine ausge-
wogene Präsenz von Frauen in Führungspositionen in Politik und
Wirtschaft sowie für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ein. In diesem Zusammenhang freue ich mich auch ganz per-
sönlich über den konstruktiven Dialog der CDU mit der dbb bundes-
frauenvertretung als gewerkschaftliche Spitzenorganisation für
Frauen im öffentlichen Dienst. 

Ihrem Kongress wünsche ich interessante Diskussionen und gute
Ergebnisse, der künftigen Arbeit nicht nachlassende Tatkraft und
gutes Gelingen. 

Ihr 

Hermann Gröhe MdB 
Generalsekretär der CDU Deutschlands
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GGrruußßwwoorrtt  

Sehr geehrte Mitglieder der dbb bundesfrauenvertretung,
sehr geehrte Gäste,

Chancengerechtigkeit ist ein wichtiger Indikator für eine moderne
demokratische Gesellschaft und soziale Gerechtigkeit. Ich freue mich,
dass Sie sich bei Ihrem diesjährigen Kongress „Gleich – Ungleich –
Gerecht?!“ einem Thema widmen, das mehr denn je aktuell ist.

Wenn wir heute die Gleichstellung und Gleichberechtigung von
Frauen und Männern betrachten, so hat sich in den letzten Jahr-
zehnten vieles zum Positiven verändert. In der Wirtschaft sind
Frauen national und international auf dem Vormarsch, ob als Selbst-
ständige, als Firmengründerinnen oder als Erwerbstätige im Ange-
stelltenverhältnis. Auch die Erwerbstätigkeit von Frauen ist in den
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. In punkto Bildung sind Frau-
en auf der Überholspur. Schul- und Hochschulabschlüsse zeigen
deutlich: Frauen sind leistungsstark, hochqualifiziert und motiviert
und sie schneiden häufig besser ab als ihre männlichen Kollegen.

Doch diese positiven Entwicklungen dürfen nicht verdecken: Nach
wie vor sind Frauen in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft in
Führungspositionen deutlich unterrepräsentiert. Vor allem im
Topmanagement sind Frauen kaum anzutreffen. Frauen verdienen
in Deutschland bei gleicher Qualifikation im Durchschnitt immer
noch deutlich weniger als Männer. Allein daran sieht man, wie wich-
tig es ist, auch im 21. Jahrhundert für das Prinzip der Chancenge-
rechtigkeit einzutreten. Der Handlungsbedarf ist groß!
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Ziel einer modernen Gleichstellungspolitik muss es sein, die Rah-
menbedingungen dafür zu schaffen, dass Frauen und Männer bei
ihrer persönlichen Lebensgestaltung in allen Lebensbereichen zwi-
schen mehreren Möglichkeiten auswählen können. Dabei ist ein
ganz wesentlicher Punkt, dass es für Frauen und  Männer echte
Wahlfreiheit bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf gibt. Dazu
gehört der Ausbau der Kinderbetreuung, den die CSU massiv voran-
treibt. Dazu gehört das Elterngeld, durch das sich die Beteiligung der
Väter an der Kinderbetreuung deutlich erhöht hat. Dazu gehört aber
auch, dass es für Frauen und Männer gleichen Lohn für gleiche Arbeit
gibt. Nur dann kann es echte Gleichberechtigung geben.

Um Chancengerechtigkeit zu realisieren, brauchen wir, neben der
Schaffung entsprechender Rahmenbedingungen, weitere Voraus-
setzungen. Wir brauchen einen Bewusstseinswandel, der sich in
unserer Gesellschaft vollzieht. Wir brauchen die Motivation zur Ver-
wirklichung der Chancengerechtigkeit. Wir brauchen, kurz gesagt,
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik, um unser Ziel zu verwirklichen.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen erfolgreichen Kongress
und zahlreiche zukunftsweisende Impulse und Anregungen.

Ihr

Horst Seehofer
Vorsitzender der Christlich-Sozialen Union

Bayerischer Ministerpräsident
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Sehr geehrte Frau Wildfeuer,

„Mit Frauen geht es besser“ – unter diesem Titel hat die FDP im Bun-
destagswahlkampf 2009 ein Faltblatt publiziert. Denn uns Liberalen
ist die herausragende Stellung von Frauen in unserer Gesellschaft
bewusst – sei es in privaten, beruflichen oder politischen Bereichen.
Darum ist liberale Politik immer auch Frauenpolitik. 

Ich freue mich deshalb besonders, Ihnen einige Worte anlässlich
Ihres 10. dbb bundesfrauenkongresses übersenden zu können. Vor
allem auch, weil sich die Bundesfrauenvertretung des dbb für die
geschlechtsunabhängige Chancengleichheit einsetzt. Das ist ein
Kernanliegen liberaler Politik: Frauen und Männer sind im Berufs-
und Familienleben gleich zu behandeln. Diese Forderung aus unse-
rem Bundestagswahlprogramm 2009 konnten wir erfolgreich im
Koalitionsvertrag mit den Unionsparteien verankern. So werden wir
in den kommenden vier Jahren dafür sorgen, dass Frauen etwa bes-
sere Chancen in Wissenschaft und Forschung erhalten. Beruf und
Familie werden endlich besser zu verknüpfen sein. Auch ist es uns
wichtig, das Prinzip „gleicher Lohn für gleich Arbeit“ endlich durch-
zusetzen, um Ungerechtigkeit bei der Entlohnung zu beenden.
Zusätzlich streben wir an, den Anteil von Frauen in Führungsposi-
tionen in der Wirtschaft und im öffentlichen Dienst maßgeblich zu
erhöhen. Dazu wird es einen Stufenplan geben.

Frauen sind hervorragend qualifiziert und zeichnen sich durch ein
hohes Maß an sozialer Kompetenz aus. Durch diese sind sie uner-

GGrruußßwwoorrtt  



setzlich in unserer Gesellschaft und Arbeitswelt. Wir Liberale sind
uns dessen bewusst und stärken deshalb Frauen in allen Lebensbe-
reichen.

Ich wünsche Ihnen weiterhin viel Erfolg bei Ihrer Arbeit. 

Mit freundlichen Grüßen

Christian Lindner MdB
Generalsekretär der Freien Demokratischen Partei

Grußworte 13
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Sehr geehrte Frau Wildfeuer,
sehr geehrte Delegierte und Gäste des 10. dbb bundesfrauenkongresses,

allen Gästen und Delegierten des 10. dbb bundesfrauenkongresses
übermittle ich sehr gern die besten Grüße der deutschen Sozialde-
mokratie.

Die SPD ist stolz darauf, dass in der Zeit unserer Regierungsbeteili-
gung Deutschland moderner, liberaler und weltoffener geworden ist:
Wir haben viel für die Gleichstellung von Frauen und Männern getan
und eine moderne Familienpolitik durchgesetzt. Das Elterngeld war
ohne Zweifel ein ganz wichtiges Projekt, das eine partnerschaftliche
Teilung der Erziehungsarbeit zwischen Müttern und Vätern ermög-
licht. Nach unseren Vorstellungen muss es weiterentwickelt werden.

Wir wollen, dass Frauen und Männer ein gleichberechtigtes, selbst-
bestimmtes, eigenständiges, sozial abgesichertes Leben führen kön-
nen: mit existenzsicherndem Einkommen und ausreichender Alters-
sicherung, ohne Fixierung auf überkommene Rollenmuster, ohne
Gewalt und Diskriminierung. Die Gleichstellung der Geschlechter
im Erwerbsleben ist dabei eine wichtige Voraussetzung. Wir wollen
die reale Gleichstellung von Frauen und Männern durchsetzen.
Gleichstellungspolitik ist für uns eine Querschnittsaufgabe. Deshalb
wollen wir alle notwendigen Maßnahmen in einem ,,Aktionsplan
Gleichstellung“ zusammenführen. Darüber wollen wir mit lhnen
und anderen diskutieren. Wir sind offen für neue Vorschläge, ande-
re Sichtweisen und kritische Ideen.

GGrruußßwwoorrtt
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Ihr Kongress steht unter dem Motto ,,Gleich – Ungleich – Gerecht?!“.
Die SPD setzt sich dafür ein, dass in dieser Legislaturperiode konkre-
te Instrumente erarbeitet werden, um endlich Lohngleichheit zwi-
schen Frauen und Männern zu erreichen. Appelle an die Beschäftig-
ten und die Tarifparteien reichen nicht aus. Es muss gesetzliche Vor-
gaben geben. Gleiches gilt auch für das Vorhaben, mehr Frauen in
Führungspositionen zu bringen.

Gleichstellungspolitik und Politik für Gleichheit und gegen Diskri-
minierung stellt für uns auch in der Opposition einen wichtigen
Schwerpunkt unserer Arbeit dar. Hier weiß ich viele sehr engagierte
Sozialdemokratinnen an meiner Seite, mit denen ich mich darum
kümmern werde.

Auf diesem Feld befinden wir uns in großer Übereinstimmung mit
lhnen und Ihrem gewerkschaftlichen und gesellschaftlichen Enga-
gement. Wir freuen uns auch in Zukunft über Anregungen Ihres Ver-
bandes für unsere politische Arbeit.

Für Ihren Jubiläumskongress in Potsdam wünsche ich lhnen gute
und anregende Beratungen und viel Erfolg!

Mit freundlichen Grüßen

Sigmar Gabriel
Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
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Sehr geehrte Mitglieder der dbb bundesfrauenvertretung, 
liebe Kongressteilnehmerinnen,

im Herbst 2009 berichteten die Zeitungen von Elinor Ostrom, der
ersten Frau, die den Nobelpreis für Wirtschaft erhalten hat. Das ist
eine gute Nachricht – aber warum mussten wir auf diese Nachricht
so lange warten? Der Weg zur Geschlechtergerechtigkeit ist weit
und steinig. Es braucht Frauenvertretungen, die diesen begehen und
für gleiche Chancen für alle Mitglieder der Gesellschaft streiten.

Die Gleichheits- und Gerechtigkeitsfragen, die Sie auf Ihrem dbb
bundesfrauenkongress  unter dem Motto „Gleich – Ungleich –
Gerecht?!“ auf den Prüfstand stellen werden, sind in den vergange-
nen Jahren stark in den Mittelpunkt der gesellschaftlichen Debatten
und Auseinandersetzungen gerückt. Gerade die Lohnungerechtig-
keit zwischen den Geschlechtern sorgt regelmäßig für Unmut und
Unverständnis. Innerhalb der EU ist die Bundesrepublik bei der
gleichberechtigten Entlohnung Schlusslicht.  Wenn bei uns Frauen
im Durchschnitt 26 Prozent weniger verdienen als Männer und die
Schere immer weiter auseinander geht, ist das schlicht ein Skandal.

Wir brauchen verbindliche Regelungen zur gleichen Entlohnung bei
gleichwertiger Arbeit. 

– Sowohl bei der Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn,
der vor allem den oftmals im Niedriglohnsektor arbeitenden
Frauen zugute kommen würde, 

Geschäftsbericht 201016
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– als auch bei der Forderung nach einer Überprüfung der Eingrup-
pierungskriterien des öffentlichen Dienstes 

– in beiden Fällen sind die Gewerkschaften und insbesondere die
Frauenvertretungen starke Partner an unserer Seite. 

Ein Blick in die Chefetagen großer Unternehmen offenbart eine wei-
tere große Ungerechtigkeit: Frauen werden Aufstiegschancen ver-
wehrt; sie stoßen noch immer an die gläserne Decke. Freiwillige
Selbstverpflichtungen haben keine Verbesserungen gebracht, des-
halb setzen wir auf klare gesetzliche Regelungen. Ein Gleichstel-
lungsgesetz für die Privatwirtschaft ist überfällig, genau wie eine
gesetzliche Quote für Frauen in Aufsichtsräten börsennotierter
Unternehmen. Norwegen hat gezeigt, wie es geht – wir müssen
folgen.

Die Wirtschaftskrise hat besonders die alleinerziehenden Mütter
getroffen, die aufgrund fehlender Infrastrukturen weniger flexibel
auf Veränderungen im Arbeitsleben reagieren können. Doch die
neue Bundesregierung hat das nicht verstanden. Sie ergeht sich in
hohlen Phrasen, nebulösen Ankündigungen und Prüfaufträgen, die
uns der Gleichstellung keinen Zentimeter näher bringen werden.
Das Festhalten an tradierten Geschlechterverhältnissen und dem
Alleinernährermodell steht den Lehren aus der Wirtschaftskrise dia-
metral entgegen. Das geplante Betreuungsgeld wirkt als Herdprä-
mie für Frauen und behindert den notwendigen Ausbau der Betreu-
ungsinfrastruktur. Männer wie Frauen brauchen Wahlfreiheit. Und
die ist eben in den meisten Regionen in Deutschland noch nicht
gegeben. Denn wenn das Elterngeld für 12 plus 2 Monate ausbe-
zahlt ist, stehen viele Familien – und vor allem die Frauen – vor dem
Problem: Wohin mit den Kindern, wenn es keine Betreuungsein-
richtungen gibt? 

In der Familie sind es hauptsächlich die Frauen, die Kind und Kar-
riere unter einen Hut bringen müssen. Die ehemalige Bundesminis-
terin für Familie, Ursula von der Leyen, wurde nie müde, von den
vielen Männern zu berichten, die nun auch zwei Monate Elternzeit
beantragten. Das finden wir großartig! Aber darf es auch ein biss-
chen mehr sein? Wir wollen nicht vergessen, dass 90 Prozent der
Mütter zwölf Monate Elternzeit beantragen, während nur acht Pro-
zent der Väter den gleichen Zeitraum pausieren. Also Männer, auf
geht’s!
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Wer die Hälfte der Bevölkerung von Aufstieg und Karriere aus-
schließt, vergibt einen entscheidenden Wettbewerbsvorteil. Mitt-
lerweile beenden deutlich mehr Mädchen als Jungen die Schule
erfolgreich mit der allgemeinen Hochschulreife. Dieses Potential
müssen wir fördern und nutzen – nicht nur aus Gründen der
Geschlechtergerechtigkeit, sondern auch, um Wirtschaft und Wis-
senschaft qualifiziertes Personal zu bieten. Nur wenn Frauen und
Männer gleichermaßen um Jobs konkurrieren, können Unterneh-
men das angebotene Potential am besten ausschöpfen. 

Lassen Sie uns mit großen Schritten weitergehen. 

Ich wünsche Ihnen von Herzen viel Erfolg für Ihren Kongress!

Claudia Roth
Bundesvorsitzende der Partei Bündnis 90/Die Grünen
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Sehr geehrte Frau Wildfeuer, 
sehr geehrte Mitglieder der dbb bundesfrauenvertretung, 

der Bundesfrauenkongress des dbb hat sich einen provokanten Titel
gegeben: „Gleich – Ungleich – Gerecht?!“, der zum Nachdenken und
selbstredend zum Handeln zwingt. Deshalb vorab, ich wünsche
Ihrem Kongress viel Erfolg und übermittle allen Delegierten meine
herzlichsten Grüße.

Ihre Stellungnahmen zur Gleichstellung von Frauen in Beruf und
Gesellschaft beziehen sich auf ein politisches Aufgabenspektrum,
welches weit über die unmittelbaren Interessen des Beamtenbun-
des hinausgeht. Diesen gesellschaftpolitischen Ansatz finden wir
richtig. Mit Ihren Forderungen nach einer geschlechtergerechten
Entgeltordnung, mit Ihrer Orientierung auf eine faire Bezahlung im
öffentlichen Dienst verweisen Sie zugleich auf ein ganzes Bündel
von Gleichstellungshemmnissen, die genauso in anderen gesell-
schaftliche Sphären und in der privaten Wirtschaft überwunden
werden müssen. Dazu gehören die Forderungen nach besseren Rah-
menbedingungen für die Vereinbarung von Familie und Beruf, die
sie in Ihren Positionen zum Koalitionsvertrag dahingehend präzisie-
ren, dass nicht nur abstrakte Wahlmöglichkeiten, sondern ein realer
Ausbau des Betreuungsangebotes erst eine familienfreundliche
Infrastruktur und reale Wahlmöglichkeiten garantieren. Gleichfalls
mahnen Sie die karrierehinderliche Aufstiegspraxis z.B. durch die
nachteilige Beurteilung von Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst an.

GGrruußßwwoorrtt
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Zu Recht vermissen Sie einen genderpolitischen Ansatz bei den Pla-
nungen der neuen Bundesregierung und verweisen auf die erfolg-
reichen Wege, die Sie hier schon gegangen sind und die es auszu-
bauen gilt. Die Fortsetzung konkreter Netzwerkarbeit, die Erfahrung
mit Mentoringprogrammen und die gezielte Förderung von Füh-
rungskompetenzen von Frauen lassen sich nicht nur aus der Eigen-
logik der Anforderungen im öffentlichen Dienst begründen. Sie
haben durchaus Vorbildfunktion für andere gesellschaftliche Berei-
che. Hier schließt sich zugleich der Kreis, denn Sie setzen sich für die
gesellschaftliche Aufwertung von Berufen ein, die vorrangig von
Frauen ausgeübt werden. Gut, wenn der öffentliche Dienst hier vor-
angeht. 

Sie entwickeln viele weitere Positionen, die im Steuer-, im Familien-
und im Sozialrecht eine bisher unterbelichtete Gleichstellung ein-
fordern. Hier gibt es, insbesondere bei den gesundheitspolitischen
Forderungen, auch Differenzen zu unseren politischen Ansätzen.
Doch grundlegend sehen wir denselben Handlungsbedarf bei den
ausufernden Mini- und Midijobs, die eher sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit verdrängen statt zu begründen. Sie programmieren
Altersarmut insbesondere von Frauen vor und dies muss verhindert
werden. 

Sie haben sich anspruchsvolle Ziele gesetzt und ich wünsche Ihrem
10. dbb bundesfrauenkongress eine großartige Debatte, kluge Ent-
scheidungen und eine nachhaltige Wirkung in der Öffentlichkeit,
denn Gleichstellungspolitik ist Politik für Frauen und Männer, für
mehr individuelle Lebensgestaltung in unterschiedlichen Familien-
modellen. Ihr Erfolg ist ein Gewinn für die ganze Gesellschaft.

Prof. Dr. Lothar Bisky, MdEP 
Vorsitzender der Partei DIE LINKE 

Vorsitzender der Fraktion GUE/NGL im Europäischen Parlament 
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GGlleeiicchh  –– UUnngglleeiicchh  –– GGeerreecchhtt??!!

ZZuurr  LLaaggee  ddeerr  FFrraauueenn  iimm  ööffffeennttlliicchheenn  DDiieennsstt  

Männer und Frauen erhalten für die gleiche Arbeit nicht das gleiche
Geld. Klare Zahlen belegen diese Tatsache: In der freien Wirtschaft
liegt der Abstand der Gehälter bei rund 23 Prozent. Im öffentlichen
Dienst beläuft sich der Lohnabstand zwischen den Geschlechtern
auf rund sieben Prozent. Bei gleichen Ausgangschancen ergeben
sich für Frauen und Männer ungleiche berufliche Entwick-
lungschancen. Ist das gerecht?

Die dbb bundesfrauenvertretung wollte es genauer wissen und bat
das Bundesfamilienministerium, eine statistische Untersuchung
durchzuführen. Das Statistische Bundesamt wurde daraufhin mit
einer Studie betraut, die die Löhne von Männern und Frauen in der
Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst berücksichtigen sollte.
Das Ergebnis wurde am 8. September 2009 einem Expertengremi-
um vorgelegt, das Fachleute für Arbeits- und Sozialpolitik, Gender-
und Wirtschaftswissenschaftler sowie Interessenvertreter der
Arbeitgeberseite vereinte. Die Studie bestätigte die bereits bekann-
ten Zahlen. Gleichzeitig zeigte die Analyse, dass auch im öffentlichen
Dienst die Löhne von Männern und Frauen signifikant auseinander-
scheren. In den Bereichen, in denen viele Frauen tätig sind, werden
zunächst einmal durchschnittlich niedrigere Gehälter gezahlt. Aber
auch innerhalb des öffentlichen Dienstes gibt es Unterschiede im
Lohngefälle: Je größer der Frauenanteil in einem Berufsbereich ist,
desto höher ist der Lohnabstand. So beträgt die Verdienstlücke im
Bereich Bildung und Erziehung mit einem Frauenanteil von rund
zwei Drittel knapp 15 Prozent. Im Bereich öffentliche Verwaltung,
Verteidigung, Sozialversicherung, in dem ein beinahe ausgegliche-
nes Geschlechterverhältnis unter den Beschäftigten vorliegt, belau-
fen sich Lohnabstände auf durchschnittlich acht Prozent. In
Führungspositionen und hohen Ämtern, und somit an der Spitze der
Verdienstskala, sind Frauen selten zu finden. 

EErrzziieehhuunnggsszzeeiitteenn  hheemmmmeenn  ddiiee  KKaarrrriieerree
Der doch markante Verdienstunterschied im öffentlichen Bereich
gibt den Experten zu denken. Denn trotz feststehender Einkom-
menstabellen, der stabilen Besoldungs- und Beförderungsroutine
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im Beamtenbereich driften die Gehälter augenscheinlich auseinan-
der. Die möglichen Ursachen, welche die Lohnlücke begünstigen,
sind vielfältig: Während im öffentlichen Dienst etwa jede zweite
Frau aufgrund ihrer Vorbildung zu einer der beiden oberen Leis-
tungsgruppen rechnet, sind Frauen dennoch selten in den oberen
Hierarchieebenen der Behörden zu finden. Folglich gehören sie auch
im öffentlichen Dienst nicht zu den Spitzenverdienern – und das,
obwohl sich gut ausgebildete Frauen häufiger als ebenso gut aus-
gebildete Männer für einen öffentlichen Arbeitgeber entscheiden.
Zudem unterbrechen Frauen häufiger als Männer ihre Berufstätig-
keit, um Kinder groß zu ziehen. Gerade im karrierefähigen Alter zwi-
schen 30 und 40 wirken sich Erziehungszeiten meist negativ auf das
berufliche Fortkommen aus. Dabei ist es oftmals nicht der Wunsch
der Frauen, die Berufstätigkeit für längere Zeit auszusetzen. Eine
Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Forsa vom Herbst 2009
ergab, dass nur jede dritte Frau mit Kinderwunsch ihr Kind in den
ersten drei Jahren selbst betreuen möchte. 53 Prozent wünschen
sich eine Betreuung in einer Kindertagesstätte, sechs Prozent eine
Tagesmutter. Um jedoch den entsprechenden Betreuungsbedarf
decken zu können, müssten mehr als eine Million neue Plätze
geschaffen werden. Bislang ging die Bundesregierung davon aus,
dass nur etwa 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren einen Betreu-
ungsplatz benötigen. Angesichts dieser Tatsachen wurden kritische
Stimmen aus dem städtischen und kommunalen Bereich laut, die
den für 2013 zugesagten Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung für
nicht erfüllbar halten. Die bisher veranschlagten Ausbaumittel
müssten demnach aufgestockt werden. Tatsächlich müssten laut
Städte- und Gemeindebund über die von der Bundesregierung
geplanten 300 000 weitere 630 000 Plätze geschaffen werden. Das
bedeutet aber auch, dass weit mehr Erzieherinnen und Erzieher
benötigt werden als bisher geplant. 

Aber nicht nur der Ruf nach dem Ausbau von Kinderbetreuungsan-
geboten hallt laut in der Entgeltdebatte. Auch die Erkenntnis, dass
gerade in Berufsfeldern, in denen überwiegend weibliche Beschäf-
tigte arbeiten, etwa im Sozial- und Erziehungsdienst oder in Lehr-
berufen, die Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern noch
deutlicher sind, erhält vor allem auch in den Tarifverhandlungen
eine neue Tragweite. Offensichtlich scheinen „frauentypische“
Tätigkeiten schlechter bezahlt zu sein, als solche, die als „typisch
männlich“ gelten. Um Lohnungerechtigkeiten langfristig zu begeg-
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nen, müssen vor allem zwei Kriterien erfüllt werden. Zum einen
muss gleiche Arbeit auch gleich entlohnt werden und zum anderen
müssen Tätigkeiten diskriminierungsfrei beurteilt werden.

VVoorrrreeiitteerr  mmiitt  PPootteennttiiaall
Die aktuellen Zahlen zeigen aber auch, dass arbeitsrechtliche Maß-
nahmen, wie sie im öffentlichen Dienst angewandt werden, tatsäch-
lich greifen: Die Gleichstellungsgesetze und das gesetzliche und
tarifliche Verdienstgerüst dämpfen geschlechterbedingte Verdienst-
unterschiede. Aber dennoch dürfen sich die öffentlichen Arbeitgeber
jetzt nicht auf angeblich vorbildlichen Zahlen ausruhen. Vielmehr
sollten ihnen diese als positiver Beleg für gute Mitarbeiterorganisa-
tion dienen und ein Ansporn sein, ihre Vorreiterrolle in Sachen
geschlechtergerechter Bezahlung weiter auszubauen. Dazu gehört
es auch, insbesondere Frauen, die in Teilzeit arbeiten, Führungspo-
sitionen in allen Bereichen zu ermöglichen. 

Die Zeit drängt. Angesichts des demographischen Wandels besteht
dringender Handlungsbedarf. Die öffentlichen Verwaltungen wer-
den in den kommenden Jahren mit einer Ruhestandswelle konfron-
tiert. Ein Großteil der Beschäftigten und Beamten haben das 55.
Lebensjahr überschritten. In den nächsten Jahren werden tausende
Mitarbeiter aus Altersgründen ihre Arbeit niederlegen. Gleichzeitig
fehlt es jedoch an jungen qualifizierten Nachwuchskräften, die die
Jobs der Älteren übernehmen könnten. Um junge gut ausgebildete
Menschen für eine Karriere im öffentlichen Dienst zu begeistern,
müssen sich die öffentlichen Arbeitgeber gerade in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten auf Qualitätsmerkmale wie Jobsicherheit und
familienfreundliche Arbeitsbedingungen besinnen und darauf auf-
bauend für attraktive berufliche Entwicklungskonzepte sorgen. Die
Grundvoraussetzungen sind gut. Jetzt geht es darum, die Basis
effektiv zu nutzen. Die vorhandenen Rahmenbedingungen müssen
ausgebaut und stets an den aktuellen Bedarf angepasst werden. Fle-
xible Ganztagsbetreuungsangebote für Kinder und familienfreund-
liche Qualifikationsangebote sowie diskriminierungsfreie Beurtei-
lungen sind die Mindestvoraussetzung, um Chancengleichheit im
öffentlichen Dienst optimal zu realisieren und damit die Qualität der
öffentlichen Verwaltungen und Behörden langfristig zu sichern.

25
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OOrrggaanniissaattiioonn
ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennvveerrttrreettuunngg  

Die dbb bundesfrauenvertretung steht im dbb seit über 50 Jahren
als Marke mit starkem Wiedererkennungswert für gewerkschaftli-
che und fachspezifische Kompetenz. Sie ist die gewerkschaftliche
Spitzenorganisation für Frauen im öffentlichen Dienst. Als eigen-
ständige Einrichtung des dbb beamtenbund und tarifunion vertritt
die dbb bundesfrauenvertretung die berufs-, gewerkschafts- und
gesellschaftspolitischen Interessen von rund 400 000 Frauen im
dbb und damit von rund einem Drittel der gesamten dbb Mitglied-
schaft.

Innerhalb des dbb tritt die dbb bundesfrauenvertretung für die Rech-
te der weiblichen Beschäftigten in allen Bereichen des öffentlichen
Dienstes ein. Ihre Hauptaufgaben liegen darin, die besonderen Inte-
ressen von Frauen zu bündeln, auf Defizite hinzuweisen und kons-
truktive Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen.

Als Teilorganisation des dbb nimmt die dbb bundesfrauenvertre-
tung Stellung zu aktuellen Gesetzesentwürfen. Im Berichtszeitraum
wurden die Positionen aus schriftlichen Stellungnahmen der dbb
bundesfrauenvertretung in die Stellungnahmen des dbb beamten-
bund und tarifunion eingebunden und so in die politische Debatte
eingebracht. 

Wie gut ein Gesetz ist, zeigt sich erst in der Praxis. Aus diesem Grund
sieht sich die dbb bundesfrauenvertretung dazu verpflichtet, sich
über Stellungnahmen hinaus politisch für die Belange der dbb Mit-
glieder einzusetzen. Denn auch nach der Einführung des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und der EU-Gleichstellungs-
richtlinie bestehen immer noch Defizite hinsichtlich der Gleichstel-
lung der Geschlechter im beruflichen Leben. Frauen, die sowohl in
Beruf und Familie engagiert sind, erfahren häufig berufliche Nach-
teile, die zu gezielten politischen Initiativen herausfordern.

Die dbb bundesfrauenvertretung steht für

◆ die Umsetzung des Gender Mainstreaming in allen Bereichen
des öffentlichen Lebens

◆ die Durchsetzung von Chancengerechtigkeit im öffentlichen
Dienst und im privatisierten Dienstleistungssektor
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◆ ein stärkeres Mitspracherecht für Frauen sowohl im öffentlichen
Dienst als auch im gesellschaftlichen und politischen Leben –
auch innerhalb des dbb

◆ eine qualifizierte Ausbildung von Mädchen und familienfreund-
liche Fortbildungsmöglichkeiten

◆ die partnerschaftliche Aufteilung von Erziehungsaufgaben
◆ verbesserte staatliche Anerkennung der Kindererziehung und

der Pflege von Angehörigen, z.B. steuerliche Absetzbarkeit
erwerbsbedingter Kinderbetreuungskosten als Werbungskosten
bzw. Betriebsausgaben

◆ verbesserte systemkonforme Würdigung der Kindererziehung
in den Alterssicherungssystemen

◆ für den Ausbau qualifizierter Teilzeitarbeitsplätze und alternie-
render Telearbeit

Im Wege des Rechtsschutzes initiiert die dbb bundesfrauenvertre-
tung Musterverfahren, die sie in Zusammenarbeit mit den dbb
Dienstleistungszentren verfolgt.

Die Leitung der dbb bundesfrauenvertretung obliegt der Vorsitzen-
den sowie fünf Geschäftsführungsmitgliedern, die vom dbb bun-
desfrauenkongress für die jeweilige Legislaturperiode von vier Jah-
ren gewählt werden.

PPoolliittiisscchhee  IInntteerreesssseennvveerrttrreettuunngg

Die dbb bundesfrauenvertretung vertritt die Interessen ihrer rund
400 000 Mitglieder im dbb sowie gegenüber den Arbeitgebern im

öffentlichen Dienst aber
auch gegenüber Bundes-
und Landespolitikern.
Neben politischen Stel-
lungnahmen zu Wahl-
programmen, Gesetzen
und aktuellen Regie-
rungsvorhaben gehört
vor allem auch das per-
sönliche Gespräch zum
Tagesgeschäft. Mit Sitz
in Berlin-Mitte sind die
Wege zur Politik kurz.

Mitten in Berlin: Das dbb forum in der Friedrichstraße
ist auch Sitz der dbb bundesfrauenvertretung.
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DDaass  AAllllggeemmeeiinnee  GGlleeiicchhbbeehhaannddlluunnggssggeesseettzz  ((AAGGGG))  ––  
EEiinnee  ZZwwiisscchheennbbiillaannzz

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz soll Benachteiligungen
aus Gründen der „Rasse“, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts,
der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Identität verhindern und beseitigen. Sollten
Arbeitgeber oder Privatpersonen gegenüber anderen vom Gesetz
geschützten Personen gegen die gesetzlichen Diskriminierungsver-
bote verstoßen, können rechtliche Ansprüche geltend gemacht wer-
den.

Jüngste Arbeitsberichte zeigen, dass das AGG ein praktikables
Instrument ist, um tatsächlichen Schutz vor rechtswidriger Benach-
teiligung zu bieten. Bei den Fällen, in denen sich Frauen ratsuchend
an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden, handelt es
sich vorwiegend um Anliegen struktureller Entgeltdiskriminierung.
Etwa Frauen, die nach der Elternzeit auf einen schlechter dotierten
Posten kommen oder auf einen Posten mit geringeren Karrie-
rechancen versetzt werden, suchten Hilfe bei der Antidiskriminie-
rungsstelle. 

Darüber hinaus nimmt die Zahl der Rechtsfälle stetig zu, die wegen
geschlechtsbedingter Diskriminierung ausgestritten werden. Auf
Basis des AGG ist es einer Frau 2008 gelungen, Schadensersatz in

Über die Fortschritte
im Kampf gegen Dis-
kriminierung referier-
te Dr. Martina Köppen,
ehemals Leiterin der
Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes, auf
der 7. Frauenpolitische
Fachtagung im Juni
2009.
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Höhe von 20 000 € und den Verdienstausfall in Höhe von 1 400 €
monatlich vor einem Arbeitsgericht einzuklagen. Mit Hilfe einer Sta-
tistik konnte sie nachweisen, dass sie nicht befördert wurde, weil sie
eine „Frau“ ist. Zwar war dies zum Zeitpunkt des Redaktionsschlus-
ses noch kein letztinstanzliches Urteil. Darin zeigt sich aber, wie
Gesetze wie das AGG tatsächlich für mehr Gerechtigkeit im Bereich
der beruflichen Gleichstellung sorgen können.

Dennoch war die Arbeit der Antidiskriminierungsstelle unter der Lei-
tung von Dr. Martina Köppen in die Kritik geraten. Kurze Zeit war
unklar, ob die Institution den Regierungswechsel überstehen würde.
Im November gab die schwarz-gelbe Regierungskoalition bekannt,
dass die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unter neuer Leitung
von Christine Lüders fortbestehen wird.

Im Gesetzgebungsprozess bis zum Inkrafttreten des AGG hat der
dbb maßgeblich mitgewirkt. Der dbb sieht es als seine Aufgabe an,
sich für eine benachteiligungs- und diskriminierungsfreie Gesell-
schaft einzusetzen und unterstützt die Umsetzung des AGG in der
Praxis. Zusätzlich fördert die dbb bundesfrauenvertretung den Aus-
tausch mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, um deren
Arbeit weiter bekannt zu machen.

WWaahhllpprrüüffsstteeiinnee  22000099

Die dbb bundesfrauenvertretung hat
2009 bei der Entwicklung der dbb
Wahlprüfsteine mitgewirkt, die im
Vorfeld der Bundestagswahlen an
die Vorsitzenden der Parteien, die
sich zur Bundestagswahl stellten,
gerichtet wurden. Die Wahlprüfstei-
ne lauteten:

◆ Welche Rolle spielt nach Ihren
Vorstellungen der öffentliche
Dienst in Deutschland und wel-
che Zukunft messen Sie ihm bei?

◆ Hat der öffentliche Dienst eine Vorbildfunktion bei der Schaf-
fung einer diskriminierungsfreien und familienfreundlichen
Arbeitswelt? 
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◆ Welche konkreten Maßnahmen zur Förderung des Gender Main-
streaming in der Verwaltung schlagen Sie vor?

◆ Welche Bedeutung hat der öffentliche Dienst für die Funktions-
fähigkeit von Staat und Gesellschaft?

◆ Der öffentliche Dienst muss sich dem demografischen Wandel
ebenso stellen wie andere gesellschaftliche Bereiche. Welche
Maßnahmen sind aus ihrer Sicht notwendig, um qualifizierten
Nachwuchs zu gewinnen und zu fördern?

◆ Welche Maßnahmen planen Sie, um die Alterssicherungssyste-
me der Beamten und der gesetzlich Versicherten mittel- und
langfristig stabil und leistungsfähig zu erhalten?

◆ Welchen Reformbedarf sehen Sie im Krankenversicherungsbe-
reich? Welche Rolle spielt dabei die private Krankenversicherung
inklusive des Beihilfesystems der Beamten?

◆ Wie wichtig sind einheitliche Einkommensbedingungen für die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst bei Bund, Ländern und
Kommunen? Welche Bedeutung messen sie dabei einem stabi-
len Flächentarifvertrag bei?

◆ Die Bundesrepublik Deutschland ist laut Grundgesetz zugleich
Rechts- und Sozialstaat. Was bedeutet das für die Aufgabenstel-
lung des öffentlichen Dienstes, welche Rolle muss er für die
Daseinsvorsorge der Menschen spielen? Sehen Sie in diesem
Zusammenhang noch Privatisierungsmöglichkeiten?

◆ Unterstützen Sie eine europäische Rahmenrichtlinie für Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse, die die Prinzipien der Sub-
sidiarität und der Verhältnismäßigkeit und damit insbesondere
das kommunale Recht auf Selbstverwaltung stärkt?

Die gemeinsamen Wahlprüfsteine 2009 sowie die Antworten der
angefragten Parteien wurden in den verschiedenen Print- und On-
linepublikationen der dbb Organisationen, in der Septemberausga-
be 2009 des dbb magazin, unter www.dbb.de und auf der Homepa-
ge der dbb bundesfrauenvertretung unter www.frauen.dbb.de ver-
öffentlicht.

RReeggiieerruunnggsspprrooggrraammmm  22001100  ––  DDeerr  KKooaalliittiioonnssvveerrttrraagg

Die dbb bundesfrauenvertretung hat sich mit der Koalitionsverein-
barung von CDU/CSU und FDP vom 11. Oktober 2009 intensiv aus-
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einander gesetzt. Insgesamt begrüßte die dbb bundesfrauenvertre-
tung die Stoßrichtung der neuen Regierungskoalition, vermisste
jedoch konkrete Handlungsvorgaben. Die wichtigen Eckpunkte der
Familien- und Frauenpolitik wurden zwar im Ansatz mitgedacht,
konkrete Maßnahmen zur tatsächlichen Verbesserung der Chan-
cengerechtigkeit seien allerdings nur teilweise ausformuliert, laute-
te die Kritik.

Zu den einzelnen Koalitionsvereinbarungen äußerte sich die dbb
bundesfrauenvertretung im November 2009 wie folgt:

VVeerreeiinnbbaarrkkeeiitt  vvoonn  FFaammiilliiee  uunndd  BBeerruuff
Die Koalition hat das Ziel formuliert, die Rahmenbedingungen für
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, insbesonde-
re durch eine familienfreundliche Kultur sowie einen Ausbau der
Infrastruktur und eine familiengerechte Arbeitswelt. Eltern sollen
die Wahlfreiheit haben, Familienleben und Erwerbstätigkeit nach
ihren Wünschen zu gestalten. Diese Absicht wird von der dbb bun-
desfrauenvertretung begrüßt. Allerdings kommt es darauf an, wie
diese politische Absichtserklärung konkret mit Leben gefüllt wird. 

LLeeiissttuunnggeenn  ffüürr  FFaammiilliieenn  
Leistungen für Familien sollen wirksamer und effizienter gestaltet
und gebündelt werden. Die Leistungen des Steuer-, Sozial-, Famili-
en- und Unterhaltsrechts sollen harmonisiert werden. Verbraucher-
freundliche und übersichtlichere Gesetze in diesem Bereich sind aus
Sicht der dbb bundesfrauenvertretung notwendig.

KKiinnddeerrggeelldd//SStteeuueerrlliicchhee  FFrreeiisstteelllluunngg  ddeess  EExxiisstteennzzmmiinniimmuummss
Das Existenzminimum für Kinder soll 2010 auf jährlich 7 008 € ange-
hoben und das Kindergeld um 20 € erhöht werden. Eine angemes-
sene Anpassung war überfällig. Die dbb bundesfrauenvertretung
fordert ein familiengerechtes Steuerrecht, das die Belastungen
gerecht verteilt, denn die Erziehung von Kindern liegt im gesamtge-
sellschaftlichen Interesse.

BBeettrreeuuuunnggssggeelldd
Das Betreuungsgeld von 150 € im Monat soll Familien gewährt wer-
den, die für ihre Kinder unter drei Jahren keine staatliche Betreuung
in Anspruch nehmen. Dadurch werden die beruflichen Unterbre-
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chungszeiten zwar tendenziell verlängert und damit die Karriere-
hemmnisse für Frauen nicht niedriger. Allerdings wird eine gewisse
Flexibilität geschaffen, solange staatliche Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten für Kleinstkinder noch nicht in ausreichender Zahl zur Ver-
fügung stehen. Frauen sollten eine wirkliche Wahl haben, ob sie sich
für Kindererziehung und/oder Beruf entscheiden. Ein Ausbau von
qualitativ hochwertigen und quantitativ ausreichenden Kinderbe-
treuungseinrichtungen ist dazu notwendig. Die angestrebte Trä-
gervielfalt und damit die verstärkte Einbeziehung privater Träger in
diesem Bereich erhöht zwar die Auswahlmöglichkeit für Eltern, ist
aber aus Sicht der dbb bundesfrauenvertretung nicht unproblema-
tisch. Um die gleichbleibende Qualität von frühkindlicher Bildung zu
sichern, sollte diese aus einer Hand kommen. 

KKiinnddeerreerrzziieehhuunnggsszzeeiitteenn  iinn  ddeerr  RReenntteennvveerrssiicchheerruunngg
Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßt, dass die Berücksichti-
gung von Kindererziehungszeiten für die Alterssicherung überprüft
und verbessert werden soll. Verbesserungen in diesem Bereich müs-
sen auch im Versorgungsrecht umgesetzt werden.

EElltteerrnnggeelldd  
Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßt die geplante Weiterent-
wicklung und flexiblere Zahlung von Elterngeld. Die bisher sehr kom-
plizierte Einkommensermittlung für das Elterngeld soll vereinfacht
werden. Die Partnermonate sollen gestärkt und ein Teilelterngeld
bis zu 28 Monaten gezahlt werden. Damit wird eine weitere Flexibi-
lisierung möglich, die auch Vätern eine stärkere Integration in Erzie-
hungsaufgaben ermöglichen soll.

GGeennddeerrppoolliittiikk
Genderpolitik ist nicht explizites Ziel der Koalitionsvereinbarung.
Die dbb bundesfrauenvertretung hätte sich jedoch ein Bekenntnis zu
Gender Mainstreaming als politikübergreifendes Prinzip gewünscht:
Mädchen und Jungen, Frauen und Männer müssen ihren Bedürfnis-
sen entsprechend gleicher Maßen gefördert werden. Die dbb
bundesfrauenvertretung will Chancengerechtigkeit für beide Ge-
schlechter fördern. Dazu gehört es, Benachteiligungen zu beseitigen
und vorzubeugen. Die Förderung des einen Geschlechts darf nicht
zur sachlich nicht gerechtfertigten Benachteiligung des anderen
führen. Deshalb fordert die dbb bundesfrauenvertretung eine
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gezielte Förderung beider Geschlechter, insbesondere auch im
Bereich Erziehung und Bildung.

Um bestehende Defizite zu beseitigen beziehungsweise neue Defi-
zite nicht entstehen zu lassen, begrüßt die dbb bundesfrauenver-
tretung deshalb die Etablierung einer Jungen- und Männerförde-
rung im Sinne des Gender Mainstreaming. Die fehlenden Rahmen-
bedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf gehen immer
noch einseitig zulasten der Mütter. Die aktuelle Debatte um
geschlechterspezifische Verdienstabstände und fehlende Frauen-
beteiligung in Entscheidungspositionen zeigt, dass noch deutliche
Rückstände im Bereich des beruflichen Fortkommens und im Ver-
dienst zwischen Mann und Frau bestehen. Noch immer existieren
messbare gesellschaftliche und berufliche Benachteiligungen von
Frauen und Mädchen wie etwa Verdienstunterschiede trotz glei-
cher Qualifikation und Position oder eine karrierehinderliche Auf-
stiegspraxis etwa durch die benachteiligende Beurteilung von Teil-
zeitkräften im öffentlichen Dienst. Frauen sind noch immer unter-
repräsentiert in Führungspositionen und politischen Entschei-
dungsgremien – auch in den Gewerkschaften und den hohen
Ämtern im öffentlichen Sektor. Vieles ist verursacht durch den Kar-
riereknick zwischen 30 und 40, den nur erziehende Frauen erleben
müssen. Deshalb gilt es weiter, an einer Verbesserung in diesen
Bereichen zu arbeiten. Die dbb bundesfrauenvertretung setzt sich
daher ein für 

◆ mehr Frauen in Führungs- und Entscheidungspositionen im
Beruf sowie in Politik und Gewerkschaft

◆ gezielte Förderung von weiblicher Führungskompetenz durch
Netzwerke und Mentoring-Programme für junge Frauen 

◆ deutliche Milderung von karrierehemmenden Faktoren – wie z.B.
familienbedingten Arbeitsunterbrechungen – durch flexible Ar-
beitszeitmodelle

◆ ausreichende Kinderbetreuungsmöglichkeiten für Kinder unter
drei Jahren

◆ Einsatz von mehr hochqualifizierten Erzieherinnen und Erzie-
hern

◆ zusätzliche Schulpädagogen 
◆ gesellschaftliche Aufwertung von typischen Frauenberufen im

öffentlichen Dienst 
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Hinsichtlich der Gleichstellungspolitik äußert sich die schwarz-gelbe
Regierung zurückhaltend in ihrem Koalitionsvertrag. Zur gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Frauen und Männern in allen Lebensphasen
soll ein Rahmenplan erstellt werden. Rahmenpläne bringen nur
dann etwas, wenn daraus konkrete Maßnahmen folgen. Ein solcher
Rahmenplan setzt eine genaue Datenanalyse voraus, die auch unter
Gendergesichtspunkten stehen sollte.

Zur Erleichterung des Wiedereinstiegs ins Berufsleben, der für die
dbb bundesfrauenvertretung ein zentraler Punkt ist, fehlen sub-
stanzielle Aussagen. Auch zur Überwindung der Lohnungleichheit
fehlen dezidierte Aussagen. Die Aussage unter dem Punkt „Über-
windung der Entgeltungleichheit“, dass der öffentliche Dienst seine
Potentiale ausschöpfen muss, frauen- und familienfreundlicher zu
werden, ist aus Sicht der dbb bundesfrauenvertretung selbstver-
ständlich, denn der öffentliche Dienst hat hier eine Vorbildfunktion.
Jedoch fehlt eine konkrete Beschreibung entsprechender flankie-
render Maßnahmen. Die Koalition will die Ziele des Bundesgleich-
stellungsgesetzes und des Bundesgremienbesetzungsgesetzes mit
Nachdruck verfolgen. Das ist positiv und selbstverständlich zugleich.
Wie allerdings die Änderung und effektivere Gestaltung aussehen
soll, bleibt weiter offen. Der Anteil von Frauen in Führungsposi-
tionen im öffentlichen Dienst soll maßgeblich erhöht werden. Dies
fordert auch die dbb bundesfrauenvertretung. Allerdings ist ein
Stufenplan mit Berichtspflichten und Selbstverpflichtungen als kon-
krete Maßnahme nur für die Privatwirtschaft (Vorstände und Auf-
sichtsräte) vorgesehen. Darüber, wie im öffentlichen Dienst mehr
Frauen in Führungspositionen kommen sollen, gibt es keine An-
gaben.

SStteeuueerrnn
Das Steuerrecht sollte einfacher und übersichtlicher gestaltet wer-
den. Ein Stufenmodell allein kann nicht zu einer solchen Verein-
fachung beitragen. Konkrete Vereinfachungsvorschläge werden
nicht genannt. Ein neues Steuerrecht muss gender- und familienge-
recht sein.

BBiilldduunngg
Die Koalition will unter anderem eine bessere Qualifikation von
Erzieherinnen erreichen. Dies begrüßt die dbb bundesfrauenvertre-
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tung. Wir fordern eine Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern
auf Fachhochschulniveau. 

AArrbbeeiittssmmaarrkkttppoolliittiikk
Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßt das Bekenntnis der Koali-
tion zur Tarifautonomie und deren Vorrang vor staatlicher Lohn-
festsetzung. Die Koalition will die Arbeitsanreize auch für Mini- und
Midi-Jobs erhöhen und die Verdienstgrenze für solche Jobs dynami-
sieren. Mini- und Midijobs werden häufig von Frauen wahrgenom-
men, die zum einen auf diesem Wege keine nennenswerten zusätz-
lichen Leistungen – insbesondere für die Alterssicherung - erwerben
und zum anderen auf Dauer in solchen Jobs arbeiten, ohne in dau-
erhafte sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu
kommen. Die dbb bundesfrauenvertretung hält diese Tendenz für
gefährlich. Der Umbau von sozialversicherungspflichtiger in sozial-
versicherungsfreie Beschäftigung würde dadurch erleichtert. Die
dbb bundesfrauenvertretung fordert den Erhalt und Ausbau sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse. 

GGeessuunnddhheeiittssppoolliittiikk
Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßt die klare Absage an eine
Einheitskasse und die Bürgerversicherung. PKV und GKV sollen als
eigenständige Systeme erhalten bleiben. Die Wahlmöglichkeiten für
die Versicherten und Wettbewerbsmöglichkeiten der Kassen unter-
einander sind damit weiterhin gewährleistet. Das beitragsfinan-
zierte System sollte beibehalten werden. Eine Beitragsentlastung
darf nicht einseitig zugunsten der Arbeitgeber (Festschreibung von
deren Anteil) und zulasten der Versicherten gehen. Die Einführung
„einkommensunabhängiger Beiträge“ in der Krankenversicherung
stellt das System der paritätischen Finanzierung in Frage und wird
deshalb von der dbb bundesfrauenvertretung kritisiert.

PPoolliittiisscchhee  GGeesspprrääcchhee
Informieren, Fachwissen vermitteln und richtig reagieren ist die Devi-
se, unter der sich die Vorsitzende und die Mitglieder der Ge-
schäftsführung in den vergangenen vier Jahren mit wichtigen Schlüs-
selfiguren im politischen Entscheidungsprozess auf Bundes- und Lan-
desebene intensiv austauschten. Wenn es um gendergerechte Pro-
blemlösungen im Berufsfeld „öffentlicher Dienst“ geht, ist die dbb
bundesfrauenvertretung für Politiker sowie deren Mitarbeiter hoch
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angesehene und gern genutzte Anlaufstelle. Insbesondere sieht
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) in der dbb bundesfrauenvertretung einen wichtigen
Ansprechpartner in Sachen Frauen, Familie und öffentlicher Dienst.

Bei einem Arbeitstreffen mit Bundesministerin Dr. Ursula von der
Leyen am 1. Oktober 2007 im Ministerium für Familie, Frauen, Seni-
oren und Jugend nutzte die Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-
tretung, Helene Wildfeuer, die Gelegenheit, um der Bundesministe-
rin die Arbeit der dbb bundesfrauenvertretung vorzustellen und
gemeinsame Schnittstellen für eine künftige Zusammenarbeit zu
erörtern. Familienfreundlichere Beschäftigungsbedingungen, fle-
xiblere Arbeitszeiten, die Gleichbehandlung von Frauen bei Beför-
derung und Beurteilung, mehr Kinderbetreuungsmöglichkeiten und
ein familienfreundlicheres Steuerrecht bestimmen schon seit lan-
gem die Politik der dbb bundesfrauenvertretung. Aber auch das
Thema Chancengerechtigkeit und Diskriminierungsfreiheit im
öffentlichen Dienst war ein Thema, das die dbb bundesfrauenver-
tretung ebenso wie das BMFSFJ betrifft. Die Ministerin teilte die Ein-
schätzung, dass es wichtig sei, die Kinderbetreuung auszubauen,

Familienpolitik und der öffentliche Dienst: Helene Wildfeuer und die ehemalige Bun-
desfamilienministerin Ursula von der Leyen.
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damit Frauen erwerbstätig sein können – nicht zuletzt, um so eige-
ne Renten- und Versorgungsansprüche aufbauen zu können. Auch
das Anliegen der dbb bundesfrauenvertretung, Kinderbetreuungs-
kosten als Werbungskosten steuerlich geltend zu machen, fand bei
der Ministerin Zuspruch. Damit könnten zum einen Arbeitsplätze im
Betreuungsbereich und zum anderen Anreize dafür geschaffen wer-
den, dass Frauen frühzeitig in die Erwerbstätigkeit zurückkehren
können. Aber auch dem demografischen Wandel müsse man begeg-
nen und die Voraussetzungen dafür schaffen, dass sich junge Men-
schen leichter für die Gründung einer Familie entscheiden können,
ohne auf der anderen Seite ihre Erwerbstätigkeit infrage stellen zu
müssen.

Gendergerechtigkeit
durchsetzen heißt auch
beide Geschlechter
bereits bei der Gesetzge-
bung mitdenken: Helene
Wildfeuer mit der dama-
ligen Justizministerin Bri-
gitte Zypries auf der dbb
Arbeitstagung 2008 in
Köln.

GGeemmeeiinnssaamm  ggeeggeenn  VVeerrddiieennssttuunntteerrsscchhiieeddee
Vor allem das Problem der noch immer ungleich verteilten Entloh-
nung zwischen den Geschlechtern dominierte die Gespräche zwi-
schen der dbb bundesfrauenvertretung und dem BMFSFJ in den ver-
gangenen vier Jahren. 2009 belegten Arbeitsmarktstatistiken, dass
Frauen in der freien Wirtschaft im Schnitt noch immer knapp ein
Viertel weniger verdienen als männliche Kollegen in gleicher Positi-
on. Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern lag der Gender
Pay Gap in Deutschland erschreckend hoch. Für Gewerkschaften und
Politik war diese Zahl ein alarmierendes Zeichen und ein Anlass,
gemeinsam nach Lösungsansätzen zu suchen.
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Um herauszufinden, ob und wie es um die Lohngleichheit im öffent-
lichen Dienst bestellt ist, fragte das Familienministerium und auf
Drängen der dbb bundesfrauenvertretung beim Statistischen Bun-
desamt nach. Das Ergebnis war eine Studie, die auf Einladung des
BMFSFJ und der dbb bundesfrauenvertretung gemeinsam mit Exper-
ten aus Verwaltung, Wissenschaft und Gewerkschaft im dbb forum
am 8. September 2009 diskutiert wurde.

Experten diskutieren im dbb forum berlin zum Thema Entgeltgleichheit:
Jutta Endrusch, dbb bundesfrauenvertretung, Heinz Ossenkamp, stellvertretender dbb
Bundesvorsitzender, Helene Wildfeuer, Vorsitzende dbb bundesfrauenvertretung, Eva-
Maria Welskop-Deffaa, Leiterin der Abteilung Gleichstellung im BMFSFJ, Christiane
Flüter-Hoffmann, IW, Anton Lieven, BMI (v.l.).

Lohnungerechtigkeiten
sind auch auf Landesebe-

ne ein brisantes Thema:
Helene Wildfeuer nutzte

den Bundesfrauen-
kongress 2006, um mit

Brandenburgs Minister-
präsidenten Matthias

Platzeck die Situation im
Landesdienst zu

diskutieren.
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Die Untersuchung ergab, dass auch im öffentlichen Dienst die Löhne
deutlich auseinander scheren: Wie aus der Studie hervorgeht, erhal-
ten weibliche Tarifbeschäftigte und Beamtinnen etwa sieben Pro-
zent weniger Gehalt als ihre männlichen Kollegen. Als einen Grund
für den deutlich geringeren Entgeltunterschied zwischen Männern
und Frauen im öffentlichen Dienst nannten die Vertreter des Stati-
stischen Bundesamtes die rechtlich geregelten Besoldungs- und
Tarifstrukturen. Zudem stellten die Statistiker heraus, dass in den
Leistungsgruppen 1 und 2 des öffentlichen Bereiches mehr Frauen
arbeiten als etwa in den vergleichbaren Leistungsgruppen der frei-
en Wirtschaft. Führungsposten hingegen sind in der Privatwirtschaft
wie im öffentlichen Dienst weiterhin überwiegend männlich
besetzt.

Frauen in Ost und West:
Gelebte Gleichberech-
tigung ist das gemein-
same Ziel von Helene
Wildfeuer und Dagmar
Schipanski, die im Juni
2009 zu einem Erfah-
rungsaustausch zusam-
mentrafen.

Das Gremium war sich einig, dass ein solcher statistischer Beleg
wichtig und hilfreich sei, um geschlechtsbedingten Lohnunterschie-
den zu begegnen. Jedoch reicht dieser erste statistische Beweis noch
nicht aus, um weitreichende Schlüsse über die Ursachen der Ent-
geltunterschiede zu ziehen. An die Einschätzungen soll in einem
zweiten Schritt eine vertiefende Analyse anknüpfen, die Mechanis-
men und Ursachen für die Lohnunterschiede aufzeigen soll. In einem
zweiten Expertengespräch sollen darauf aufbauend mögliche
Lösungsvorschläge für eine Verbesserung der momentanen Situa-
tion erarbeitet werden. 
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SStteeuueerrrreecchhtt  ffaammiilliieennffrreeuunnddlliicchh  ggeessttaalltteenn
Familienfreundlich oder nicht: Was kann die deutsche Steuerge-
setzgebung leisten? Diese Frage stellte die dbb bundesfrauenver-
tretung Ina Lenke, frauen-, familien- und zivildienstpolitische Spre-
cherin der FDP-Bundestagsfraktion am 7. Mai 2008. Gesprächs-
grundlage war der Gesetzesentwurf zum Jahressteuergesetz 2009.
Helene Wildfeuer und Marianne Dennerlein – beide von Berufs
wegen Fachfrauen für Steuerfragen – informierten die liberale Bun-
destagsabgeordnete über die Auswirkung des im Entwurf des
Jahressteuergesetzes 2009 geplanten „Faktorverfahrens“, das alter-
nativ zur Steuerklassenwahl III/V oder optional bei der Wahl der
Steuerklassen IV/IV angewendet werden soll. Die Gesprächspartne-
rinnen waren sich einig, dass das von dbb und DSTG vorgeschlagene
„Durchschnittsverfahren“ vorzuziehen sei. Zum einen ist es für die
Betroffenen klarer und verständlicher und zum anderen für die
Finanzämter einfacher umzusetzen.

Ehegattensplitting, Absetz-
barkeit von Betreuungs-

kosten, Jahressteuergesetz
waren die Schwerpunktthe-

men beim Treffen von Helene
Wildfeuer, Vorsitzende der

dbb bundesfrauenvertretung
und Ina Lenke, frauen-, fami-
lien- und zivildienstpolitische

Sprecherin der FDP-Bundes-
tagsfraktion im Mai 2008.

Darüber hinaus war die von der dbb bundesfrauenvertretung gefor-
derte Absetzbarkeit von berufsbedingten Kinderbetreuungskosten
als Werbungskosten beziehungsweise Betriebsausgaben in voller
Höhe Thema des Gesprächs. Wildfeuer machte deutlich, dass eine
qualifizierte Kinderbetreuung notwendig sei, damit Eltern ihrem
Beruf weiter nachgehen können: „Deshalb müssen die damit ver-
bundenen Kosten als Werbungskosten die Steuerschuld mindern.“
Hier gebe es trotz des vom Bundesverfassungsgericht zur Entschei-
dung angenommenen Verfahrens der dbb bundesfrauenvertretung
und trotz entsprechender Initiativen von dbb und DSTG bislang noch
keinen Vorläufigkeitsvermerk auf den Steuerbescheiden.
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Die familienpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion sagte zu, in einer
parlamentarischen Anfrage an die Bundesregierung zu klären, wann
der Vorläufigkeitsvermerk für die Kinderbetreuungskosten einge-
führt werden solle. „Vorläufigkeitsvermerk“ bedeutet, dass gegen
den Steuerbescheid, der wegen der derzeitigen Gesetzeslage zum
Beispiel die beantragten Kinderbetreuungskosten nur „wie“ Wer-
bungskosten begrenzt abziehen lässt, kein Einspruch eingelegt wer-
den muss. Der Einkommensteuerbescheid wird erst dann bestands-
kräftig, wenn das Bundesverfassungsgericht entschieden hat.
Soweit das Verfahren zu Gunsten der Steuerzahler ausfällt, wird der
Bescheid automatisch abgeändert. Durch einen solchen Vorläufig-
keitsvermerk wird sowohl der Aufwand der Bürger als auch der der
Finanzämter gemindert.

DDiieennssttrreecchhttssrreeffoorrmm  ggeennddeerrggeerreecchhtt  uummsseettzzeenn
Ein Thema, das die Geschäftsführung im Berichtszeitraum in vielen
politischen Gesprächen beschäftigte, war die Dienstrechtsreform
und deren Auswirkungen auf die Situation der Beamtinnen in den
einzelnen Bundesländern. Auf der dbb Jahrestagung 2008 in Köln
traf die Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung Helene Wild-
feuer den Sprecher für die Angelegenheiten des öffentlichen Diens-
tes und langjährigen innenpolitischen Sprecher der FDP-Bundes-
tagsfraktion Dr. Max Stadler, MdB (seit 2009 Parlamentarischer
Staatssekretär im BMJ), zu einem Gespräch über die Fortentwicklung
des öffentlichen Dienstrechts und die Föderalismusreform aus
frauenpolitischer Sicht. 

Die dbb bundesfrauenver-
tretung steht für ebenen-
übergreifenden politischen
Dialog: Helene Wildfeuer
(Mitte) mit Petra Pau, Vize-
präsidentin des Bundes-
tages und Dr. Max Stadler,
Parlamentarischer Staats-
sekretär im BMJ auf der
dbb Jahrestagung 2008 in
Köln.
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GGeewweerrkksscchhaaffttssttaagg  ddeess  ddbbbb

Der Gewerkschaftstag ist das
oberste Beschlussgremium des
dbb beamtenbund und tarifuni-
on. Er tagt alle fünf Jahre. Zu sei-
nen wichtigsten Aufgaben ge-
hört die Entlastung und Wahl
der Bundesleitung, die Novellie-
rung der Satzung und die Be-
stimmung der gewerkschafts-
politischen Agenda für die je-
weils kommenden fünf Jahre.
Der letzte Gewerkschaftstag
fand vom 26. bis 28. November
2007 statt. 

Die dbb bundesfrauenvertretung
beteiligte sich aktiv durch Anträ-
ge und Redebeiträge an der Mit-
gestaltung der gewerkschaftli-
chen Zielsetzung. Von den mehr
als 500 Anträgen brachte die dbb
bundesfrauenvertretung 59 ein.
Weitere acht Anträge stellte die
dbb bundesfrauenvertretung an
den ebenfalls in Berlin stattfin-
denden Gewerkschaftstag der
dbb tarifunion am 25. November
2007. Insgesamt wurden 49
Anträge der dbb bundesfrauen-
vertretung angenommen.

GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg  aallss  ddbbbb  GGrruunnddssaattzz
Die dbb bundesfrauenvertretung setzte die Verankerung der Prinzi-
pien des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und des Gender
Mainstreaming in § 1 der neuen Satzung des dbb durch. Die Dele-
gierten votierten darüber hinaus für die Umsetzung von Gender
Mainstreaming in der Alterssicherung. Auch hier wurde entspre-
chend dem neuen Leitmotiv der dbb Satzung der Antrag der dbb
bundesfrauenvertretung angenommen. Ziel der dbb bundesfrauen-

Angenommen: Von 59 eingereichten Anträgen
der dbb bundesfrauenvertretung hat der dbb

Gewerkschaftstag 49 angenommen.
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vertretung ist es, eine Verbesserung der Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten und Zeiten für die Pflege von Angehörigen in der
gesetzlichen Rentenversicherung und in der Beamtenversorgung zu
erreichen. 

Auch die Anträge, die dem Arbeitskreis I (Grundsatz und Bildung) zur
Umsetzung von Gender Mainstreaming vorlagen, wurden ange-
nommen.

ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennvveerrttrreettuunngg  sstteelllltt  zzwweeii  BBuunnddeesslleeiittuunnggssmmiittgglliieeddeerr
Dass die gendergerechte Satzungsänderung von den Delegierten
prompt umgesetzt wurde, zeigte sich bei der Wahl der Bundeslei-
tung. Beide Kandidatinnen der dbb bundesfrauenvertretung, Kirsten
Lühmann (DPolG) und Astrid Hollmann (VRFF), erhielten das Mandat. 

VVeerrbbeesssseerruunngg  ddeerr  VVeerreeiinnbbaarrkkeeiitt  vvoonn  BBeerruuff  uunndd  FFaammiilliiee
Ebenfalls vom Gewerkschaftstag 2007 beschlossen wurde der
Antrag der dbb bundesfrauenvertretung zur Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. Ziel des Antrags ist es, eine Grund-
lage zu schaffen, die eine Steigerung der Erwerbsquote von Frauen
ermöglicht und Benachteiligungen von Erziehenden und Pflegenden
verhindert beziehungsweise beseitigt. Um Frauen in vollem Umfang
am Berufsleben teilhaben zu lassen, bedarf es folgender Verbesse-
rungen:

◆ Kinderbetreuungsangebot ausbauen
◆ flexible Arbeitszeitmodelle schaffen
◆ Teilzeitarbeitsmodelle für alle Positionen ermöglichen 

Darüber hinaus verabschiedeten die Delegierten die Anträge der
dbb bundesfrauenvertretung zur Verbesserung der Bedingungen
für Teilzeitarbeit sowie zur Verbesserung der Sonderurlaubsrege-
lungen für Pflegende von erkrankten Kindern beziehungsweise
Angehörigen.

ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennkkoonnggrreessss
Der dbb bundesfrauenkongress ist der Satzung folgend das oberste
Beschlussgremium der dbb bundesfrauenvertretung und tagt alle
vier Jahre. Zuletzt fand der dbb bundesfrauenkongress vom 6. bis 7.
Oktober 2006 statt. Neben den Mitgliedern der Hauptversammlung
werden zum dbb bundesfrauenkongress entsprechend der jeweili-
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gen Verbandsgröße stimmbe-
rechtigte Delegierte von den
Bundesbeamtengewerkschaften,
Bundesfachgewerkschaften und
Landesbünden entsandt.
Die Beschlüsse des Kongresses
geben den Arbeitsrahmen der dbb
bundesfrauenvertretung für die
jeweils folgende Legislaturpe-
riode vor. Auf die Beschlusslage
der dbb bundesfrauenvertretung
können die Mitgliedsgewerk-
schaften aktiv einwirken, indem
sie über ihre Frauenvertretungen
Anträge stellen und Delegierte zum Kongress entsenden.
Zentrale Aufgaben des dbb bundesfrauenkongresses sind: 
◆ Entlastung der Geschäftsführung
◆ Wahl der Geschäftsführung, bestehend aus Vorsitzender, stell-

vertretender Vorsitzender und vier Beisitzerinnen  
◆ Novellierung der Satzung
◆ Festlegung der Grundsätze der Frauenarbeit im dbb
◆ Abstimmung von frauen- und gewerkschaftspolitischen Positio-

nen, Anträgen und Entschließungen
Mit öffentlichen Fachvorträgen und Diskussionsveranstaltungen ist
der dbb bundesfrauenkongress auch eine etablierte Plattform für
Persönlichkeiten aus Politik und Gesellschaft sowie für Delegierte
und Journalisten, um sich an der aktuellen genderpolitischen De-
batte aktiv zu beteiligen.

ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennkkoonnggrreessss  22000066  ––  „„FFrraauueenn  ––  FFoorrttsscchhrriitttt  ––  ZZuukkuunnfftt““
Die rund 400 Gewerkschafterinnen, die am 6. und 7. Oktober 2006
in Potsdam zum 9. dbb bundesfrauenkongress zusammenkamen,
machten erneut deutlich, wie vielfältig die Themen sind, in denen
Frauen eigene Positionen haben. In mehr als 200 Anträgen zu The-
men wie Altersvorsorge, Gender Maintreaming, Steuerrecht, Teil-
zeitregelung legten die Delegierten den Rahmen für die politische
Arbeit der kommenden vier Jahre fest. Des Weiteren bestätigte das
Gremium die bisherige Vorsitzende Helene Wildfeuer (DSTG) sowie
ihre Stellvertreterin Eva Herrmanns (komba) mit großer Mehrheit in

Wahlen beim Bundesfrauenkongress 2006 
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ihren Ämtern. Daneben wurden Jutta Endrusch (VBE), Ute Wiegand-
Fleischhacker (dbb hessen), Astrid Hollmann (VRFF) und Kirsten Lüh-
mann (DPolG) als Mitglieder der Geschäftsführung bestätigt bezie-
hungsweise neu gewählt.

Darüber hinaus rückte die öffentliche Veranstaltung die Arbeit und
die Interessen der dbb bundesfrauenvertretung in den politischen
Fokus. Fortschritte für Frauen erwirken und eine Zukunft schaffen,
in der Frauen gute Rahmenbedingungen vorfinden, so beschrieb
Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung die
aktuellen Ziele und den Arbeitsauftrag der dbb bundesfrauenver-
tretung. Vor allem muss daran gearbeitet werden, Frauen verstärkt
in die Erwerbstätigkeit zu bringen, um die Voraussetzungen für
einen zukunftstauglichen und gerechten Sozialstaat zu schaffen.
Darüber hinaus dürfen sich familienbedingte Unterbrechungen der
Erwerbstätigkeit weder für Frauen noch für Männer negativ auf das
berufliche Fortkommen auswirken. Bei einer leistungsgerechten
Bezahlung müssen soziale Kompetenzen, die gerade in Familien-
phasen erworben werden, für die Definition von „Leistung“ eine
stärkere Rolle spielen. 
Unter zahlreichen Gästen aus Politik und Gewerkschaft war auch der
Ministerpräsident des Landes Brandenburg, Matthias Platzeck, der
sich für ein verstärktes politisches Engagement im Bereich der
Frauenpolitik aussprach. 

HHaauuppttvveerrssaammmmlluunngg
Zwischen den Kongressen ist die Hauptversammlung das rang-
höchste Beschlussorgan der dbb bundesfrauenvertretung. Sie ent-
scheidet über gewerkschaftspolitische Richtlinien, aktuelle The-
mensetzung, organisatorische Grundsatzfragen sowie über den
jährlichen Haushalt. Die Hauptversammlung tagt zweimal im Jahr –
mindestens einmal im Jahr des Bundesfrauenkongresses. Das Gre-
mium umfasst circa 50 Mitglieder. 
Mitglieder der Hauptversammlung sind
◆ die Mitglieder der Geschäftsführung
◆ die Vorsitzenden der Frauenvertretungen der Mitgliedsgewerk-

schaften und Landesbünde des dbb
◆ eine Vertreterin der dbb jugend
◆ die Ehrenmitglieder
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Im Rahmen der Hauptver-
sammlungssitzungen tre-
ten die dbb Landesfrau-
envertreterinnen und die
Geschäftsführung der
dbb bundesfrauenvertre-
tung zu einer koordinie-
renden Sitzung zusam-
men, um die Entwicklun-
gen der Dienstrechte in
den einzelnen Bundes-
ländern auf Genderas-
pekte zu analysieren. So
können bereits im Re-
formprozess Diskriminie-
rungspotentiale erkannt
und beseitigt werden. Bei
der Hauptversammlung
am 18. September 2009 legte die interne Arbeitsgemeinschaft ihre
Arbeitsabläufe fest. Eine erste Einschätzung, ob und gegebenenfalls
wie sich die Dienstrechtsreform im Arbeitsalltag der Landesbediens-
teten auf die Gleichstellung der Geschlechter auswirken wird, soll in
den kommenden Sitzungen konkretisiert und zusammengestellt
werden. Folgende Bereiche wurden bisher erörtert:

◆ familienspezifische Sonderzulagen im Besoldungsrecht
◆ Lebensarbeitszeit
◆ Umgang der einzelnen Bundesländer mit den Konsequenzen aus

dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Versorgungsab-
schlag nach  85 IV Beamt VG i.V.m. § 14 Abs. 1 Satz 1 a.F.

◆ allgemeine Tendenzen im Bereich Dienstrecht, Laufbahn-, Besol-
dungs- und Versorgungsrecht

DDiiee  GGeesscchhääffttssffüühhrruunngg  ––  DDaass  KKoommppeetteennzztteeaamm  

Die Aufgabe der Geschäftsführung ist es, die Beschlüsse des dbb
bundesfrauenkongresses und der Hauptversammlung umzusetzen.
Darüber hinaus unterstützt sie die Frauenarbeit der dbb Mitglieds-
gewerkschaften und Landesbünde vor Ort und hilft bei der Organi-
sation und Durchführung von gewerkschaftspolitischen Veranstal-
tungen. Sie ist zuständig für die Einberufung und Durchführung des

Hauptversammlung 2009 in Lübeck:
Helene Wildfeuer informiert die Teilnehmerinnen

über die aktuellen Entwicklungen in Berlin.
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dbb bundesfrauenkongresses und der Hauptversammlung. Außer-
dem verfügt sie über die Haushaltsmittel, die der dbb bundesfrauen-
vertretung vom dbb zur Verfügung gestellt werden.

Der Geschäftsführung gehört mindestens ein Mitglied aus dem Beam-
ten- und eines aus dem Tarifbereich an. Sie setzt sich zusammen aus

◆ der Vorsitzenden
◆ der stellvertretenden Vorsitzenden
◆ vier Beisitzerinnen

Die Vorsitzende ist Mitglied des Bundesvorstandes und Bundes-
hauptvorstandes des dbb. Sie ist ständiger Gast bei den Frauenkon-
gressen und Frauenfachtagungen der Landesbünde und Mitglieds-
gewerkschaften und vertritt die dbb bundesfrauenvertretung bei
den Gewerkschaftstagen der Mitgliedsverbände.

Im dbb wirken die Geschäftsführungsmitglieder sowie engagierte
Hauptversammlungsmitglieder als ständige Teilnehmerinnen der
Fach- und Grundsatzkommissionen des dbb Bundeshauptvorstan-
des (BuHaVo) an der aktuellen Themensetzung der gewerkschafts-
politischen Arbeit mit.

Die Geschäftsführungsmitglieder sind zudem gefragte Referentin-
nen bei Seminaren und für Fachvorträge und -referate. Und dies

Die Geschäftsführung 2006-2010: v.l. Jutta Endusch (VBE), Helene Wildfeuer (DSTG),
Eva Hermanns (komba), Astrid Hollmann (VRFF), Kirsten Lühmann (DPolG),
Ute Wiegand-Fleischhacker (dbb hessen)
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nicht nur innerhalb der dbb Organisationen und dessen Partneror-
ganisationen, sondern auch darüber hinaus. Im Berichtszeitraum
referierten die Geschäftsführungsmitglieder unter anderem zu die-
sen Themenschwerpunkten:

◆ Beurteilungsroutine
◆ Aufstiegschancen
◆ Weiterbildung
◆ Entgeltgleichheit

FFrraauueennppoolliittiisscchhee  FFaacchhttaagguunnggeenn

Mitgliederinformation und politische Interaktion ist essenziell für die
erfolgreiche gewerkschaftliche Arbeit. Deswegen führt die dbb bun-
desfrauenvertretung jährlich Frauenpolitische Fachtagungen durch,
mit denen jeweils über 250 Teilnehmerinnen und Teilnehmer er-
reicht werden. Diese Veranstaltungsart hat einen großen Multiplika-
toreneffekt und widmet sich aktuellen Themen. Informieren und ver-
netzen lautet das Motto, unter dem namhafte WissenschaftlerInnen
und politische Akteure Forschungsergebnisse und Positionen zu aktu-
ellen frauen- und genderpolitischen Debatten präsentieren. Sie tre-
ten ins Gespräch mit GewerkschafterInnen, um politische State-
ments zu hinterfragen, gemeinsam zu diskutieren, neu zu formulie-
ren und damit die politische Diskussion innerhalb und außerhalb des
dbb zu bereichern. Die Frauenpolitischen Fachtagungen sind seit
2001 fester Bestandteil der Informationspolitik der dbb bundesfrau-
envertretung. Die Themen
sind weitreichend und betref-
fen jede und jeden Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst
– seien es Beamtinnen und
Beamte oder Tarifbeschäftig-
te im Länder- oder Bundes-
dienst. 

Die Ergebnisse jeder Tagung
werden in einer Broschüre
zusammengefasst und kön-
nen über die Geschäftsstelle
der dbb bundesfrauenvertre-
tung in Berlin bezogen wer-
den.

Informieren und Netzwerken: Die Veranstaltungen
der dbb bundesfrauenvertretung sind eine beliebte

Plattform für frauenpolitischen Ideenaustausch.
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55..  FFrraauueennppoolliittiisscchhee  FFaacchhttaagguunngg  aamm  2200..  JJuullii  22000077
„„AAlltteerrssssiicchheerruunngg::  SSyysstteemmee  eerrhhaalltteenn  ––  
HHeerraauussffoorrddeerruunnggeenn  aannnneehhmmeenn!!““::  
„Alterssicherung: Systeme
erhalten – Herausforderun-
gen annehmen!“ lautete
das Thema der 5. Frauen-
politischen Fachtagung der
dbb bundesfrauenvertre-
tung am 20. Juni 2007. In
mehreren Fachvorträgen
und einer anschließenden
Diskussionsrunde stellten
Experten die Probleme und
Herausforderungen an ei-
ne moderne und genderge-
rechte Alterssicherung her-
aus und diskutierten un-
terschiedliche Lösungswe-
ge, wie der sich abzeich-
nende demografische
Wandel systemisch aufge-
fangen werden kann. Be-
sondere Aufmerksamkeit
lag dabei auf der Alterssi-
cherung von Frauen. Viele
Frauen verdrängen das
Thema der Altersvorsorge
und schätzen ihre Versor-
gungsansprüche viel zu
hoch ein. Da Frauen jedoch
meist kürzere Versiche-
rungszeiten als Männer haben, weil sie wegen der Kindererziehung
die Erwerbstätigkeit unterbrechen und Mütter häufig halbtags oder
gar nicht mehr erwerbstätig sind, erhalten sie niedrigere Pensions-
oder Rentenauszahlungen als die meisten Männer. Da es gerade vie-
len Frauen nicht oder nur sehr schwer möglich sein wird, die finan-
ziellen Mittel für eine eigenständige zusätzliche Alterssicherung auf-
zubringen, gilt es dieses Problem gemeinsam zu lösen.
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66..  FFrraauueennppoolliittiisscchhee  FFaacchhttaagguunngg  aamm  2233..  JJuunnii  22000088
„„GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg  ––  UUmmsseettzzuunngg  iinn  BBuunndd  uunndd  LLäännddeerrnn““
Bereits im Jahr 2001 be-
fasste sich die damals erste
Frauenpolitische Fachta-
gung mit dem Thema Gen-
der Mainstreaming. Wäh-
rend es seinerzeit noch
überwiegend darum ging,
einen relativ neuen Begriff
„begreifbar“ zu machen,
sollte es sieben Jahre spä-
ter – am 23. Juni 2008 im
dbb forum – darum gehen,
wie weit die Umsetzung in
Bund und Ländern fort-
geschritten ist. Politische
Vertreterinnen aus dem
BMFSFJ, aus parteipoliti-
schen Spitzenämtern und
der Genderforschung zeig-
ten den 230 Tagungsteil-
nehmerinnen und -teilneh-
mern, wie sich Gender
Mainstreaming auf den
Berufsalltag der Beschäf-
tigten im öffentlichen
Dienst auswirkt. Haupt-
schlagworte waren Leis-
tungsbezahlung, Gender
Budgeting, Personalmana-
gement und Anpassung von Arbeitsprozessen. Die wohl schon vor-
her vorhandene Erkenntnis, dass das Ziel einer modernen Gleich-
stellungspolitik, die die Interessen beider Geschlechter gleicher-
maßen im Auge hat, noch lange nicht erreicht ist, wurde im Laufe der
Tagung bestätigt. Trotzdem ist der Weg bereitet. „Heute sind viele
Utopien von damals Wirklichkeit geworden“, erklärte Helene Wild-
feuer mit Blick auf die Tagung 2001. „Es gibt inzwischen das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz und der Begriff „Gender Main-
streaming“ gehört zum allgemeinen Sprachschatz.“ 
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77..  FFrraauueennppoolliittiisscchhee  FFaacchhttaagguunngg  aamm  2266..  JJuunnii  22000099
„„SSiinndd  MMäännnneerr  uunndd  FFrraauueenn  gglleeiicchh??““
2009 war ein Jahr, in dem
es in Deutschland einiges
zu feiern gab. Im Mai
wurde das Grundgesetz 60
Jahre alt und im November
jährte sich der Tag des
Mauerfalls zum zwanzigs-
ten Mal. Diese Jubiläen
gaben der dbb bundesfrau-
envertretung Anlass, auf
der 7. Frauenpolitischen
Fachtagung ein Resümee
zu ziehen. Im Kontext der
geschichtlichen Ereignisse
stand die Veranstaltung
unter dem Motto „Sind
Männer und Frauen
gleich?“. Namhafte Ex-
pertinnen aus Politik und
Gesellschaft, den Medien
und dem Rechtsbereich
wurden mit einer scheinbar
einfachen Frage konfron-
tiert: Sind Männer und
Frauen gleich? Die Fachta-
gung lieferte ein spannen-
des Abbild der Chancenver-
teilung der Geschlechter in
Deutschland über die ver-
gangenen sechzig Jahre hinweg. Zentrale Themen waren die Ent-
wicklungen der rechtlichen Grundlagen und die Auswirkungen des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) auf die Gesell-
schaft, die Wiedervereinigung und die Verschmelzung zweier auf
den ersten Blick sehr unterschiedlicher Lebensrealitäten von Frauen
in Ost und West sowie Einblicke in den Alltag von Frauen in
Führungspositionen im öffentlichen Dienst. 
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5500  JJaahhrree  ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennvveerrttrreettuunngg
Am 19. Juni 2007 hat die dbb bundesfrauenvertretung ihr 50-jähri-
ges Bestehen mit zahlreichen Ehrengästen gefeiert und blickte
gemeinsam mit Gewerkschaftsvertreterinnen und Politikern auf ein
halbes Jahrhundert frauenpolitische Gewerkschaftsarbeit im dbb
zurück. Mit Dr. Heiner Geißler, Professor Dr. Dr. Ursula Lehr und
Renate Schmidt zählten ein ehemaliger Bundesminister und zwei
ehemalige Bundesministerinnen zu den Gästen, die sich mit Wort-
beiträgen am Festgeschehen beteiligten. 

Podium v. l.: Dr. Heiner Geißler (Bundesminister a.D.), Helene Wildfeuer (Vorsitzende),
Renate Schmidt (Bundesministerin a.D.), Cordula Tutt (Moderatorin – focus), Prof. Dr.
Dr. Ursula Lehr (Bundesministerin a.D.), Helga Schulz (ehem. Vorsitzende – Ehrenmit-
glied), Eva Maria Welskop-Deffaa (BMFSFJ).

Die Veranstaltung und ihre öffentliche Wahrnehmung zeigte, dass die
dbb bundesfrauenvertretung 50 Jahre nach der Gründung zu einer
fest stehenden gewerkschaftspolitischen Institution geworden ist, die
innerhalb des dbb und darüber hinaus in ihrer Arbeit wahrgenommen
wird. Vor dem Hintergrund vergangener Erfolge und bereits geleiste-
ter Pionierarbeiten lenkte die Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-
tretung, Helene Wildfeuer, den Blick auf die künftigen Herausforde-
rungen: Die tatsächliche Gleichstellung der Frauen – auch innerhalb
des dbb – ist noch nicht vollständig erreicht. Deshalb wird die dbb bun-
desfrauenvertretung die Interessenvertretung der Frauen im öffentli-
chen Dienst unter dem dbb Dach in Zukunft weiter voran bringen.

GGeesscchhääffttsssstteellllee  ddeerr  ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennvveerrttrreettuunngg  iinn  BBeerrlliinn
Die Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle unterstützen die Ge-
schäftsführung bei der Vorbereitung und Durchführung der laufen-
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den Geschäfte. Sie sind zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit, über-
nehmen die juristische Beratung der Mitglieder und die Organisa-
tion der Gremiensitzungen. Zudem ist die Geschäftsstelle der dbb
bundesfrauenvertretung in Berlin erste Anlaufstelle für Frauenver-
tretungen der dbb Mitgliedsverbände, wenn es darum geht, Presse-
materialien, Werbemittel, Drucksachen sowie Kampagnen zu ent-
wickeln.

FFoorrttbbiilldduunngg  ––  ZZuussaammmmeennaarrbbeeiitt  mmiitt  ddeerr  ddbbbb  aakkaaddeemmiiee

Die Geschäftsführung der dbb bundesfrauenvertretung organisiert
für die weiblichen dbb Mitglieder Fortbildungsveranstaltungen. Ziel
ist es, Frauen zusätzliche Qualifizierungsangebote zu bieten, die
dem Grundsatz des lebenslangen Lernens auch in intensiven Fami-
lienphasen zugute kommen sollen. Im Mittelpunkt stehen Kompe-
tenzentwicklung und persönlicher Austausch – etwa, wenn es
darum geht, sich auf eine Führungsposition vorzubereiten, den Wie-
dereinstieg in den Beruf nach einer Babypause zu meistern oder die
allgemeine Situation am Arbeitsplatz zu verbessern. Dabei arbeitet
die Geschäftsführung eng mit der dbb akademie zusammen. 

Die Geschäftsstelle (v.l.):Lena Brauckmann (Geschäftsführerin 2007-2009),Sibylle Scholz
(Geschäftsführerin), Birgit Ulrich (Pressereferentin) und Ingrid Schütz (Sekretärin).
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DDaass  NNeettzzwweerrkk
Ohne die richtigen Kontakte kommt man im beruflichen Leben nicht
weit. Aber auch auf gewerkschaftspolitischer Ebene ist ein starkes
Netzwerk die Basis für erfolgreiches Wirken. Die dbb bundesfrauen-
vertretung bietet Frauen – neben kompetenter Beratung in berufs-
spezifischen Anliegen – die Möglichkeit, sich innerhalb des dbb und
über dessen Grenzen hinaus zu vernetzen. Dazu gehören vor allem
auch gute Kontakte zu Medienvertretern und in die Bundes- und
Landesministerien. Um den Mitgliedern den persönlichen Austausch
untereinander sowie mit Politikern und Journalisten zu ermöglichen,
hat die dbb bundesfrauenvertretung zahlreiche Plattformen wie
etwa den dbb bundesfrauenkongress oder die jährlich stattfinden-
den frauenpolitischen Fachtagungen geschaffen. 

DDeeuuttsscchheerr  FFrraauueennrraatt

Die dbb bundesfrauenvertretung engagiert sich
im Deutschen Frauenrat (DF) auch gewerk-
schaftsübergreifend für die Interessen von Frau-
en. Der Deutsche Frauenrat hat rund 11 Millio-
nen Mitglieder. Im Berichtszeitraum arbeiteten
die Geschäftsführungsmitglieder Jutta End-
rusch und Astrid Hollmann in den Arbeitsgrup-
pen Entgeltgleichheit und Bildung des DF mit.
Die dbb bundesfrauenvertretung hat hier vier
(von insgesamt 127) Stimmen. Diese werden bei
den Mitgliederversammlungen des DF von den
Mitgliedern der Geschäftsführung wahrgenom-
men. Der DF ist auch Mitglied in der European Women’s Lobby (EWL).
Darüber hinaus unterstützt die dbb bundesfrauenvertretung Aktio-
nen des DF, die für mehr Geschlechtergerechtigkeit in der Gesell-
schaft sorgen, wie etwa eine Briefaktion zur Änderung des Pflege-
gesetzes. www.frauenrat.de

AArrbbeeiittssggrruuppppee  BBiilldduunngg
Unter der Überschrift „Bildung lohnt immer“ hat der DF auf seiner
Mitgliederversammlung im Herbst 2009 ein Positionspapier verab-
schiedet, das sich insbesondere für eine Sensibilisierung der Bildung
nach Geschlechtern ausspricht. Im Gleichstellungsprozess ordnet
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der DF der Bildung eine Schlüsselfunktion zu, „da sie eine bewusste
Lebensplanung mit unterschiedlichen Handlungsoptionen ermög-
licht und wesentlich zur Überwindung überkommener, unzurei-
chend hinterfragter und sozial konstruierter Geschlechterrollen bei-
tragen kann“, heißt es im Positionspapier. Ausgangspunkt für das
richtungsweisende Dokument war die AG Bildung des DF.
In mehreren Sitzungen tauschten sich die in der Arbeitsgruppe ver-
einten Fachverbände, darunter auch Jutta Endrusch stellvertretend
für die dbb bundesfrauenvertretung, über die derzeitige Situation im
Bildungsbereich aus und entwickelten umfassende Positionen dazu,
wie Bildungsgerechtigkeit für Frauen und Männer weiter verbessert
werden kann. Die AG Bildung verfolgte dabei einen ganzheitlichen
Ansatz, der alle Bereiche des Lernens und dessen Institutionen von
der frühkindlichen Bildung über die Schul- und Hochschulausbil-
dung bis hin zum Übergang von Ausbildung in den Beruf sowie Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen einschließt.
Neben allgemeinen Anforderungen an das Bildungssystem sind im
Folgenden die wichtigsten, den öffentlichen Dienst und dessen
Beschäftigte betreffenden, Forderungen des DF aufgeführt. Die dbb
bundesfrauenvertretung hat sich an dieser Stelle insbesondere für
die Belange der Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher
und deren berufliche Herausforderungen eingebracht.
◆ Verbesserung der Rahmenbedingungen: 

Dies beinhaltet neben dem quantitativen und qualitativen Aus-
bau der Kinderbetreuung – auch für unter Dreijährige, eine bei-
tragsfreie Kinderbetreuung, die Verankerung bundesweit ein-
heitlicher Standards zur Qualitätssicherung entsprechend dem
europäischen Niveau unabhängig von der Trägerschaft sowie
die von der dbb bundesfrauenvertretung empfohlene Anhebung
der Qualifikationsstandards bei der Aus- und Fortbildung der
Erzieherinnen und Erzieher mit dem Ziel (mindestens) eines
Fachhochschulabschlusses bei entsprechender Entlohnung.

◆ Schulbildung:
Der DF fordert neben dem flächendeckenden Ausbau der Ganz-
tagsschulen unter anderem die Förderung von ganzheitlicher
Bildung sowie die Schaffung von Lernatmosphären, die dem indi-
viduellen Entwicklungsstand der Kinder entsprechen und die
Ausbildung ihrer Kompetenzen unterstützen. Dementsprechend
müssen ausreichende personelle, räumliche und materielle Res-
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sourcen bereitgestellt werden. Darüber hinaus verlangt der DF
die Ausweisung bundesweiter Standards für Schulen und die
Lehrerausbildung. Eine bedarfsgerechte Differenzierung des
Lehrerangebots an Schulen erfordert ein umfassendes Anforde-
rungsprofil für Lehrerinnen und Lehrer. Dies schließt auch eine
verbesserte Hochschulausbildung hinsichtlich Genderkompe-
tenz, interkultureller Kompetenz und Praxisphasen ein. 

◆ Berufswahl und -ausbildung:
Neben der gezielten Förderung von Frauen bei den Übergängen
von der Schule zur Ausbildung und von der Ausbildung in den
Beruf setzt sich der DF für eine Aufwertung von so genannten
Frauenberufen durch verbesserte Laufbahnkonzepte bzw. Auf-
stiegschancen sowie die Verwirklichung des Grundsatzes „glei-
ches Entgelt für gleichwertige Arbeit“ ein. 

◆ Hochschule:
Grundlage für eine qualifizierte Hochschulausbildung ist die Eva-
luation des Bologna-Prozesses auch hinsichtlich des Studienzu-
gangs und der Berufschancen von Frauen. Zentrale Punkte sind
für den DF die Durchlässigkeit der Berufsausbildungsgänge, die
Durchsetzung gleichstellungspolitischer Ziele in der Wissen-
schaftspolitik etwa durch Quotierung oder die Abschaffung der
Studiengebühren. Darüber hinaus soll eine bessere Kinderbe-
treuung die Vereinbarkeit von Studium, Exzellenzförderung und
Familienaufgaben sicherstellen.

◆ Fort- und Weiterbildung:
Bundesweit fordert der DF, das Angebot an Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen auszubauen. Dazu gehören unter anderem,
Angebote der Fort- und Weiterbildung auch als Teilzeitmaßnah-
men bereit zu stellen, Bildungsurlaub bundesweit anzubieten
und Maßnahmen zu institutionalisieren, die den Wiedereinstieg
nach Zeiten der familienbedingten Erwerbsunterbrechung er-
leichtern.

AArrbbeeiittssggrruuppppee  EEnnttggeellttgglleeiicchhhheeiitt
Neben der Frage der Bildungspolitik beschäftigte sich der Deutsche
Frauenrat intensiv mit dem Thema Entgeltgleichheit. Auf seiner Mit-
gliederversammlung 2008 hatten die Mitglieder beschlossen, bis
zur Herbsttagung 2009 zum Thema Entgeltgleichheit eine gemein-
same Position zu finden.
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Neben den Vertreterinnen der Parteien haben sich dazu auch die
Delegierten der anderen gesellschaftlichen Gruppen in mehreren
Sitzungen zusammengefunden. Dazu gehörte beispielsweise auch
der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e. V., der Verband
der Evangelischen Frauen in Deutschland e. V., Business and Profes-
sionell Women (BPW) im DGB. Für die Beamtinnen und Tarifange-
stellten im öffentlichen Dienst war die dbb bundesfrauenvertretung
in der Arbeitsgruppe durch Astrid Hollmann vertreten. 

Die AG hatte gemeinsam die Gründe für die unterschiedliche Bezah-
lung von Männern und Frauen erarbeitet und hergeleitet.

Aufgrund gesetzlicher Vorgaben ist unmittelbare Diskriminierung
scheinbar nicht mehr vorhanden, mittelbare aber nach wie vor. Als
eine der wesentlichen Ursachen dafür werden die weiterhin wir-
kenden Rollenstereotypen angesehen. Hinzu kommt, dass sowohl
zwischen einzelnen Branchen als auch zwischen einzelnen Berufen
deutliche Entgeltunterschiede bestehen. Ob dem allein mit tarifli-
chen Regelungen entgegengewirkt werden kann oder ob es flankie-
render gesetzlicher Regelungen bedarf, war dabei durchaus umstrit-
ten.

Im Forderungskatalog zur Beseitigung der Entgeltungleichheit
stehen unter anderem

◆ ein neuer gesellschaftlicher Diskurs über die Wertigkeit von
Arbeit

◆ die Berücksichtigung von gestiegenen Anforderungen an Beru-
fe und deren Weiterentwicklung sowie die Thematisierung des-
sen in den Tarifverhandlungen

◆ die Einführung eines Verbandsklagerechts sowie umfassender
Regelungen für Schadensersatzansprüche und entsprechender
Beweiserleichterungen im AGG

◆ die Einführung eines Gesetzes zur Durchsetzung der Entgelt-
gleichheit im Rahmen der Tarifautonomie beziehungsweise
unterstützender Regelungen innerhalb der Tarifautonomie

Die dbb bundesfrauenvertretung konnte bei der Positionierung die
Belange der Beamtinnen und Tarifbeschäftigten im öffentlichen
Dienst durchsetzen und anschließend in der Diskussion vor allem die
Beachtung der Tarifautonomie verteidigen. 
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GGiirrllss‘‘  DDaayy
Der Girls’Day ist Deutschlands
größte und vielfältigste Berufsori-
entierungsinitiative für Mädchen.
Er unterstützt den positiven Trend
hin zu mehr jungen Frauen in
MINT-Berufen. Bereits zehn Prozent der beteiligten Unternehmen
stellten dank des Mädchenzukunftstags junge Frauen in techni-
schen Berufen ein. Geheimnis des Erfolgs ist die spezifische Anspra-
che von Mädchen, die ihr technisches Talent praktisch erproben kön-
nen. Mit dem Aktionstag haben bereits etwa 800 000 Mädchen
Berufe entdeckt, in denen Frauen bisher noch unterrepräsentiert
sind. Der Girls’ Day wird unter anderem gefördert vom Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie vom Europäi-
schen Sozialfonds. 

Als offizieller Partner unterstützt die dbb bundesfrauenvertretung
die Mädchenzukunftsinitiative mit regelmäßigen Berichten und
aktuellen Meldungen zum Girls‘ Day in den eigenen Verbandspubli-
kationen. www.girls-day.de

EEuurrooppääiisscchhee  AAkkaaddeemmiiee
Seit Ende 2009 ist die Europäische
Akademie Berlin ein neuer starker
Kooperationspartner der dbb bun-
desfrauenvertretung auf dem Gebiet
weiblicher Kompetenzbildung. Da-
mit erweitert die dbb bundesfrauen-
vertretung ihr Seminarangebot
künftig mit Inhalten zum Thema Europa und die Europäische Union.

Die Europäische Akademie Berlin bietet sachkundige und zielgrup-
pengerechte Informationen zur europäischen Integration. Dabei legt
sie großen Wert auf die Vermittlung der Zusammenhänge, denn nur
wer Europa begreift, kann sich in Europa engagieren. Zu diesem
Zweck organisiert sie Seminare, Trainings, Konferenzen, Vorträge
und andere Veranstaltungen zu europäischen Themen. Die Europäi-
sche Akademie Berlin ist eine unabhängige, überparteiliche und
gemeinnützige Organisation der politischen Bildung und mit zahl-
reichen Partnern europaweit vernetzt. www.eab-berlin.eu
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AAlllliiaannzz  ffüürr  ddiiee  FFaammiilliiee

Auf Initiative der dbb bundesfrauenvertretung ist der dbb seit 2005
Mitglied in der „Allianz für die Familie“. Unter deren Dach sind seit
Mitte 2003 mittelfristig angelegte Initiativen für eine bessere Balan-
ce von Familie und Arbeitswelt gebündelt. Starke Partner aus Wirt-
schaft, Verbänden und Politik setzen sich öffentlich und beispielhaft
für eine Unternehmenskultur und Arbeitswelt ein, die für alle Betei-
ligten Gewinn bringt. Ziel der „Allianz für die Familie“, die auf Initia-
tive der ehemaligen Bundesfamilienministerin Renate Schmidt und
Liz Mohn (Bertelsmann AG, Bertelsmann Stiftung) ins Leben gerufen
wurde, ist eine nachhaltige Familienpolitik. Sie setzt sich ein für eine
Erhöhung der Geburtenrate, die Förderung der Erwerbstätigkeit von
Frauen als qualifizierte Arbeitskräfte sowie eine frühe Förderung
von Kindern durch Bildung und Erziehung. Bisher arbeiteten in der
Allianz prominente Unterstützer mit, wie zum Beispiel Ludwig Georg
Braun, Präsident der DIHK, Dieter Hundt, Präsident der BDA, Roland
Berger, Unternehmensberater, Christine Licci, Unternehmerin des
Jahres 2003, Jutta Limbach, Präsidentin Goethe-Institut, Hubertus
Schmoldt, Vorsitzender der IGBCE sowie Michael Sommer, Vorsit-
zender des DGB. In ihrem Wirkungskreis und in der breiten Öffent-
lichkeit setzen sich die Mitglieder einer so entstandenen Impuls-
gruppe für eine Balance von Familie und Arbeitswelt ein. Die Partner
haben vereinbart, sich mit ihren Möglichkeiten für eine familien-
freundliche Arbeitswelt und Unternehmenskultur einzusetzen. Im
Mittelpunkt stehen dabei folgende Themen: Unternehmenskultur,
Arbeitsorganisation, Arbeitszeit, Personalentwicklung, familien-
unterstützende Dienstleistungen.
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GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg
Bei Gender Mainstreaming handelt es sich um eine Strategie zur Ver-
wirklichung der Chancengleichheit von Männern und Frauen, von alt
und jung. Diese Strategie zielt darauf ab, bei allen unternehmeri-
schen und gesellschaftlichen Entscheidungen die Bedürfnisse der
verschiedenen Personengruppen gleichermaßen zu berücksichtigen. 

GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg  uunndd  FFrraauueennppoolliittiikk

Gender Mainstreaming ist nicht dasselbe wie Frauenpolitik. Zwar
werden Gender Mainstreaming und Frauenpolitik beide eingesetzt,
um die Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen. Gender Main-
streaming ist dabei aber die Strategie, um geschlechtsspezifische
Ausgangspositionen und Folgen einer Maßnahme Top-Down zu
bestimmen. Werden hierbei Benachteiligungen von Frauen oder von
Männern festgestellt, sind Frauenpolitik beziehungsweise Männer-
politik die einzusetzenden Instrumente, um der jeweiligen Benach-
teiligung entgegenzuwirken. Gender Mainstreaming ist also ein
übergeordneter Ansatz. 

Frauenpolitik
Frauenförderung wird von speziellen
organisatorischen Einheiten betrie-
ben, die für Gleichstellungspolitik
zuständig sind, etwa von der Frauen-
beauftragten in einem Unternehmen
oder in einer Behörde.

Der Ansatzpunkt für Frauenförderpoli-
tik ist eine konkrete Situation, in der
die Benachteiligung von Frauen
unmittelbar zum Vorschein kommt. 

Es kann rasch und zielorientiert gehan-
delt werden; die jeweilige Maßnahme
beschränkt sich jedoch auf spezifische
Problemstellungen.

Gender Mainstreaming
Demgegenüber setzt Gender Main-
streaming auf die Beteiligung aller an
einer Entscheidung beteiligten Perso-
nen. Es liegt nun in der Verantwortung
der jeweils Zuständigen – und nicht
mehr ausschließlich in der Verantwor-
tung der Frauenpolitik, Gleichstellung
zwischen Männern und Frauen herzu-
stellen.
Gender Mainstreaming setzt demge-
genüber bei allen politischen Entschei-
dungen an, auch bei denen, die auf den
ersten Blick keinen geschlechtsspezifi-
schen Problemgehalt haben.
Gender Mainstreaming dagegen setzt
als Strategie grundlegender und brei-
ter an. Die Umsetzung dauert damit
länger; der Ansatz beinhaltet jedoch
das Potenzial für eine nachhaltige Ver-
änderung bei allen Akteuren und
Akteurinnen und bei allen politischen
und gesellschaftlichen Prozessen.
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Durch die Strategie des Gender Mainstreaming werden die unter-
schiedlichen Lebensrealitäten von Frauen und Männern bewusst
und deutlich gemacht; die Beachtung der Geschlechterperspektive
wird zu einem wesentlichen Entscheidungskriterium für die Geeig-
netheit und Qualität der Maßnahme. Selbstverständlich kann Gen-
der Mainstreaming auch zu Maßnahmen für beide Geschlechter
führen, das heißt Männer und Frauen können gleichermaßen durch
gleichzeitige, aber unterschiedliche Maßnahmen profitieren. Ein
Beispiel hierfür sind unterschiedliche Präventionsmaßnahmen und
Anspracheformen im Gesundheitsbereich für Frauen und Männer.
Gender Mainstreaming führt jedoch dann zu gezielter Frauen- oder
Männerförderungspolitik, wenn sich aus der Analyse ergibt, dass
vor allem geschlechtsspezifische Benachteiligungen zulasten eines
Geschlechts abzubauen sind.

Der Gender-Mainstreaming-Prozess macht institutionelle Frauen-
politik keinesfalls überflüssig, da die vorliegenden Analysen gezeigt
haben, dass Frauen in weiten Bereichen noch benachteiligt sind. Das
Instrument der Frauenförderung wird daher noch lange angewandt
werden müssen. Neu ist, dass der Gender-Mainstreaming-Ansatz
auch die Situation der Männer in unserer Gesellschaft mit in die
Analyse einbezieht.

Um die Chancengleichheit im öffentlichen Dienst weiter voranzu-
bringen, setzt sich die dbb bundesfrauenvertretung dafür ein,

◆ mehr Frauen in Führungspositionen zu bringen.
◆ Aufstiegschancen von Beschäftigten in Teilzeit zu verbessern.
◆ Beurteilungs- und Beförderungsroutinen zu optimieren.
◆ Rahmenbedingungen zu schaffen, um Karriere hemmende Fak-

toren wie etwa Erziehungs- und Pflegezeiten zu entschärfen.

GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg  iimm  ddbbbb

Gender Mainstreaming ist das Grundprinzip, auf dem die Arbeit der
dbb bundesfrauenvertretung fußt. Zum einen setzt sich die dbb bun-
desfrauenvertretung für eine gerechte Teilhabe unter Berücksichti-
gung des Geschlechterverhältnisses unter den Beschäftigten in allen
Bereichen des öffentlichen Dienstes ein. Zum anderen verfolgt sie
den Anspruch einer mitgliederzahlenorientierten Repräsentation
von Frauen in den dbb Gremien. Mit den auf dem Bundesfrauen-
kongress 2006 verabschiedeten Anträgen zum Gender Mainstrea-
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ming haben die weiblichen dbb Mitglieder ihren Anspruch auf eine
gerechtere Verteilung der Teilhabe von Macht und Einfluss im dbb
geltend gemacht. Um Gender Mainstreaming im dbb auch auf allen
Ebenen durchzusetzen, stellte die dbb bundesfrauenvertretung
2007 drei satzungsändernde Anträge an den dbb Gewerkschaftstag,
die folgende Ziele verfolgten: 

1. Gemäß § 13 Abs. 2 der dbb Satzung sollen Frauen in den Orga-
nen des dbb entsprechend ihrem Mitgliederanteil vertreten sein.
Mindestens zwei Frauen und zwei Männer sollen die dbb Bun-
desleitung stellen.

2. In den Organen des dbb sollen Frauen und Männer entsprechend
dem Anteil der weiblichen beziehungsweise männlichen Einzel-
mitglieder vertreten sein.

3. Es ist notwendig, dass sich der dbb flächendeckend zum Prinzip
des Gender Mainstreaming bekennt und dies auch in seiner Sat-
zung verlässlich niederlegt.

Der Gewerkschaftstag hat sich mit den Anträgen der dbb bundes-
frauenvertretung beschäftigt und folgende Satzungsänderung
beschlossen: 
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In der neuen Satzung des dbb heißt es in §1 (3) wie folgt:

„Der dbb sieht sich den Prinzipien des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes und des Gender Mainstreaming als Leitmotive für Ent-
scheidungsprozesse verpflichtet.“

Die Satzungsänderung ist ein erster Schritt zu mehr Geschlechter-
gerechtigkeit innerhalb des dbb. Die Veränderung von Zuständen
beginnt jedoch mit der Wahrnehmung der Wirklichkeit – das gilt
auch für den dbb. Dort gestaltet sich die Wirklichkeit zur Chancen-
gerechtigkeit wie folgt: Entsprechend der Meldungen der Mit-
gliedsgewerkschaften sind rund 400 000 von knapp 1,3 Millionen
Mitgliedern weiblich. Das ist beinahe ein Drittel der Mitglieder. In
der dbb Satzung ist bisher eine Vorschrift vorhanden, wonach Frau-
en im Verhältnis ihres Mitgliederanteils in den Organen des dbb ver-
treten sein sollen. Diese Vorschrift hat bislang nicht den erhofften
Erfolg gebracht. In der Bundesleitung sind sechs Mitglieder männ-
lich und nur zwei weiblich. Im Bundesvorstand sind von 54 Mitglie-
dern lediglich zehn weiblich. Im Bundeshauptvorstand war einmal



Geschäftsbericht 201064

ein Frauenanteil von nahezu 20 Prozent erreicht, der mittlerweile
aber wieder abgefallen ist. Besonders gravierend ist, dass zum
Gewerkschaftstag des dbb als höchstem Entscheidungsgremium für
die politischen Leitlinien der nächsten Legislaturperiode Frauen über-
proportional auf den Gastdelegiertenplätzen vertreten sind – weibli-
che stimmberechtigte Delegierte sind allerdings selten. Hier gibt es
auch innerhalb der Mitgliedsgewerkschaften einen hohen Hand-
lungsbedarf. Alle Kräfte im dbb sollten dafür eingesetzt werden, dass
beim nächsten Gewerkschaftstag des dbb mehr Frauen bei den
stimmberechtigten Delegierten vertreten sind. Frauen dürfen nicht
mit dem Kompromiss – Entsendung als Gastdelegierte – aus politi-
schen Entscheidungen, von denen sie hinterher selbst betroffen sind,
herausgehalten werden. Die notwendige neue Entwicklung kann
aber nur von der Basis und somit nur aus den Mitgliedsverbänden
selbst kommen. Hier sind alle dbb Mitglieder gefordert. Die dbb bun-
desfrauenvertretung kann dabei unterstützen und beraten – letzt-
endlich sind es aber die Frauen im Einzelverband, die sich aktiv in die
Gewerkschaftsarbeit einbringen und ihre Rechte einfordern müssen.

Frauen sind an der Verbandsspitze nur vereinzelt zu finden. Frauen
dürfen sich nicht aufs Abstellgleis drängen lassen, sie müssen viel-
mehr ihre Positionen mutig vertreten und deswegen auch den Weg
in Entscheidungsgremien suchen. Dazu braucht es Rückhalt in der
gesamten Mitgliedschaft und vor allem in den männlich dominier-
ten Gremien. Ziel ist es, Männer im dbb für das Anliegen der ver-
hältnismäßigen Beteiligung von Frauen zu sensibilisieren und diese
in die Tat umzusetzen. Der erste Schritt ist durch die Satzungsände-
rung bereits erreicht. Jetzt geht es darum, den Grundsatz in die Pra-
xis zu überführen. Seit 2007 beschäftigt sich die Hauptversamm-
lung der dbb bundesfrauenvertretung mit konkreten Konzepten, die
zu mehr weiblicher Mitbestimmung innerhalb des dbb und damit
auch in dessen gewerkschaftspolitischem Einflussbereich führen
sollen. Eine Arbeitsgruppe Gleichstellung, wie sie etwa bei der SPD
eingesetzt wurde, wäre auch innerhalb des dbb ein guter Weg, um
die Diskussion zu diesem Thema fortlaufend zu führen. 

GGeennddeerr  BBuuddggeettiinngg

Das Prinzip Gender Budgeting basiert auf dem Grundsatz, dass es
keine geschlechterneutrale Haushaltspolitik gibt. Denn alle Ent-
scheidungen, die in den unterschiedlichen Politikbereichen – sei es
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Wirtschaft, Verkehr oder Innere Sicherheit – getroffen werden, wir-
ken sich auf die Gleichheit beziehungsweise Ungleichheit der
Geschlechter aus.

Die geschlechtergerechte Verteilung von (öffentlichen) Haushalts-
mitteln bietet die Möglichkeit der Chancengleichheit per Budget
und nicht per Quote und ist so der Motor von Gender Mainstrea-
ming. Das Ziel von Gender Budgeting ist die Gleichstellung und
Chancengleichheit von Frauen, Männern, Jungen, Alten, Gesunden
und Kranken und vielen mehr bei der Haushaltspolitik. 

So erhielten bisher einzelne Gruppen der Gesellschaft oftmals erst
dann ein Mitspracherecht, wenn die Mittel bereits verteilt waren.
Der Anteil der Fördermittel, der beispielsweise in spezielle Frauen-
projekte floss, lag meist unter zwei Prozent der Gesamthaushalte in
der Bundesrepublik Deutschland. 
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Was ist Gender Budgeting?
Der Begriff „Gender Budgeting“ lässt sich am besten mit „Chancenge-
rechtigkeit durch Haushaltspolitik“ übersetzen.
Der englische Ausdruck „Gender“ steht für Geschlechterkonzepte. Der
Begriff verweist auf gesellschaftliche, sozial und kulturell geprägte
Unterschiede zwischen Männern und Frauen – auch wenn es um die
Verteilung von Geldern geht. 
„Budget“ bezeichnet den (öffentlichen) Haushalt, den es nach
geschlechterspezifischen Aspekten zu bewerten und zu verteilen gilt.
Dies betrifft den Haushalt der Kommunen, der Länder und des Bundes
gleichermaßen.
Gender Budgeting Analysen stellen zum Beispiel Fragen wie: 
◆ Sind es eher Männer oder Frauen, die von staatlichen Ausgaben und

Förderungen profitieren? 
◆ Wen treffen Einsparungen des Staates härter? Männer oder Frauen? 
◆ Inwiefern verstärken beziehungsweise schwächen bestimmte Poli-

tikstrategien Geschlechterdiskriminierungen durch Budgetvertei-
lung? 

◆ Wie verteilt sich die für jede Gesellschaft notwendige aber dennoch
unbezahlte Arbeit zwischen Männern und Frauen?
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Haushaltspolitik ist Ausdruck politischer Prioritätensetzung und gibt
Aufschluss über die bereits erzielte Geschlechtergerechtigkeit. Dabei
wird nicht darauf abgehoben, getrennte Haushalte beispielsweise
für Frauen einzuführen. Es gilt auf die öffentlichen Haushalte ein-
zuwirken, weil diese nicht geschlechterneutral sind, da sie sich
sowohl hinsichtlich der Einnahmen, als auch der Ausgaben auf Män-
ner und Frauen unterschiedlich auswirken. Hier beinhaltet Gender
Budgeting, dass die Einnahmen und die Ausgaben im Rahmen aller
Programme, Aktionen und haushaltspolitischen Maßnahmen
bewertet und neu strukturiert werden. Damit wird gewährleistet,
dass die Prioritäten und Bedürfnisse der Frauen auf gleicher Basis
wie die der Männer berücksichtigt werden, um die Gleichstellung zu
verwirklichen.
Gender Budgeting ist die Partizipationsmöglichkeit, um diese Form
der Förderung zu steigern und die Haushaltsmittel darauf zu über-
prüfen, was die dort eingesetzten Gelder bewirken. Hier bietet sich
durch Transparenz und Teilhabe die Möglichkeit der Verwirklichung
des Gender Mainstreaming auf allen Ebenen.
Bereits im Juli 2003 hat das Europäische Parlament in seiner Ent-
schließung mit dem Titel „Gender Budgeting – Aufstellung öffentli-
cher Haushalte unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten
(2002/ 2198(INI))“ die Europäische Kommission und die EU-Mit-
gliedstaaten zu einem Maßnahmenbündel aufgefordert, die die
flächendeckende Umsetzung von Gender Budgeting fördern und
unterstützen. 
Als Grundlage für diese Umsetzung hat das Europäische Parlament
die EU-Kommission und die EU-Mitgliedsstaaten aufgefordert,
geschlechterspezifische Daten für alle Politikbereiche auszuarbeiten
und weiterzuentwickeln. 

GGeennddeerr  BBuuddggeettiinngg  iimm  ddbbbb
Die dbb bundesfrauenvertretung setzt sich für die geschlechterge-
rechte Verteilung von Haushaltsmitteln sowohl in den einzelnen
Bereichen des öffentlichen Dienstes als auch innerhalb des dbb ein.
Sie fordert die dbb Mitgliedsgewerkschaften auf, ihre Aufgabe „als
Motor für berufspolitische Entwicklungen“ wahrzunehmen. Um
Frauen entsprechend ihrem Mitgliederanteil auch im dbb in die ent-
scheidungsberechtigten Gewerkschaftsgremien zu bringen, bedarf
es einer gezielten finanziellen Förderung von „gendergerechter
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Gewerkschaftsarbeit“. Um dies zu gewährleisten, setzt sich die dbb
bundesfrauenvertretung für eine einheitliche satzungsmäßige Ver-
ankerung von Frauenvertretungen in allen dbb Mitgliedsgewerk-
schaften mit entsprechender Eigenverantwortung eines eigenen
Budgets für Frauen in der Gewerkschaft ein.

DDiivveerrssiittyy  MMaannaaggeemmeenntt
Um die Fähigkeiten und Talente jedes einzelnen Mitarbeiters auch
unter schwierigen Bedingungen optimal zu nutzen und so die
Arbeitsabläufe effizienter und die Einrichtungen im öffentlichen
Dienst auch in Zukunft leistungsfähig zu gestalten, unterstützt die
dbb bundesfrauenvertretung neben dem Gender Mainstreaming
auch das Prinzip des Diversity Managements.

Ziel ist es,
Diskriminierungen von Minderheiten zu verhindern, 
die Chancengleichheit zu verbessern, 
eine positive Gesamtatmosphäre im Unternehmen beziehungs-
weise der Behörde zu erreichen. 

Der öffentliche Sektor vereint eine Vielzahl unterschiedlicher Beru-
fe und damit auch Beschäftigte mit sehr verschiedenen Bedürfnis-
sen und Talenten. Um den Arbeitsanforderungen eines jeden Beam-
ten, einer jeden Beamtin und allen tariflich Beschäftigten gerecht zu
werden, müssen auch die berufsspezifischen Anforderungen an
jeden einzelnen Mitarbeiter im öffentlichen Dienst berücksichtigt
werden. Oftmals kommt dies jedoch zu kurz. Wegen der häufig sehr
hierarchischen Aufgabenverteilung und einer starren Beförde-
rungsroutine in Behörden und Verwaltungseinheiten können die
individuellen Bedürfnisse und Begabungen der einzelnen Mitarbei-
ter nicht immer berücksichtigt werden. Hinzu kommen Personal-
kürzungen und darauf folgende Arbeitsverdichtung, die aufgrund
unflexibler Arbeitsstrukturen von den Mitarbeitern oft nur schwer
aufgefangen werden können. Frustration und Demotivation sind
die Folge. Nicht selten resultiert daraus auch eine ineffiziente
Arbeitsweise einer Behörde. 

Diversity Management wird im öffentlichen Dienst bereits ange-
wandt, steht als Organisationsprinzip jedoch noch am Anfang. In
den Verwaltungen geht es vor allem darum, die Zusammensetzung
der Gesellschaft – insbesondere in Großstädten – besser in der Beleg-
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Was ist Diversity Management?
Der Begriff Diversity Management lässt sich mit Vielfaltsmanagement
übersetzen und ist ein Konzept der Unternehmensführung, das die
Unterschiedlichkeit der Beschäftigten betont und zum Vorteil aller
Beteiligten nutzen möchte. Diversity Management toleriert nicht nur
die individuelle Verschiedenheit (englisch: Diversity) der Mitarbeiter,
sondern hebt diese im Sinne einer positiven Wertschätzung besonders
hervor. Damit sollen die Fähigkeiten der unterschiedlichen Persönlich-
keiten gezielt genutzt werden. 

Im Gegensatz zum Gender Mainstreaming steht beim Diversity Ma-
nagement der ökonomische Nutzen für ein Unternehmen oder eine
Organisation im Vordergrund. Bei „Diversity“ im Sinne von Vielfalt wer-
den verschiedenste Aspekte der Persönlichkeit eines Mitarbeiters oder
einer Mitarbeiterin berücksichtigt. Dabei zählen die folgenden Aspekte
zu den sogenannten Kerndimensionen, die unveränderbar sind: 

◆ Geschlecht 
◆ Ethnische Herkunft 
◆ Soziale Herkunft 
◆ Sexuelle Orientierung 
◆ Alter 
◆ Geistige und körperliche Fähigkeiten 
◆ Religion/Weltanschauung 
Daneben gibt es weitere veränderbare Dimensionen wie z.B. Wohnort,
Einkommen, Gewohnheiten, Ausbildung und ähnliches. 

schaft abzubilden und dadurch den Kontakt zu den Bürgerinnen und
Bürgern zu verbessern und diesen bessere Dienstleistungen anbie-
ten zu können.



Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Ehrenamt 

VVeerreeiinnbbaarrkkeeiitt  vvoonn  FFaammiilliiee,,  BBeerruuff  uunndd  EEhhrreennaammtt
Beruf und Familie vereinbaren zu können, wünschen sich heutzuta-
ge viele Frauen – und auch Männer. Die Vorstellung, nach der Erfül-
lung eines Kinderwunsches bald wieder in das Berufsleben zurück-
zukehren, scheitert aber leider häufig an der Realität. Unflexible
Arbeitszeiten und ein Kinderbetreuungssystem, das zu teuer und zu
wenig flächendeckend ist, werden oft zu unüberwindlichen Hinder-
nissen für eine schnelle und reibungslose Rückkehr in den Beruf. Vor
allem viele Frauen sehen sich in der Misere, sich zwischen Kind und
Karriere entscheiden zu müssen, weil die Umstände ein Verwirkli-
chen beider Lebensziele nicht zulassen.

Arbeitgeber und Staat stehen gleichermaßen in der Pflicht, diese
Umstände zu ändern. Sie müssen es Beschäftigten, die in Erzie-
hungsverantwortung stehen – Müttern wie Vätern – ermöglichen,
familienbedingte Pausen einlegen und anschließend in ihrem vor-
herigen Beruf wieder Fuß fassen zu können. Dabei müssen die
Arbeitgeber erkennen, dass Erziehungszeiten nicht etwa ein Makel
sind, sondern die Betroffenen in Sachen Sozialkompetenz, Belast-
barkeit oder Teamfähigkeit fordern, fördern und  schulen. Doch nicht
nur diese Fähigkeiten sollten die Arbeitgeber im Interesse aller nut-
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zen. Frauen haben im Schnitt bessere Schulabschlüsse als Männer.
Ihr Können brach liegen zu lassen, kann sich der Wirtschaftsstandort
Deutschland – auch und gerade in den Bereichen des öffentlichen
Dienstes – nicht leisten.

Für eine gelebte Gleichstellung von Frauen und Männern ist die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf ein ganz entscheidender Faktor.
Deshalb hat es sich die dbb bundesfrauenvertretung zur Aufgabe
gemacht, auf Schwachstellen hinzuweisen und für Verbesserungen
einzutreten. 

WWoorrkk--LLiiffee--BBaallaannccee  ––  
DDiiee  RRaahhmmeennbbeeddiinngguunnggeenn  mmüüsssseenn  ssttiimmmmeenn

Es ist eine Tatsache, dass
Deutschland weder eine
hohe Geburtenrate noch
eine besonders hohe
Erwerbsbeteiligung von
Frauen vorweisen kann.
Zwar sind Frauen zuneh-
mend am Erwerbsleben
beteiligt. 2004 waren
laut Statistischem Bun-
desamt 47 Prozent der
insgesamt 42,7 Millio-
nen Erwerbspersonen
weiblich. Der Gesamtan-
teil an Frauen in der
Bevölkerung liegt jedoch

bei über 50 Prozent. Gleichzeitig deuten die wenigen Kinder, die
hierzulande jährlich geboren werden (die Geburtenrate pro Frau lag
in Deutschland im Jahr 2008 bei rund 1,4 Kindern), darauf hin, dass
die Gesellschaft nicht über die nötigen Voraussetzungen verfügt,
Frauen eine Karriere mit Kindern ohne große Reibungsverluste zu
ermöglichen. Doch angesichts der wirtschaftlichen und demogra-
phischen Entwicklungen im Land sind dringende Korrekturen not-
wendig. Derzeit kranken die sozialen Systeme an einer immer älter
werdenden Bevölkerung, da ihr der zahlungskräftige Nachwuchs
fehlt. Immer weniger Junge müssen für immer mehr Alte zahlen.
Hinzu kommt die bevorstehende Pensionierungs- und Rentnerwel-
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le der geburtenstarken Nachkriegsjahrgänge. Experten prognosti-
zieren bereits seit mehreren Jahren, dass sich der anstehende Fach-
kräftemangel in sehr naher Zukunft negativ auf die Arbeitsmarkt-
entwicklungen auswirken und damit die gesamte deutsche Wirt-
schaft schwächen wird. Diese Tatsachen können nicht länger igno-
riert werden: Um den bevorstehenden Problemen entgegen zu wir-
ken, muss in Deutschland der gesellschaftliche, politische und wirt-
schaftliche Rahmen geschaffen werden, der es Frauen ermöglicht,
Kinder- und Karrierewunsch gleichermaßen und vor allem gleich-
zeitig erfüllen zu können. 

Ein Blick in die europäischen Nachbarstaaten macht nicht nur den
Handlungsbedarf deutlich, sondern zeigt auch, dass es anders gehen
kann. Vor allem in den skandinavischen Ländern werden im Ver-
hältnis zur Einwohnerzahl wesentlich mehr Kinder geboren als bei
uns. In Dänemark etwa lag die Geburtenrate pro Frau bei rund 1,8.
Trotzdem nehmen Frauen dort zu einem höheren Anteil am Erwerbs-
leben teil als hierzulande. Rund 84 Prozent der Däninnen zwischen
25 und 49 Jahren gingen 2009 einer Erwerbstätigkeit nach; in
Deutschland sind zur gleichen Zeit rund 77 Prozent der Frauen die-
ser Altersstufe erwerbstätig gewesen. Das Zauberwort heißt Kin-
derbetreuung. Frauen können nur dann gleichermaßen wie Männer
am Erwerbsleben teilhaben, wenn die Frage „Wohin mit dem Kind?“
kein Hindernis mehr darstellt. Die dbb bundesfrauenvertretung for-
dert daher bei politischen Gesprächen stets auch einen Ausbau der
Kinderbetreuungsmöglichkeiten ein. Kinderbetreuung muss
flächendeckend, zeitlich flexibel, für alle Altersgruppen und am
besten kostenlos angeboten werden. Nur wenn Frauen nicht mehr
aufgrund der Gegebenheiten in längere Beurlaubungen, Teilzeitbe-
schäftigungen oder gar die Kündigung flüchten müssen, haben sie
die Möglichkeit, im Berufsleben nicht nur gleichberechtigt, sondern
auch chancengleich neben ihren männlichen Kollegen zu stehen –
ohne dabei auf die Erfüllung eines Kinderwunsches verzichten zu
müssen.

Das soll nicht heißen, dass jede Mutter zwingend in ein Vollzeitar-
beitsverhältnis zu bringen ist. Oberste Prämisse  ist, sich selbst ent-
scheiden zu können. Jede Frau, aber auch jeder Mann und jedes Paar
muss die Voraussetzungen vorfinden, um das persönliche Lebens-
modell umsetzen zu können. Hierfür muss die Politik den gesetzli-
chen Rahmen schaffen, den die Arbeitgeber dann ausfüllen können.
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Neben dem allgemeinen gesellschaftspolitischen Auftrag legt die
dbb bundesfrauenvertretung zuständigkeitshalber ihr besonderes
Augenmerk auf den öffentlichen Dienst – nicht nur, weil hier beson-
ders viele Frauen beschäftigt sind, sondern weil der Staat der größ-
te Arbeitgeber Deutschlands ist und sich dabei seinen gesetzlichen
Rahmen selbst schaffen kann. Dem Staat obliegt damit eine große
Verantwortung, die ihn aber auch zum Vorbild und Richtungsweiser
in vielen arbeitspolitischen Bereichen macht. Hinsichtlich der Teil-
zeit- und Beurlaubungsmöglichkeiten im öffentlichen Dienst hat die
dbb bundesfrauenvertretung bereits viel Positives erreicht. Und den-
noch gibt es immer noch Sollbruchstellen, an denen weiterhin Opti-
mierungsbedarf besteht.

QQuuootteelluunngg  vvoonn  SSttuuddiieenn--  uunndd  AAuussbbiilldduunnggsszzeeiitteenn

Ein Beispiel ist die Quotelung der Studien- und Ausbildungszeiten
bei teilzeitbeschäftigten Beamten und Beamtinnen. Hiervon sind
überwiegend Frauen beziehungsweise Mütter betroffen, da sie häu-
figer als ihre männlichen Kollegen einer Teilzeitbeschäftigung nach-
gehen. 

Bisher gewährte man Beamtinnen
und Beamten nur dann eine volle
Anrechnung von Studien- und Aus-
bildungszeiten auf die ruhege-
haltsfähigen Dienstzeiten, wenn
sie bis zur Pensionierung in Voll-
zeit tätig waren. Arbeiteten sie
jedoch in Teilzeit, wird nach einem
bestimmten Verteilungsschlüssel
nur ein Teil der Ausbildungszeiten
als ruhegehaltsfähig angerechnet.
Eine Beamtin etwa, die 20 Jahre in
Teilzeit arbeitet und damit eben so
viele Dienststunden leistet wie ein
Beamter, der über zehn Jahre Voll-
zeit tätig ist, muss hinsichtlich
ihrer Studien- und Ausbildungszeit
eine Quotelung von einem Faktor
von bis zu 0,5 hinnehmen. Die
ruhegehaltsfähige Dienstzeit der
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Teilzeitkraft vermindert sich dadurch merklich gegenüber der einer
Vollzeitkraft.

Der Verwaltungsgerichtshof Hessen hatte mit Beschluss vom 31. Juli
2008 festgestellt, dass es sich bei der Quotelung um eine mittelba-
re Diskriminierung von Frauen handelt, die nicht durch objektive
Gesichtspunkte gerechtfertigt ist. Dem Urteil zufolge sind nach wie
vor wesentlich mehr Frauen in Teilzeit beschäftigt als Männer. Der
Verwaltungsgerichtshof bestätigte, dass das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs aus dem Jahre 2003 zum Versorgungsabschlag
alter Prägung (§ 85 BeamtVG und § 14 BeamtVG a. F.) für Teilzeit-
kräfte sich auch auf die Quotelungsvorschriften übertragen lasse.
Die dbb bundesfrauenvertretung hatte dazu über Jahre hinweg ein
Musterverfahren bis zum Bundesverfassungsgericht unterstützt
und sich erfolgreich für die Abschaffung des für Teilzeitbeschäftig-
te benachteiligenden Versorgungsabschlags eingesetzt. Im Zuge der
Dienstrechtsreform gilt es nun, die Landesregierungen dafür zu sen-
sibilisieren, bestehende Diskriminierungsfaktoren wie die Quote-
lungsregelung von Ausbildungszeiten zu beseitigen. In Bayern ist
dies bereits gelungen. Dort wird die Quotelung im Rahmen der Dien-
strechtsreform 2011 abgeschafft.

FFlleexxiibbiilliissiieerruunngg  vvoonn  AArrbbeeiittsszzeeiitteenn

Die meisten Frauen verbinden mit dem Schlagwort Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, dass sie sich beiden Bereichen gleichermaßen
widmen wollen und können. Flexible Arbeitszeitmodelle, Telear-
beitsplätze sowie Beurlaubungs- und Teilzeitmöglichkeiten sind
wertvolle Elemente für eine funktionierende Work-Life-Balance. 

Vor allem die Teilzeitarbeit nimmt einen immer wichtigeren Stel-
lenwert für Eltern ein. Stichhaltige Belege liefert das statistische
Bundesamt, das für die vergangenen zehn Jahre eine Zunahme der
Teilzeitbeschäftigten um circa 50 Prozent bestätigte. Demnach liegt
der Anteil der Mütter, die teilzeitbeschäftigt sind, inzwischen bei
rund zwei Drittel. Aber auch bei den Vätern geht der Trend hin zu
mehr Teilzeitarbeitsstellen, wenngleich auf wesentlich niedrigerem
Niveau. Derzeit sind rund fünf Prozent der berufstätigen Väter teil-
zeitbeschäftigt. Vorreiter für die bundesweite Entwicklung „pro Teil-
zeit“ ist seit langem der öffentliche Dienst. Dort war bereits 2006
jede dritte Beschäftigte in Teilzeit tätig.
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Die Teilzeitbeschäftigung birgt trotz ihrer zunehmenden Beliebtheit
noch immer ein gewisses Diskriminierungspotential. Eine Benach-
teiligung ist zwar gesetzlich verboten, doch kommt sie aufgrund
von vorhandenen Strukturen immer wieder vor – auch im öffentli-
chen Dienst. Gerade im Beamtenbereich, in dem Beförderungen
über festgelegte Routinen, Ranglisten und Besoldungstabellen
stattfinden, scheint eine Diskriminierung von Einzelnen oder von
Gruppen beim beruflichen Fortkommen nur schwer möglich. Den-
noch müssen weibliche Beschäftigte, die etwa Beurlaubungen in
Anspruch genommen haben oder in Teilzeit arbeiten, immer wieder
erleben, dass sie karrieretechnisch häufig hinter ihren männlichen
Kollegen zurückbleiben. Der Knackpunkt im System ist meist die
dienstliche Beurteilung. Die gängigen Bewertungskriterien führen
oftmals dazu, dass Männer ohne familiäre Verpflichtungen im Auge
so manch eines Beurteilers geeigneter für die Berufstätigkeit er-
scheinen und aufgrund von höherer beruflicher Flexibilität die bes-
sere Leistung erbringen. Die dbb bundesfrauenvertretung fordert
deshalb, die Beurteilungsrichtlinien gendergerecht anzupassen.

Oftmals wird aber von den verantwortlichen Dienstbehörden das
Problem noch nicht einmal als solches erkannt. Es ist deshalb uner-
lässlich, dass geschlechtergerechte Beurteilungsstatistiken erstellt
werden, um unterschiedliche Beurteilungsniveaus bei Männern und
Frauen sowie bei Vollzeit- und Teilzeitkräften sichtbar zu machen.
Mittels statistisch signifikanter Belege könnte dann eine vorhande-
ne mittelbare Diskriminierung von Teilzeitkräften, die in aller Regel
Frauen betrifft, nachgewiesen werden. Das Landesarbeitsgericht
Berlin-Brandenburg ließ 2009 zum ersten Mal eine Statistik als Indiz
für eine Diskriminierung in der Beweisaufnahme gelten. Der so
genannte Quotenbeweis fand in Deutschland damit erstmalig
Anwendung in einer Gleichstellungsfrage.

EElltteerrnnggeelldd  uunndd  EElltteerrnnzzeeiitt

Zum 1. Januar 2007 trat das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
(BEEG) in Kraft. Es gilt für Kinder, die nach dem 31. Dezember 2006
geboren sind. Es löst damit das bislang geltende Bundeserziehungs-
geldgesetz ab. Der Gesetzgeber schlug damit einen neuen Weg in
der Familienförderpolitik ein: weg von einer reinen finanziellen
Unterstützung hin zu einem Leistungsmodell mit Lohnersatzcha-
rakter, das Eltern eine bessere finanzielle Absicherung in der Früh-
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phase der Familie bietet und
Paare zur Familiengründung
motivieren soll. Die Einkom-
menseinbußen, die  Eltern
aufgrund von Erziehungszei-
ten entstehen, sollten damit
abgemildert werden. Erklär-
tes Ziel der Bundesregierung
war und ist es, die niedrige
Geburtenrate in Deutschland
zu erhöhen. Mit Einführung
der so genannten „Vätermo-
nate“ sollten zudem die Väter
dazu bewegt werden, sich
verstärkt an den Erziehungs-
und Betreuungsaufgaben zu
beteiligen.

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz enthält im Wesentli-
chen folgende Regelungen:

◆ Anspruch auf Elterngeld hat, wer einen Wohnsitz oder seinen
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, mit seinem Kind in
einem Haushalt lebt, dieses Kind selbst betreut und erzieht
sowie keiner beziehungsweise keiner vollen Erwerbstätigkeit
(weniger als 30 Wochenstunden Arbeitszeit) nachgeht. Das
Elterngeld bekommen Eltern, deren Kinder ab 01. Januar 2007
geboren sind. 

◆ Der Elterngeldanspruch beginnt am Tag der Geburt und endet
mit dem vollendeten 14. Lebensmonat des Kindes. Ein Elternteil
kann jedoch nur für höchstens 12 Monate Elterngeld beziehen.
Die Zeit, in der Mutterschaftsgeld bezogen wird, wird auf die
Bezugsdauer des Elterngeldes angerechnet. Zwei zusätzliche
Monatsbeträge – auch „Bonusmonate“ beziehungsweise „Part-
nermonate“ genannt – können Eltern geltend machen, wenn
auch der andere Elternteil seine Erwerbstätigkeit für mindestens
zwei Monate unterbricht oder einschränkt. 

◆ Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des in den zwölf Kalen-
dermonaten vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten
monatlichen Einkommens aus Erwerbstätigkeit bis zu einem
Höchstbetrag von 1 800 € monatlich gezahlt. Bei Teilzeittätig-
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Familienbeteiligung per Gesetz funktioniert:
Immer mehr Männer nutzen die „Vätermonate“.

Rund 29 Prozent der Väter nehmen sich für die
Familie eine berufliche Auszeit.
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keit von nicht mehr als 30 Wochenstunden erhält die Betreu-
ungsperson 67 Prozent des entfallenden Teileinkommens. Der
Mindestsatz des Elterngeldes beträgt 300 €.

Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßte die Einführung des
Elterngeldes als finanzielle Unterstützung von Familien und als
Anerkennung von Familienarbeit. Im Vorfeld nahm die dbb bundes-
frauenvertretung zum Gesetzentwurf ausführlich Stellung. Viele der
Forderungen der dbb bundesfrauenvertretung sind im Gesetz
berücksichtigt worden, wie etwa eine dreijährige Jobgarantie.

Kritisch zu betrachten ist allerdings die Verkürzung des Zeitraums
der bisherigen Erziehungsgeldzahlung von 24 auf 12 Monate bezie-
hungsweise 14 Monate, in denen ein Elterngeldanspruch besteht.
Für Personen ohne Einkommen führt dies zu deutlichen Einbußen.
Eltern dürfen aber auch nach dem Ende der Elterngeldzahlung vom
Staat nicht allein gelassen werden. Das Elterngeld muss vielmehr
mit einer nachhaltigen Verbesserung des Angebots an Kinderbe-
treuungseinrichtungen für Kinder aller Altersstufen einhergehen.
Ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für alle Kinder
bereits ab Geburt wäre deshalb ein sinnvoller und notwendiger
Schritt.

Die dbb bundesfrauenvertretung setzt sich weiter für einen Ausbau
des Elterngeldes und für verbesserte Rahmenbedingungen ein und
fordert insbesondere:

◆ die familiengerechte Fortentwicklung des Steuerrechts
◆ keine Karrierehemmnisse durch Elternzeit und Teilzeitbeschäfti-

gung aufgrund von Familienpflichten
◆ mehr familiengerechte Arbeitszeitmodelle
◆ Landeselterngeld als Ergänzung zum Bundeselterngeld für

Elternzeit nach dem 14. Lebensmonat des Kindes
◆ eine weitere Flexibilisierung des Elternzeitanspruchs
◆ die verbesserte und systemkonforme Anerkennung von Kinder-

erziehungszeiten für die Altersversorgung
◆ die Vollerstattung von PKV-Beiträgen in der Elternzeit oder die

Anhebung des persönlichen Beihilfesatzes auf 100 Prozent
◆ Gewährung von Sonderzahlungen und vermögenswirksamen

Leistungen während der gesamten Elternzeit
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Für dbb Mitglieder gibt die dbb bundesfrauenvertretung eine Infor-
mationsbroschüre heraus, die die wichtigsten Angaben zum Eltern-
geld und zur Elternzeit enthält und laufend aktualisiert wird.

VVeerreeiinnbbaarrkkeeiitt  vvoonn  BBeerruuff  uunndd  FFaammiilliiee  ––  
NNeeuuee  SSttrraatteeggiieenn  ssiinndd  ggeeffoorrddeerrtt

Gesetzgeber und Arbeitgeber können und müssen einiges tun, um
den Rahmen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
schaffen. Work-Life-Balance wird für die dbb bundesfrauenvertre-
tung auch in Zukunft eine Hauptaufgabe sein. Die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf darf kein Thema allein von Frauen bleiben. Die
stets geforderte Gleichstellung von Männern und Frauen erstreckt
sich nicht nur auf den Bereich der Erwerbstätigkeit. Diese kann nicht
erreicht werden, wenn sich die Gesellschaft als solches nicht auch
der Frage der Gleichstellung im Bereich des Familienlebens stellt.
Solange in den Köpfen die weibliche Alleinverantwortung für Pfle-
ge- und Betreuungsleistungen liegt – und das nicht nur für den
Nachwuchs, sondern immer stärker auch für die eigenen pflegebe-
dürftigen Angehörigen – kann die Gleichstellung der Geschlechter in
der Praxis nicht erreicht werden. Männer müssen verstärkt Verant-
wortung für die familiäre Alltagsarbeit übernehmen. Zum einen
erhielten Frauen so den Freiraum, sich auch im Berufsleben zu inte-
grieren. Zum anderen müssten sie dort nicht ständig mit Männern
konkurrieren, die nicht
gleichzeitig das Feld Fa-
milie „beackern“ müs-
sen.

EU und OECD vertreten
seit einigen Jahren ein
neues Leitbild in der
Familienpolitik, das auf-
grund des gesellschaft-
lichen Wandels weg
vom „Ernährermodell“
hin zum „Adult-Worker-
Modell“ geht. Es basiert
auf der Annahme, dass
alle Erwachsenen unab-
hängig von Partnern
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Familiäre Auszeiten bremsen die Karriere:
Nicht nur die Kindererziehung sondern auch die Pflege

von Angehörigen liegt meist noch immer in der Verant-
wortung der Frauen.
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oder staatlichen Leistungen eigenständig für ihren Unterhalt sorgen
(können). Auch in Deutschland ist dieser Trend durchaus erkennbar,
wenn man sich zum Beispiel das Elterngeld oder das neue Unter-
haltsrecht ansieht.  Dieses Modell ist in seiner Umsetzung jedoch
sehr einseitig auf den Erwerbsbereich ausgerichtet. Die Verteilung
der unbezahlten „Familienarbeit“ zwischen den Geschlechtern lässt
es weitgehend außen vor. Dieser Bereich sollte jedoch stärker in den
Fokus gerückt werden. Schließlich könnte ein veränderter Blickwin-
kel in der Gesellschaft und in der Familienpolitik auch eine bedeu-
tende Werteverschiebung mit sich bringen. Die gleiche Teilhabe von
Frauen am Erwerbsleben ist damit nicht länger eine Frage des Pres-
tiges, sondern wird zu einer Frage der Existenz.

EEhhrreennaammtt

Die Bereitschaft der Bürger zum freiwilligen Engagement ist ein ent-
scheidender Faktor unseres Gemeinwesens. Viele Tätigkeiten und
Hilfeleistungen für andere Personen in sozialen und politischen
Bereichen wie etwa Jugendarbeit oder Gewerkschaftsarbeit basie-
ren auf dem Ehrenamt. Rund 20 Millionen Bundesbürger engagieren
sich jährlich freiwillig in Verbänden, Initiativen, Projekten oder Ver-
einen. Im Jahr 2007 war damit knapp ein Drittel der Bevölkerung
ehrenamtlich tätig.

Untersuchungen zeigen jedoch auch, dass das ehrenamtliche Enga-
gement in direktem Zusammenhang mit der Arbeitszeit steht und
sich zwischen den Geschlechtern unterschiedlich verteilt. Zahlen-
material des BMFSFJ aus dem Jahr 2004 zeigt, dass bei Arbeitszeiten
unter 20 Stunden pro Woche ein Fünftel der Frauen aber nur gut 14
Prozent der Männer engagiert sind. Unter den Vollzeitbeschäftigten
(40 Stunden pro Woche) hingegen befinden sich zunehmend Män-
ner in ehrenamtlichen Tätigkeiten. Das Verhältnis von männlichen
Engagierten zu weiblichen verschiebt sich hier auf 25 zu 15 Prozent.
Je höher die Arbeitszeit der Frauen ausfällt, desto niedriger ist dem-
nach deren ehrenamtliches Engagement. Bei Männern hingegen
steigt die Bereitschaft zur Freiwilligenarbeit proportional zur
Arbeitszeit. Auf den ersten Blick scheint dieser Sachverhalt paradox.
Bezieht man jedoch den Aufwand an unbezahlter Hausarbeit, der
von Männern und Frauen geleistet wird, mit in die Betrachtung ein,
zeigt sich ein ganz anderes Bild.
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Nach Angaben des BMFSJ wenden Frauen im Schnitt ein Drittel mehr
Zeit für unbezahlte Hausarbeiten auf als Männer. 2003 verbrachten
Frauen 31 Stunden pro Woche, Männer dagegen nur 19,5 Stunden
wöchentlich mit Putzen, Kochen oder etwa Einkaufen. Der Trend,
dass Frauen mehr im Haushalt tun, ist sowohl im Teilzeitbereich wie
auch bei vollzeitbeschäftigten Paaren zu beobachten.

Auch politisches Engagement ist stark abhängig vom Einsatz frei-
williger Arbeit. Insbesondere im gesellschaftlichen und politischen
Meinungsbildungsprozess kommt Gewerkschaften dabei eine wich-
tige Funktion zu. Denn politisches Engagement findet zu knapp 70
Prozent über Organisationen wie Vereine, Verbände, Gewerkschaf-
ten, Parteien, Kirchen und Stiftungen statt und nur zu 23 Prozent
über städtische und kommunale Einrichtungen. Angesichts der Ent-
wicklungen innerhalb der Gewerkschaften – diese haben zwischen
1991 und 2007 fast die Hälfte ihrer Mitglieder eingebüßt – müssen
nach Ansicht der dbb bundesfrauenvertretung verstärkt Frauen für
die gewerkschaftliche Arbeit gewonnen werden. Denn die altersbe-
dingten Abgänge können nicht allein durch die Zugänge junger Mit-
glieder aufgefangen werden. 

Die Gewerkschaften brauchen ein für Frauen attraktiveres Pro-
gramm, um mehr weibliche Mitglieder zu werben und an die
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Gewerkschaft zu binden. Zudem müssen verstärkt junge, gut aus-
gebildete und leistungsbereite Frauen angesprochen werden. 

Es wird in den nächsten Jahren ein Generationswechsel in den
Führungsgremien der Gewerkschaften stattfinden; die neuen –
dann hoffentlich vermehrt weiblichen – Führungskräfte müssen
schon jetzt angelernt und eingebunden werden. Gerade teilzeitbe-
schäftigte Frauen sollten verstärkt auf die Übernahme von Ehrenäm-
tern im gewerkschaftlichen Kontext angesprochen werden. Der dbb
hat seit 2007 mit der Wahl zweier junger Gewerkschafterinnen in
die Bundesleitung bereits den ersten Schritt gemacht auf dem Weg
hin zu mehr weiblicher Mitbestimmung.



Bildung und Erziehung

BBiilldduunngg  uunndd  EErrzziieehhuunngg  
Bildung ist ein Universalschlüssel, der den Menschen beinahe jede
Tür aufschließen kann. Nicht zuletzt ist gerade deshalb die Forde-
rung nach besserer Bildung in aller Munde. Verheißungsvolle Rufe
nach frühkindlicher Bildung und Studienreformen, laute Klagen über
eklatanten Erzieher- und Lehrermangel sowie Berichte zur Infra-
struktur und Qualität der Bildung in Deutschland füllten und füllen
in den vergangenen Jahren immer häufiger die Zeilen der Tageszei-
tungen. 2008 rief Bundeskanzlerin Angela Merkel die Bildungsnati-
on Deutschland aus. Fachexperten trafen sich zu einem viel ver-
sprechenden Bildungsgipfel. Es wurde diskutiert, vorgeschlagen,
abgewogen, verworfen, sich gezankt. Übrig blieben die ver-
heißungsvollen Begriffe, doch klare und konkrete Lösungsvorschlä-
ge, wie man diese aus der Verheißung in Tatsachen überführen
könnte, blieben aus. Dies zeigt, wie komplex die Lage ist und dass
weitreichend durchdachte Konzepte fehlen, wie das Bildungssystem
in Deutschland effizienter und zeitgemäßer gestaltet werden kann
– sowohl in Hinblick auf die Zukunft der Schüler und Studenten als
auch auf die Arbeitsbedingungen der Lehrenden und Erziehenden. 

Der dbb hat sich für eine Bil-
dungsreform ausgesprochen
und setzt sich seit vielen Jah-
ren für eine Weiterentwick-
lung der Lehrer- und Erzieher-
berufe sowie eine Moderni-
sierung des deutschen Schul-
und Studiensystems ein. Der
dbb ist der Auffassung, dass
eine qualifizierte Hochschul-
bildung für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands in Europa und
der Welt große Bedeutung hat. Daher ist es notwendig, dass die
materiellen Hürden zum Zugang zu Hochschulen möglichst gering
gehalten werden. Dies gilt auch für die Studiengebühren.

BBiilldduunnggssbbeerruuffee  ––  NNeeuuee  HHeerraauussffoorrddeerruunnggeenn  mmiittddeennkkeenn
Steigende Zahlen von Kindern mit Migrationshintergrund und Kin-
dern aus schwierigen Familienverhältnissen, aber auch ein generell
erweiterter Aufgaben- und Verantwortungsbereich haben den
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Praxisalltag in Lehr- und Erziehungsberufen
verändert. Schwerpunkt ihrer beruflichen
Tätigkeit bilden die Bereiche Bildung, Erzie-
hung, Beratung und Kooperation sowohl mit
Behörden als auch mit den Eltern. Darüber
hinaus sind das Übernehmen von Führungs-
aufgaben und die zunehmende Verantwor-
tung für eigene unternehmerische Kompe-
tenzen vor allem für Erzieherinnen und Erzie-
her zu berücksichtigen. Dies stellt Erzieherin-
nen und Erzieher, die seit jeher eine starke
Verantwortung tragen, vor neue Herausfor-
derungen; insbesondere im Hinblick auf die
Verwirklichung einer Chancengerechtigkeit
von Kindesbeinen an.

Im dbb hat sich die interne Fachkommission Schule, Bildung und
Wissenschaft im Berichtszeitraum mehrmals getroffen, um kon-
struktive Lösungen im Hinblick auf Lehrende und Lernende, Erzie-
hende und Zu-Erziehende auszuarbeiten. Auch die dbb bundesfrau-
envertretung wirkt in der dbb Bildungskommission mit. Ihr Auftrag
besteht darin, die entwickelten Konzepte, die im Bildungs- und Erzie-
hungsdienst, einem Berufsfeld, in dem vorrangig Frauen beschäftigt
sind, geschlechtergerecht mitzugestalten. 
Als Mitglied der Fachkommission Schule, Bildung und Wissenschaft
und in der AG Bildung des DF (Deutscher Frauenrat) setzt sich die dbb
bundesfrauenvertretung dafür ein,
◆ die Ergebnisse des nationalen Bildungsberichtes auszuwerten

und nach Gender-Gesichtspunkten zu analysieren
◆ die Entwicklungen des Bologna-Prozesses zu überwachen und zu

begleiten, um gegebenenfalls auf Benachteiligungen, die auf die
soziale Herkunft oder das Geschlecht zurückzuführen sind, hin-
zuweisen

◆ die Einführung der Studiengebühren auf soziale und geschlech-
terbedingte Diskriminierungspotentiale hin zu prüfen

◆ die Weiterentwicklung der Lehr- und Erziehungsberufe mitzu-
gestalten

Im Berichtszeitraum unterstützte die dbb bundesfrauenvertretung
den dbb bei der Entwicklung des Positionspapieres „Die Ausbildung
der Erzieherinnen und Erzieher fit für die Zukunft machen“. Darin
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fordert der dbb den gestiegenen Anforderungen an Erzieherinnen
und Erziehern durch eine Aus- und Fortbildung Rechnung zu tragen,
mit der unabhängig vom Lernort Kompetenzen auf Bachelor-Niveau
erworben werden und die Möglichkeiten der Höherqualifizierung
(mit eigenen Berufsbezeichnungen) in verschiedenen Bereichen der
Pädagogik bietet. Eine solche systemisch angelegte Professionali-
sierung des Berufszweiges muss einhergehen mit einer verbesserten
Bezahlung, um die Gewinnung von pädagogischem Nachwuchs
sicher zu stellen.

In Vorbereitung auf einen möglichen Bildungskongress des dbb und
seiner Bildungsgewerkschaften sowie als Grundlage für eine Posi-
tionierung des dbb in der öffentlichen Debatte hat die dbb bundes-
frauenvertretung darüber hinaus bei der Entwicklung eines Leitbil-
des des Lehrerberufs mitgewirkt.

EErrzziieehhuunnggssddiieennsstt  ––  AAuussbbaauu  ddeerr  KKiinnddeerrttaaggeessbbeettrreeuuuunngg
Im Bereich der frühkindlichen Bildung setzt sich die dbb bundes-
frauenvertretung für eine qualitative und quantitative Verbesse-
rung der Betreuungsangebote ein. Das Kinderförderungsgesetz
(KiföG), das die Bundesregierung 2008 verabschiedet hatte, ist aus
Sicht der dbb bundesfrauenvertretung ein großer Schritt hin zu bes-
serer Vereinbarkeit von Familie und Beruf, mehr Bildung für alle Kin-
der und besseren Zukunftsperspektiven in Deutschland. Der Ausbau
der Kindertagesbetreuung soll demnach weiter beschleunigt wer-
den. Zielmarke des am 16. Dezember 2008 in Kraft getretenen KiföG
ist, dass bis zum Jahr 2013 bundesweit im Durchschnitt für jedes
dritte Kind unter drei Jahren ein Betreuungsplatz zur Verfügung ste-
hen wird. Zu diesem Termin wurde für jedes Kind ein Rechtsan-
spruch auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder in der
Tagespflege geschaffen. Ein Drittel der neu entstehenden Plätze ist
in der Kindertagespflege vorgesehen. 

Um diese Ziele zu erreichen, wird die Finanzierung des Ausbaus mit
dem Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz auf eine seriöse Grund-
lage gestellt. Von den insgesamt zwölf Milliarden Euro, die für den
Ausbau benötigt werden, trägt der Bund mit vier Milliarden Euro
rund ein Drittel. Davon stehen bis zum Jahr 2013 insgesamt 2,15
Milliarden Euro für Investitionsmittel bereit. Die restlichen 1,85 Mil-
liarden Euro des Bundes entlasten die Bundesländer bei der Finan-
zierung der Betriebskosten. Diese Änderung des Finanzausgleichge-
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setzes wird im KiföG geregelt und gilt bis 2013. Ab 2014 beteiligt
sich der Bund dann dauerhaft mit jährlich 770 Millionen Euro an der
Finanzierung der Betriebskosten.

Mit einer Betreuungsquote bei unter Dreijährigen von 20 Prozent
(West 14,6 Prozent, Ost 46 Prozent – jeweils ohne Berlin; 2008: ins-
gesamt 18 Prozent) wurde eine wichtige Zwischenetappe erreicht.
Rund 417 000 Kinder unter drei Jahren wurden im März 2009 in
Deutschland in Kindertageseinrichtungen oder in öffentlich geför-
derter Kindertagespflege betreut. Dies entspricht einem Anstieg um
53 000 Kinder beziehungsweise 15 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Seit Beginn des Jahres 2009
verläuft die Entwicklung we-
sentlich dynamischer. Durch
die Kommunen wurden für
150 000 Plätze Anträge für
Bundeszuschüsse aus dem
Sondervermögen des Bundes
gestellt, die inzwischen be-
willigt worden sind. Das be-
deutet eine Verdreifachung
beim bewilligten Fördervolu-
men gegenüber 2008. Diese
Dynamik ist nötig, um die
durch das KiföG vorgegebene
Zielmarke zu erreichen.

Angesichts der wirtschaftli-
chen Krisenlage meldeten
städtische und kommunale
Träger Anfang des Jahres
2010  jedoch Bedenken an
der Umsetzbarkeit der Regie-
rungspläne zum Ausbau der
Krippenplätze an. Die dbb

bundesfrauenvertretung richtete darauf hin die Bitte an die Bun-
desregierung, die Prognosen auf ihre tatsächliche Realisierbarkeit
hin zu überprüfen und ihre Zahlen gegebenenfalls zu korrigieren.
Schließlich handelt es sich um einen angekündigten Rechtsan-
spruch, der für viele Paare zum ausschlaggebenden Faktor für die
weitere Familienplanung geworden ist.

Versorgungsquote steigt langsam: Nur jedes fünf-
te Kind unter drei Jahren wird in einer Kinderta-
geseinrichtung betreut.
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Entscheidend ist es neben dem Ausbau vor allem auch, die Qualität
der Betreuung entscheidend zu verbessern. In nahezu allen Bundes-
ländern sind inzwischen Bildungspläne für die Kindertageseinrich-
tungen als Grundlage für Qualität in der täglichen Arbeit der Ein-
richtungen entstanden. Außerdem laufen Bemühungen, auch in der
Kindertagespflege Bildungsprozesse für Kinder gut zu gestalten.
Dies erfolgt insbesondere mit Schulungen der Tagesmütter. Die Län-
der steuern diese Entwicklung insbesondere über die Gestaltung
finanzieller Rahmenbedingungen für die Träger und unterstützen
auch inhaltlich.

Mit zwei Programmen begleitet der Bund die Bemühungen der Län-
der, Kommunen und Träger:

1. Bildung und bestmögliche Förderung aller Kinder schaffen Chan-
cengerechtigkeit. Deshalb ist es notwendig, Eckpunkte zur früh-
kindlichen Bildung in Einrichtungen und in der Kindertagespfle-
ge zu entwickeln. Das Forum Frühkindliche Bildung soll diese
Aufgabe übernehmen und damit den Ausbau der Kinderbetreu-
ung in Bezug auf qualitative Anforderungen unterstützen.

2. Das Aktionsprogramm Kindertagespflege schafft Anreize für
Interessierte, sich für den Beruf der Tagespflege zu entscheiden
und zu qualifizieren. Mit dem Aktionsprogramm Kinderta-
gespflege werden 200 Modellstandorte gefördert, um in der Pra-
xis gute Ideen zu erproben, wie Tagespflegepersonen gewonnen
und qualifiziert werden können. Dazu können auch Kooperatio-
nen mit Partnern wie einer Kindertageseinrichtung, einem
Tagespflegeverein oder einem Mehrgenerationenhaus geschlos-
sen werden.

KKoosstteennffrreeiieess  KKiinnddeerrggaarrtteennjjaahhrr

Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Kindertagesbetreuung wird
auch immer wieder die Frage der Kostenfreiheit für Eltern diskutiert.
Kindertageseinrichtungen werden als Bildungseinrichtungen wahr-
genommen. Die Bedeutung frühkindlicher Bildungsprozesse und die
Ungleichbehandlung zwischen den Bildungseinrichtungen Kita und
Schule ist inzwischen in der politischen Diskussion angekommen.
Die finanziellen Rahmenbedingungen für Eltern sind, je nach Bun-
desland und Kommune beziehungsweise Träger der Einrichtungen
jedoch höchst unterschiedlich.
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Einzelne Bundesländer, zum Beispiel Berlin, das Saarland oder Rhein-
land-Pfalz haben inzwischen ein kostenfreies Kindergartenjahr ein-
geführt. Teilweise gibt es auch lokale Regelungen, die einzelne Kom-
munen treffen.

Die politischen Diskussionen hierzu werden nach wie vor kontrovers
geführt. Mit Blick auf die durch die Wirtschaftskrise geprägten finan-
ziellen Rahmenbedingungen, die im Grundgesetz festgelegte Län-
derzuständigkeit für Kindertageseinrichtungen und nicht zuletzt die
Wirkungen des Länderfinanzausgleichs wird an dieser Stelle Chan-
cengerechtigkeit wohl noch eine Weile auf sich warten lassen.



Tarifpolitik

TTaarriiffppoolliittiikk
Die Vertragsunterzeichnung zum TVöD im Jahr 2005 sollte das Tarif-
recht modernisieren, es überschaubarer und konkurrenzfähiger
machen. In der Anwendung zeigen sich jedoch verschiedene
Schwachstellen, die es nach und nach zu identifizieren und zu behe-
ben gilt. Die Mängelliste ist lang und beginnt bei den Einkommen
der Beschäftigten. Noch immer werden Beschäftigte im öffentlichen
Dienst schlechter bezahlt als in der Privatwirtschaft. Der Einkom-
mensrückstand belief sich 2009 auf fast fünf Prozent. Im Kontext der
noch immer anhaltenden Finanz- und Wirtschaftskrise müssen die
öffentlichen Arbeitgeber jetzt Handlungsbereitschaft zeigen. Neben
linearen Lohnforderungen sollen deshalb die Tarifverhandlungen
genutzt werden, um gemeinsam mit den Arbeitgebern einen Fahr-
plan zur Tarifpflege des TVöD zu vereinbaren.

In der Debatte um das Für und Wider von Lohnerhöhungen gewinnt
auch die Frage nach dem Erhalt von Arbeitsplätzen zunehmend an
Gewicht. Nicht zuletzt wirbt der öffentliche Dienst mit sicheren Jobs
und familienfreundlichen Arbeitsbedingungen um neue Mitarbeiter.
Betrachtet man jedoch die Arbeitsplatzentwicklung, scheint dieses
Argument längst an Tragweite verloren zu haben. In den vergangenen
Jahren haben Bund und Länder enorme Einsparungen am Personal-
körper der öffentlichen Verwaltungen vorgenommen und die Privati-
sierung von Dienstleistungen weiter vorangetrieben. 
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Das Ergebnis: Seit 1991 hat der Staat mehr als eineinhalb Millionen
Stellen abgebaut. Die Anforderungen an die Mitarbeiter in den Ämtern
und Behörden, den Verwaltungen, Krankenhäusern, Schulen, Kinder-
tagesstädten und Instandhaltungsbetrieben, der Abwasserreinigung,
Müllentsorgung und Straßenmeistereien sind im gleichen Zuge
gestiegen. Hinzu kommt, dass in den kommenden zehn Jahren rund
20 Prozent der Beschäftigten im öffentlichen Dienst altersbedingt aus-
scheiden werden. Qualifizierter Nachwuchs ist nicht in ausreichender
Zahl vorhanden, um die bevorstehende Rentenlücke auszufüllen. Der
öffentliche Dienst steht vor einem demographischen Problem. 
Neben linearen Lohnerhöhungen setzt sich die dbb bundesfrauen-
vertretung gemeinsam mit der dbb tarifunion deshalb verstärkt für
faire Arbeitsbedingungen für Frauen und Männer gleichermaßen
ein. Die Mitarbeiter im öffentlichen Dienst werden nicht nur älter.
Auch das Geschlechterverhältnis verschiebt sich. Bereits jetzt sind 
53 Prozent der Beschäftigten im öffentlichen Sektor weiblich. Um
den personellen Gegebenheiten Rechnung zu tragen, sind Korrek-
turen im Tarifsystem dringend notwendig. Langfristige Entwicklun-
gen und allgemeine Missstände müssen nach Auffassung der dbb
bundesfrauenvertretung bereits bei den Tarifverhandlungen mit be-
dacht werden. Dazu gehört etwa die zunehmende Rentenarmut,
von der Frauen aufgrund von unregelmäßigen Erwerbsbiographien
stärker betroffen sind als Männer. Erziehungszeiten müssen in den
Alterssicherungssystemen, das heißt im Renten-, Versorgungs- und
Zusatzversorgungsrecht deshalb stärker berücksichtigt werden,
denn Kindererziehung und ihre Anerkennung liegen im gesamtge-
sellschaftlichen Interesse. Der öffentliche Dienst sollte dabei in vor-
bildlicher Weise vorangehen und das Zusatzversorgungssystem
gendergerecht fortentwickeln. 
Darüber hinaus setzt sich die dbb bundesfrauenvertretung für eine
Verlängerung der Altersteilzeitregelung ein. Derzeit wird Altersteil-
zeit in erster Linie von Beschäftigten in den mittleren und hohen Ein-
kommensgruppen wahrgenommen, da sie sich für Beschäftigte in
niedrigen Lohngruppen finanziell nicht rechnet. Auffällig ist, dass
Altersteilzeit überwiegend von Männern in Anspruch genommen
wird. Ein Grund dafür ist die schlechtere Eingruppierung von typi-
schen Frauenberufen wie etwa im Sozial- und Erziehungsdienst. Aus
Sicht der dbb bundesfrauenvertretung kann sich Altersteilzeit
jedoch für Beschäftigte aller Bereiche lohnen, wenn das Lohngefäl-
le zwischen den Geschlechtern sinkt.
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Sichtbare Erfolge zeigte das Ergebnis der Tarifrunde für Bund und
Kommunen von 2010, das in einigen Punkten vor allem eine Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen von Frauen bewirkt hat. Neben
der linearen Einkommenssteigerung in Höhe von 2,3 Prozent für die
folgenden zwei Jahre wurde zudem eine Einmalzahlung von 240 €
zum 1. Januar 2011 erstritten, von der insbesondere Beschäftigte in
den unteren Gehaltsstufen, in denen vor allem Frauen tätig sind,
überdurchschnittlich profitieren. Zudem erfährt der Gesundheits-
bereich – und damit eine „wirkliche Frauendomäne im öffentlichen
Dienst“ – eine reale finanzielle Aufwertung. Der Tarifabschluss sieht
vor, den Nachtzuschlag für Krankenhauspersonal auf 15 Prozent zu
erhöhen. Gleichzeitig steigen die Bereitschaftsdienstentgelte für
Beschäftigte im gesamten Gesundheitsbereich entsprechend den
linearen Anhebungen der Tabellenentgelte.

Neben einer Erhöhung der Auszubildendenbezüge sieht der Vertrag
vor, Azubis mit guten Abschlüssen für mindestens zwölf Monate
weiter zu beschäftigen. Die lineare Erhöhung der Auszubildenden
Gehälter und eine attraktive Zukunftsperspektive machen den
öffentlichen Dienst damit langfristig nicht nur zu einem attraktiven
Arbeitsplatz für Frauen und Männer in gleichem Maße, sondern tra-
gen dazu bei, seine Leistungskraft zu erhalten. Nicht zuletzt ist das
Ergebnis der letzten Tarifrunde auch dem gewerkschaftlichen Enga-
gement tausender im öffentlichen Dienst beschäftigter Frauen zu
verdanken, die sich an Streikaktionen und Kundgebungen des dbb in
ganz Deutschland beteiligt hatten. „Frauen im öffentlichen Dienst -
Mit uns müssen Sie rechnen!“: Mit diesem Slogan waren die weibli-
chen Beschäftigten und Beamtinnen 2010 zum Protest angetreten
und auch in den kommenden Jahren, wird die dbb bundesfrauen-
vertretung die Tarifverhandlungen mit voller Frauenpower unter-
stützen.

KKiinnddeerrbbeettrreeuuuunngg  aauuss  ddeerr  PPeerrssppeekkttiivvee  ddeerr  BBeesscchhääffttiiggtteenn

Angesichts der demographischen Gesellschaftsentwicklung muss
auch der öffentliche Dienst die Arbeitskraft von Frauen und vor allem
von Müttern als zukunftsträchtiges Potential erkennen und nutzen.
Bereits jetzt zeigen die Beschäftigungszahlen, dass der öffentliche
Dienst für gut ausgebildete Frauen ein attraktiver Arbeitsplatz ist. Um
dem bevorstehenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken, sollte
der öffentliche Dienst genau an dieser Stelle ansetzen. Bisherige
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Standards müssen mindestens gehalten und weiter ausgebaut wer-
den, um weibliche Fachkräfte zu gewinnen und zu binden. Dazu
gehört auch eine größere Familienfreundlichkeit. Neben einem dis-
kriminierungsfreien Eingruppierungsrecht, das trotz allem Bewäh-
rungsaufstiege und typische Frauenberufe wie etwa Lehrberufe und
Berufe im Sozial- und Erziehungsdienst aufwertet, müssen die Tarif-
partner vor allem familienfreundliche Arbeitszeiten und Betreu-
ungsangebote für Kinder aller Altersklassen zur Verfügung stellen.
Das Angebot an Kinderkrippen, so verspricht es die Regierung seit
geraumer Zeit, soll massiv ausgebaut werden. Im November 2008
waren im Westen knapp 15 und im Osten rund 46 Prozent des Krip-
penbedarfs für unter Dreijährige gedeckt, der Bundesdurchschnitt lag
bei 20 Prozent. Bis 2013 soll für 35 Prozent aller unter Dreijährigen
ein Krippenplatz zur Verfügung stehen. Ein Ausbau der Betreuungs-
angebote in dieser Dimension bedeutet nicht nur steigende Kosten
für zusätzliche Fachkräfte, sondern geht auch einher mit zunehmen-
der Arbeitslast für die Beschäftigten im Erziehungsdienst. Erziehe-
rinnen gehören jedoch noch immer zu den am schlechtesten bezahl-
ten Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Gleichzeitig sind überwie-
gend Frauen in diesem Bereich tätig.

DDeerr  nneeuuee  TTaarriiffvveerrttrraagg  ffüürr  ddeenn  SSoozziiaall--  uunndd  EErrzziieehhuunnggssddiieennsstt

Mit dem Tarifabschluss vom 31. März 2008 festgelegt, verhandelte
die dbb tarifunion in der ersten Jahreshälfte 2009 mit der Vereini-
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) über die Ein-
gruppierung der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst. Ziel
war dabei, die Verluste der Anwartschaften zum abgelösten BAT/
BAT-O auszugleichen und die sozialen und erzieherischen Berufe
entsprechend ihrer gesellschaftlichen Verantwortung und gestie-
gener Anforderungen aufzuwerten. Ein zähes Geschäft, wie der Blick
auf die ersten sieben Verhandlungsrunden zeigt. Die Arbeitgeber
teilten zwar die Auffassung, dass die Anforderungen an die Beschäf-
tigten in den letzten Jahren extrem gestiegen sind, zeigten sich
jedoch nicht bereit, die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Ihre Ver-
weigerungshaltung löste eine Welle der Empörung bei den betrof-
fenen Beschäftigten aus. Eltern und Politik solidarisierten sich mit
den Kolleginnen und Kollegen. Sämtliche Medien berichteten
umfassend. Nicht zuletzt durch die wochenlangen bundesweiten
Proteste und Streiks kam es zum Durchbruch in der achten Ver-
handlungsrunde am 27. Juli 2009.
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Die dbb tarifunion erreichte, dass Erzieherinnen Einkommensver-
besserungen von bis zu 10 Prozent erhalten. Auch bei Sozialarbei-
tern mit besonderer Fallverantwortung konnte ein Plus von teilwei-
se über 250 € durchgesetzt werden. Damit wurde der besonderen
gesellschaftlichen Verantwortung dieser Berufsgruppen Rechnung
getragen. Generelle Höhergruppierungen waren wegen der Haltung
der Arbeitgeber jedoch nicht durchsetzbar.

Bewegung gab es auch beim Thema Gesundheitsschutz: Die
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst erhalten seit dem
Tarifabschluss einen individuellen Anspruch auf betriebliche Gefähr-
dungsbeurteilung. Mit der Einrichtung einer paritätischen Kommis-
sion haben die Arbeitnehmervertreter in den Betrieben erstmals die
Möglichkeit, am Gesundheitsschutz mitzuarbeiten.

Insgesamt haben sich die Tarifpartner in schwieriger Situation hand-
lungsfähig gezeigt. Der gefundene Kompromiss ist für besonders
belastete Berufsgruppen ein handfester materieller Fortschritt. Es
hat sich in diesem Bereich beispielhaft gezeigt, dass es möglich ist,
an einer neuen Entgeltordnung zu arbeiten. Gleichzeitig haben die
deutschlandweiten Warnstreikaktionen im Rahmen der Eingruppie-
rungsverhandlungen die Wahrnehmung der Öffentlichkeit dafür
geschärft, dass in Berufsgruppen in denen viele Frauen beschäftigt
sind, besondere Probleme bestehen, welche die Tarifpolitik vor
besondere Herausforderungen stellt.
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Erziehungsdienst im Streik: Viele Kindertagesstätten blieben im Sommer 2009 für
mehrere Tage geschlossen.





Beamtenrecht und Besoldungsrecht

BBeeaammtteennrreecchhtt  uunndd  BBeessoolldduunnggssrreecchhtt
Die im Juni und Juli 2006 von Bundestag und Bundesrat beschlosse-
ne und zum 1. September 2006 in Kraft getretene Föderalismusre-
form I war die bislang umfangreichste Änderung des Grundgesetzes
in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Bis zu diesem
Zeitpunkt hatte der Bund die Rahmenkompetenz für das Dienst-
recht und war im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung für
die Regelung des Besoldungs- und Versorgungsrechts für alle Beam-
tinnen und Beamte in Bund, Ländern und Kommunen zuständig.
Diese Kompetenzen wurden vom Bund auf die Länder verlagert, wel-
che nunmehr allein für das Dienst-, Besoldungs- und Versorgungs-
recht ihrer Landes- und Kommunalbeamten zuständig sind. Dem
Bund verbleibt, neben der Regelung des Rechts der eigenen Beam-
ten, die Gesetzgebungskompetenz für grundlegende Statusangele-
genheiten in Bezug auf die Landesbeamten. Umgesetzt wird dies im
Beamtenstatusgesetz. Das Status-, Besoldungs- und Versorgungs-
recht für die Bundesbeamten ist mit dem Dienstrechtsneuord-
nungsgesetz des Bundes neu geregelt worden, das in seinen wesent-
lichen Teilen schrittweise bis Juli 2009 umgesetzt wurde.

So sehr einzelne Länder für die Verlagerung der Zuständigkeiten in
den eigenen Kompetenzbereich waren, so sehr rieten zahlreiche
Experten davon ab. Auch der
dbb hatte sich von Anfang 
an gegen den sogenannten
„Wettbewerbsföderalismus“
gewandt. Der öffentliche
Dienst hat einen gesetzlichen
Auftrag. Die Erfüllung kann
nicht davon abhängig ge-
macht werden, ob ein Land
oder eine Gemeinde bessere
Bedingungen als „der Nach-
bar“ bieten kann. Und dabei
geht es nicht nur um das Lei-
stungsspektrum dem Bürger
gegenüber. Auch die Beam-
ten könnten sich nun ihren
Dienstherrn danach aussu-
chen, wer die besten Kondi-
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Die Föderalismusreform eröffnet den Ländern
neue rechtliche Spielräume bei der Gestaltung des

Dienstrechts, der Besoldungs- und Versorgungs-
regelungen für Landesbeamte.
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tionen zu bieten hat. In einem derartigen Wettbewerb können aber
finanzschwache Länder und Gemeinden kaum bestehen.

Nicht nur für den dbb insgesamt, sondern auch für die dbb bundes-
frauenvertretung eröffnet die Föderalismusreform zwangsläufig
neue Betätigungsfelder. Die Bundesländer sind derzeit dabei, eige-
ne Regelungen für Dienstrecht, Besoldung und Versorgung ihrer
Beamten zu schaffen. Es gilt daher an nunmehr siebzehn Fronten die
neuen Gesetze zu überprüfen, Kritikpunkte vorzubringen und posi-
tive Regelungen einzufordern. Was die Frauen- und Familienpolitik
anbelangt, kann dies durchaus auch eine Chance sein, Verbesserun-
gen bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf in die neuen Bestim-
mungen von Anfang an aufzunehmen. Aber natürlich erfordert dies
einen ständigen Blick auf alle siebzehn Gesetzgeber. Umso wichti-
ger ist es, innerhalb der dbb bundesfrauenvertretung die Kräfte zu
bündeln und die Begleitung der Reformmaßnahmen der einzelnen
Länder abzustimmen. Hierzu wurde eine eigene koordinierende
Arbeitsgruppe gegründet.

DDiieennssttrreecchhttssnneeuuoorrddnnuunnggssggeesseettzz

Der Bund war der erste, der seine Reformmaßnahmen abgeschlos-
sen und umgesetzt hat. Ziel war es, die Attraktivität des öffentlichen
Dienstes zu erhalten und weiter zu steigern, um auch im Wettbe-
werb mit der privaten Wirtschaft bestehen zu können. Aber auch der
demographische Wandel sollte in den Gesetzen seinen Niederschlag
finden. Durch das Dienstrechtsneuordnungsgesetz des Bundes
erfolgte eine vollständige Neuregelung des Beamtenbesoldungsge-
setzes, wodurch eine Stärkung des Leistungsprinzips erreicht wer-
den sollte. Da dem Gesetzgeber aber auch die Bedeutung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf für die Attraktivität des Arbeits-
platzes und die Motivation der Beschäftigten bewusst war, baute
das Dienstrechtsneuordnungsgesetz auch familienfreundliche
Regelungen weiter aus:

◆ Die Höchstdauer für eine Beurlaubung ohne Besoldung bei Kin-
derbetreuung oder Pflege von Angehörigen wird von zwölf auf
15 Jahre erhöht

◆ Um auch Beamten mit Familienpflichten eine Ausbildung zu
ermöglichen, ist Teilzeit während des Vorbereitungsdienstes
möglich
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◆ Elternzeit, Teilzeit und Telearbeit dürfen sich im beruflichen Fort-
kommen nicht nachteilig auswirken

◆ Der so genannte Kinderzuschlag für dritte und weitere Kinder
von Beamten wurde um jeweils 50 € erhöht

Die dbb bundesfrauenvertretung begrüßte diese Ansätze, hätte sich
aber eine stärkere und ausdrückliche Verankerung von Gender Main-
streaming im Gesetz gewünscht. So nahm sie zum Gesetzentwurf
des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes ausführlich Stellung. Zur
Stärkung des Leistungsprinzips forderte sie, die Kriterien so zuzu-
schneiden, dass sie auch von Frauen mit Familienpflichten erfüllt
werden können. Auch die Definition von sozialen Kompetenzen, wie
sie Frauen in Familienphasen erwerben, als Leistungskriterium, zum
Beispiel für die Vergabe von Leistungsprämien, müsse zwingend
erfolgen. Fortbildungsmaßnahmen müssten besser auf Mütter in
Beurlaubung oder Teilzeit abgestimmt werden. Kinderbetreuung an
den Fortbildungsstätten oder dezentrale (Teilzeit-)Fortbildungsan-
gebote wären adäquate Möglichkeiten. Die Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten bis zu drei Jahren pro Kind bei der Berechnung
der geforderten 45 Dienstjahren bei vorzeitigem, versorgungsab-
schlagsfreiem Eintritt in den Ruhestand, begrüßte die dbb bundes-
frauenvertretung damals als positiven Ansatz. Inzwischen planen
aber einzelne Länder hier schon weitaus familienfreundlichere Rege-
lungen.

Nachdem der Bund sein Beamtenrecht umfassend reformiert hat,
sind nun die einzelnen Bundesländer dabei, ihr weiteres Vorgehen
zu beschließen. Der Wille zur Reform ist hier durchaus unterschied-
lich groß. Trotzdem liegt es nun an den Frauenvertretungen der ein-
zelnen Länder, sich aktiv für die Umsetzung eines gendergerechten
Dienstrechtes einzusetzen, dabei die anderen Länder und den Bund
im Auge zu behalten und auf positive Regelungen im eigenen Land
hinzuwirken. Die dbb bundesfrauenvertretung unterstützt dieses
Vorhaben, indem sie regelmäßig über die Entwicklungen der unter-
schiedlichen Dienstrechte informiert und in Sitzungen und Veran-
staltungen ein Forum zum Austausch bietet. Zweimal jährlich findet
sich im Rahmen der Hauptversammlung eine Arbeitsgruppe zusam-
men, die über die Entwicklungen der Dienstrechte in den einzelnen
Bundesländern berät.
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SSoonnddeerruurrllaauubbssvveerroorrddnnuunngg

Das Beamtenrecht umfasst natürlich nicht nur die „großen“ Geset-
ze wie das Besoldungs- oder Versorgungsgesetz. Vieles – gerade
wenn es um Detailfragen geht – wird auch in Verordnungen gere-
gelt. Sobald hier Änderungen beabsichtigt sind, überprüft die dbb
bundesfrauenvertretung auch diese auf ihren gendergerechten
Ansatz hin. So wurde beispielsweise im Jahr 2008 zur geplanten
Änderung der Sonderurlaubsverordnung Stellung genommen.

Die damals beabsichtigte Ausweitung des Anspruchs auf Sonder-
urlaub zur Betreuung eines erkrankten Kindes auf bis zu vier
Arbeitstage für jedes Kind im Urlaubsjahr wurde zwar begrüßt.
Trotzdem machte die dbb bundesfrauenvertretung deutlich, dass
dies nicht ausreichend sei. Vielmehr sei eine weitere Ausweitung
analog zu § 45 Abs. 1 SGB V erforderlich. Auch dass eine Beurlau-
bung nur bei erkrankten Kindern unter zwölf Jahren möglich sei, sei
praxisfern, da Kinder bis zu 14 Jahren nicht in der Lage seien, allei-
ne Arztbesuche zu absolvieren oder ohne Betreuung zu Hause zu
bleiben. Die Einführung der Möglichkeit der Gewährung halber
Urlaubstage wertete die dbb bundesfrauenvertretung positiv, da
Eltern oftmals kurzfristig die Betreuung eines erkrankten Kindes
übernehmen müssten.

BBuunnddeesslleeiissttuunnggssbbeessoolldduunnggssvveerroorrddnnuunngg

In der Debatte um die Bezahlung der Beamten steht immer wieder
zur Diskussion, das Besoldungssystem leistungsgerecht auszuge-
stalten. Im Zuge der Dienstrechtsreform wurde für Bundesbeamte
die Bundesleistungsbesoldungsverordnung erlassen. Darin wurden
zwar Mittel zur leistungsorientierten Bezahlung gesetzlich veran-
kert. Eine Aufstockung des Vergabebudgets blieb jedoch aus. 

Für die dbb bundesfrauenvertretung ist und bleibt die Beförderung
das wichtigste Instrument der Leistungshonorierung im Besol-
dungsbereich. Daneben gibt es drei weitere Werkzeuge, die zur leis-
tungsorientierten Bezahlung herangezogen werden können: 

◆ Leistungsprämie
◆ Leistungszulage
◆ Leistungsstufe
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Das Gesetz soll auf allen dienstrechtlichen Ebenen das Leistungs-
prinzip fördern. Die dbb bundesfrauenvertretung weist allerdings
darauf hin, dass die entsprechenden Kriterien so zugeschnitten wer-
den müssen, dass sie gerade auch von Frauen erfüllt werden können,
damit Benachteiligungen vermieden werden. Deswegen gehört es
für die dbb bundesfrauenvertretung zwingend zur Definition von
Leistung als Grundlage von Leistungsprämien, dass auch soziale
Kompetenzen, die Frauen in Familienphasen erwerben, in den Leis-
tungsbegriff mit einbezogen werden. Insbesondere bei den Leis-
tungsprämien fordert die dbb bundesfrauenvertretung zu außeror-
dentlicher Achtsamkeit auf, um eine geschlechtergerechte Vergabe
zu gewährleisten.

FFaallllssttrriicckkee  ddeerr  LLeeiissttuunnggssbbeezzaahhlluunngg
Die Leistungsbezahlung ist ein zweischneidiges Schwert: Einerseits
trägt die Bezahlung nach Leistung durchaus dazu bei, Leistung von
Frauen transparenter zu machen. Leistung kann vorurteilsfrei be-
wertet und dementsprechend honoriert werden. Zudem dienen
finanzielle Anreize dazu, Mitarbeiter zu motivieren und deren Leis-
tungsbereitschaft zu steigern. Dennoch birgt eine auf Leistung aus-
gerichtete Bezahlungsstruktur auch immer diskriminierende Fakto-
ren, die häufig zulasten von Frauen gehen.

Um zu einer diskriminierungsfreien Praxis zu kommen, ist es daher
entscheidend, Regelungen zu schaffen, die kein Geschlecht benach-
teiligen. Dazu gehört es zum Beispiel, bei der Definition und Fest-
stellung von Leistung auf Kriterien zu verzichten, die Beschäftigte
wegen ihres Geschlechts oder anderer Merkmale wie etwa Herkunft
oder Sozialstatus systematisch benachteiligen können, wie dies bei
der Forderung beispielsweise nach zeitlicher oder räumlicher Flexi-
bilität der Fall sein könnte.

Ein zentrales Element, um geschlechterbedingte Ungerechtigkeiten
im Leistungssystem zu vermeiden, liegt demnach in der Beurtei-
lungspraxis. Eine tatsächlich transparente Leistungsbezahlung setzt
Klarheit über die angewendeten Kriterien, Bewertungsmaßstäbe,
Methoden und Verteilungsgrundsätze voraus. So schreibt es auch
der Europäische Gerichtshof vor. In den Fällen, in denen die persön-
liche Leistung von anderen anhand von „weichen Kriterien“ bewer-
tet wird, ist diese Bewertung immer abhängig von einer subjektiven
Wahrnehmung und damit auch von einem subjektiven Leistungs-
maßstab. 
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Die „Leistung“, die bei der Leistungsbezahlung zugrunde zu legen ist,
ist die tatsächliche Arbeitsleistung unter Berücksichtigung so
genannter „weicher Kriterien“:

◆ Belastbarkeit
◆ Intellektuelle Fähigkeiten
◆ Durchsetzungsfähigkeit
◆ Entscheidungsfähigkeit
◆ soziale Kompetenz

Leistungsfremde Beurteilungskriterien hingegen führen oft zu einer
Fehleinschätzung der tatsächlich erbrachten Leistung. Daher müs-
sen vorrangig Bewertungsmethoden angewandt werden, die keine
großen Spielräume für subjektive Fehlinterpretationen zulassen.
Vielmehr bedarf es Regelungen, die bereits im Vorfeld der Leis-
tungsbeurteilung einen Austausch über die vorhandenen Aufgaben,
deren Gewichtung und die anzuwendenden Bewertungsmaßstäbe
ermöglichen. Um eventuelle Diskriminierungen belegen zu können,
müssen verschiedene Sachverhalte vergleichbar gemacht werden.
Eine wichtige Rolle spielen dabei Statistiken, die zum Beispiel Beur-
teilungsergebnisse von Männern und Frauen oder auch Vollzeit- und
Teilzeitbeschäftigten nachvollziehbar machen. Aber auch eine sinn-
volle Evaluation rund um eine durchgeführte Leistungsbezahlung
kann helfen, auf Diskriminierungspotentiale hinzuweisen und Pro-
blemfelder aufzudecken. 

EEiinn  ÜÜbbeerrbblliicckk::  FFaallllssttrriicckkee  bbeeii  ddeerr  LLeeiissttuunnggssbbeezzaahhlluunngg
Fallstricke bei der Leistungsbezahlung – (nicht nur) aus Geschlechterperspek-
tive:

◆ Leistungskriterien,
… die durch Geschlechterstereotype geprägt sind,
… die Beschäftigte mit Betreuungsaufgaben benachteiligen,
… die nicht objektivierbar, sondern nur subjektiv einschätzbar sind,
… die für die Tätigkeit nicht von Bedeutung sind,
… die von der Anzahl zu groß, nicht mehr simultan überschaubar sind,
… die gar nicht oder nicht eindeutig definiert sind

◆ Leistungsziele,
… die sich nicht auf die Aufgaben beziehen,
… die nicht operationalisierbar sind,
… die nicht beeinflussbar sind
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GGeesscchhlleecchhtteerrggeerreecchhttee  LLeeiissttuunnggssbbeezzaahhlluunngg

Im Berichtszeitraum nutzte die dbb bundesfrauenvertretung die
Gelegenheiten, um in Fachpublikationen und auf Veranstaltungen
auf eine geschlechtergerechte Umsetzung von Leistungselementen
im Besoldungsrecht hinzuweisen. Bei der 6. Frauenpolitischen Fach-
tagung stand das Thema „Fair P(l)ay – Geschlechtergerechte Leis-
tungsbezahlung“ im Fokus. Basierend auf der Erkenntnis, dass be-
rufstätige Frauen immer noch schlechter bezahlt werden als ihre
männlichen Kollegen, erläuterte die freie Wissenschaftlerin und
Beraterin, Dr. Karin Tondorf, worauf bei einer geschlechtergerechten
Leistungsbezahlung geachtet werden muss und welche Gefahren
und Diskriminierungsmöglichkeiten sich darin verbergen. 

Da die Leistungsbezahlung im öffentlichen Dienst eine zunehmend
wichtige Rolle spielt, wurden die Ausführungen von Dr. Karin Ton-
dorf unter dem Titel „Geschlechtergerechte Leistungsbezahlung“ in
einer Fachbroschüre veröffentlicht. Darüber hinaus liefert die Doku-
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◆ Verfahren der Feststellung und Bewertung,
… die einen großen subjektiven Bewertungsspielraum eröffnen und
… die dadurch leistungsfremde Kriterien ermöglichen,
… die die Leistungskriterien/-ziele nicht oder unangemessen gewichten,
… die viele, schwer voneinander abgrenzbare Stufen enthalten,
… die keine präzisen Stufendefinitionen aufweisen,
… die die Bedingungen der Leistungserstellung unberücksichtigt lassen

◆ Leistungsmaßstäbe,
… die Leistungen von Frauen und Männern mit verschiedener „Elle“ messen,
… die subjektiv und einseitig von der Führungskraft gebildet werden,
… die nicht transparent und nachvollziehbar sind,
… die Teilzeitbeschäftigte benachteiligen

◆ eine Verteilung,
… die (weiblichen) Beschäftigten in unteren und mittleren Entgeltgruppen 

schlechtere Verdienstchancen eröffnet,
… die die Vergabe nach Quoten vorschreibt,
… die Beschäftigte in besonderen Situationen diskriminiert

◆ eine Gesamtregelung,
… die bestimmte weibliche Beschäftigtengruppen von der Leistungs-

bezahlung ausschließt,
… die intransparent und schwer nachvollziehbar ist
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mentation praktische
Handreichungen, an-
hand derer „Fallstricke
bei der Leistungsbezah-
lung“ erkannt und ver-
mieden werden können.
Die Broschüre kann bei
der Geschäftsstelle der
dbb bundesfrauenver-
tretung als Drucksache
angefordert werden und
steht auf der Homepage
www.frauen.dbb.de un-
ter Publikationen als
Download zur Verfü-
gung.

Dr.Karin Tondorf ist Soziologin und promovierte über die
„Modernisierung der industriellen Entlohnung“. Sie ist
als freie Wissenschaftlerin, Beraterin und Autorin zum
Themenfeld „Entgelt- und Gleichstellungspolitik“ tätig.
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AAlltteerrssssiicchheerruunngg
Immer neue Hochrechnungen prophezeien einen Bevölkerungs-
rückgang. Es wird mehr Alte geben, deren Renten und Pensionen von
immer weniger Jungen getragen werden müssen. Mit dem Anstieg
der Lebenserwartung wird auch der Zeitraum größer, in dem der
Lebensunterhalt nicht mehr verdient, sondern aus Erspartem, Ren-
ten- und Pensionskassen bestritten wird. Gleichzeitig sinken in
Deutschland die Geburtenzahlen. Im Schnitt bringt jede Frau in
Deutschland 1,3 bis 1,4 Kinder zur Welt. Um die Bevölkerung auf
demselben Stand wie heute zu halten, wären allerdings 2,1 Gebur-
ten pro Frau notwendig. Was dies bedeutet, ist klar: In Zukunft wer-
den immer weniger Erwerbstätige immer mehr Rentner und Pen-
sionäre immer länger finanzieren. Die Belastung der Löhne insbe-
sondere der mittelständischen Bevölkerung steigt und steigt. Gleich-
zeitig sinken die Renten und auch die Pensionen unterliegen staat-
lichen Kürzungsplänen. Unsere Alterssicherungssysteme stehen vor
einer jähen Herausforderung. 
Insbesondere ältere
Frauen gehören oft-
mals zu den Verlie-
rern der sich stetig
verändernden de-
mographischen Si-
tuation in Deutsch-
land. Lange familiä-
re Auszeiten, wie
etwa um Kinder
großzuziehen oder
sich um pflegebe-
dürftige Verwandte
zu kümmern, haben
Lücken in der Er-
werbsbiographie
hinterlassen. An dieser Stelle rächt sich das von der Gesellschaft lan-
ge gewahrte Ernährerprinzip. Frauen sind abhängig von der Alters-
versorgung ihrer Partner und können im Alter ihren Lebensunterhalt
kaum selbst bestreiten. Stirbt der Lebenspartner, rutschen viele Wit-
wen in die Armut ab und landen im gesellschaftlichen Abseits.
Bereits seit den 80-er Jahren beschäftigt sich die dbb bundes-
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frauenvertretung damit, auf Altersarmut von Frauen nach dem
Erwerbsleben sowie auf die Defizite und Ungerechtigkeiten unserer
Alterssicherungssysteme aufmerksam zu machen. In gleichem
Maße unterstützt sie Reformvorhaben der Regierung und andere
politische Initiativen, die sich dafür einsetzen, künftigen Generatio-
nen eine sichere und gendergerechte Altersversorgung zu ge-
währleisten.

Immer wieder hat die dbb bundesfrauenvertretung im Berichtszeit-
raum darauf hingewiesen, dass Frauen sich dringend um eine eigen-
ständige Alterssicherung kümmern müssen. Nach einer Studie im
Auftrag des Deutschen Instituts für Altersvorsorge haben gut ein
Drittel der Frauen kein Interesse daran, sich um ihre eigene Alters-
versorgung zu kümmern. Sie verdrängen das Thema der Altersvor-
sorge und schätzen ihre Versorgungsansprüche viel zu hoch ein. 60
Prozent der befragten Frauen fühlten sich von der Masse von Ver-
sorgungsangeboten schlicht überfordert. Sie hätten deshalb allen
Grund, sich für das Thema zu interessieren. Frauen haben eine höhe-
re Lebenserwartung als Männer, so dass sie naturgemäß länger Ren-
ten- beziehungsweise Pensionszahlungen in Anspruch nehmen wer-
den. Gleichzeitig haben Frauen jedoch meist kürzere Versicherungs-
zeiten beziehungsweise ruhegehaltsfähige Dienstzeiten als Män-
ner, weil sie wegen der Kindererziehung die Erwerbstätigkeit unter-
brochen haben und später oft nur noch halbtags oder gar nicht mehr
erwerbstätig sind. Dies führt dazu, dass die Renten- und Pensions-
ansprüche von Frauen in der Regel niedriger ausfallen als die von
Männern mit einer durchgängigen Erwerbsbiographie. Ein Regulativ
könnten die neuen, gut angenommenen Elterngeld- und Elternzeit-
regelungen sein. Jedoch stehen die Entwicklungen hier noch ganz
am Anfang. Es bleibt abzuwarten, ob durch das neue Elterngeld und
die sogenannten „Vätermonate“ zum einen mehr Kinder geboren
werden und zum anderen Frauen tatsächlich nach der Kinderpause
früher wieder in ihre Berufe zurückkehren werden, zumal bisher die
Kinderbetreuung für Kleinkinder bis zu drei Jahren nach wie vor pro-
blematisch ist. 

Auch die Altersversorgung im öffentlichen Dienst wird sich diesen
Herausforderungen stellen müssen. Insbesondere die kontrovers
geführte Diskussion über die Einführung einer kapitalgedeckten
Alterssicherung auch für Beamte wird in Zukunft ein Thema der
gewerkschaftlichen Vertretungen sein.
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Die dbb bundesfrauenvertretung fordert, 
◆ dass der Wert der Familienarbeit systemgerecht in den einzelnen

Systemen verbessert anerkannt wird, um den generativen Bei-
trag der Frauen zum Generationenvertrag durch die Erziehung
von Kindern und die Pflege von Angehörigen zu würdigen

◆ dass Frauen besser über ihre Alterssicherungsansprüche infor-
miert werden

◆ dass Vorsorgeprodukte entwickelt werden, die den speziellen
Bedürfnissen der Frauen gerecht werden

◆ dass ausreichend Kinderbetreuungsmöglichkeiten als Grundlage
für eine eigene Erwerbstätigkeit zur Verfügung gestellt werden,
um längeren Auszeiten vom Berufsleben entgegenzuwirken

AAlltteerrssssiicchheerruunngg::  SSyysstteemmee  eerrhhaalltteenn  ––  
HHeerraauussffoorrddeerruunnggeenn  aannnneehhmmeenn!!

Die dbb bundesfrauenvertretung wid-
mete die Frauenpolitische Fachtagung
2007 dem Thema Alterssicherung. Die
Ergebnisse und einzelnen Fachreferate
wurden ausgewertet und in mehreren
Broschüren veröffentlicht. Darin werden
Lösungswege aufgezeigt, wie der Gene-
rationenvertrag zukunftsfähig gestaltet
werden könnte und wie die Gesellschaft
mit dem demografischen Wandel
umgehen kann. Die Fachbroschüre
„Alterssicherung: Systeme erhalten –
Herausforderungen annehmen!“ kann
über die Geschäftsstelle der dbb bun-
desfrauenvertretung in Berlin bezogen
werden. 
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MMuusstteerrvveerrffaahhrreenn  VVeerrssoorrgguunnggssaabbsscchhllaagg::
RReeggeelluunngg  üübbeerr  ddeenn  VVeerrssoorrgguunnggssaabbsscchhllaagg  ffüürr  
tteeiillzzeeiittbbeesscchhääffttiiggttee  BBeeaammttee  iisstt  nniicchhttiigg

Über Jahre hinweg hat sich die dbb bundesfrauenvertretung mit der
Abschaffung des Versorgungsabschlags gemäß § 85 IV Beamten-
versorgungsgesetz (BeamtVG) in Verbindung mit § 14 Abs. 1 Satz 1
alte Fassung (a. F.) beschäftigt1. Es war ein langer Kampf gegen viele
Widerstände – auch innerhalb des dbb und bei den Gerichten. Aber
dieser Weg hat sich gelohnt. Im Juni 2008 hat das Bundesverfas-
sungsgericht den Versorgungsabschlag für teilzeitbeschäftigte

Beamte und Beamtinnen
auch für die Zeit der Beschäf-
tigung vor dem 17. Mai 1990
für nichtig erklärt (Az.: 2 BvL
6/07).

Nach der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
war klar, dass Frauen, die
nun ihren Versorgungsbe-
scheid erhalten, keinen Ver-
sorgungsabschlag wegen
Teilzeitarbeit für die Zeit vor
1990 hinnehmen müssen.
Eine Regelung für die bereits
bestandskräftigen Altbe-
scheide stand jedoch aus.
Einzelne Bundesländer ha-
ben bereits im Juli bezie-
hungsweise August 2008
Regelungen erlassen, die

besagen, dass bei diesen bestandskräftigen Bescheiden auf Antrag
eine Neufestsetzung ohne Versorgungsabschlag durchgeführt wer-
den kann. Im September 2008 zog das Bundesministerium des
Innern nach und entschied, dass die Versorgungsdienststellen die
Versorgungsempfängerinnen in geeigneter Weise auf die Entschei-

1 Mit dem Begriff „Versorgungsabschlag“ sind hier die finanziellen Einbußen für
Beamtinnen gemeint, die nach der alten Regelung des Beamtenversorgungs-
gesetzes nicht Vollzeit gearbeitet haben (§ 14 BeamtVG a. F.).

Schulter an Schulter gegen den Versorgungsab-
schlag: Christa Naaß, Fraktionsvorsitzende der SPD
im Bayerischen Landtag, und Helene Wildfeuer,
Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung
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dung des Bundesverfassungsgerichts und auf die Möglichkeit einer
Neubescheidung hinzuweisen haben. Es werden seither neue Ver-
sorgungsbescheide erlassen, in denen für die Zeit ab 1. Juli 2008 der
Versorgungsabschlag entfällt. 

Mit Rechtsschutz des Bayerischen Beamtenbundes hat das Dienst-
leistungszentrum Süd des dbb beamtenbund und tarifunion den
Fall juristisch betreut. Aufgabe der dbb bundesfrauenvertretung war
es, die Fakten zu beschaffen und damit den maßgeblichen Impuls für
das Gerichtsurteil zu geben. 

DDeerr  FFaallll
In einem ersten Fall am 25. Mai 2005 hatte das Bundesverwal-
tungsgericht unter Aufgabe seiner bisherigen Rechtssprechung fest-
gestellt, dass diese Versorgungsabschläge stichtagbezogen (für den
Zeitraum nach dem 16. Mai 1990) nicht rechtmäßig waren, weil sie
gegen das europäische Diskriminierungsverbot verstießen. Ungelöst
blieb jedoch das sogenannte „Stichtagproblem“. Zunächst entfiel
nur bei Versorgungsabschlägen, die aus Zeiten der Teilzeitbeschäf-
tigung und Beurlaubung nach dem 16. Mai 1990 resultierten, der
Versorgungsabschlag alten Rechts bei Anwendung der degressiven
Ruhegehaltstabelle auf teilzeitbeschäftigte und beurlaubte Beam-
tinnen und Beamte. Diese Ungleichbehandlung von Teilzeitarbeit
aus der Zeit vor diesem Stichtag und der Zeit nach diesem Stichtag
resultierte daher, dass nach der bisherigen Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts erst seit dem 17. Mai 1990 ein Normen-
konflikt zwischen nationalem Recht und dem Gemeinschaftsrecht
der Europäischen Union bestand. Der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof setzte ein Verfahren, das die dbb bundesfrauenvertretung
unterstützt hatte, wegen verfassungsrechtlicher Bedenken aus und
legte es dem Bundesverfassungsgericht vor. Im August 2008 ent-
schied das Bundesverfassungsgericht die Frage: Die Anwendung des
§ 14 BeamtVG a. F. für Stichtage nach und vor dem 16. Mai 1990 ist
nicht verfassungsgemäß. 

Der Frage, die dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vor-
gelegt wurde, lag folgender Fall zu Grunde:

Die Klägerin ist seit 1971 Beamtin. Bis zu ihrer Versetzung in den
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit mit Wirkung vom 1. August
1989 war sie überwiegend teilzeitbeschäftigt. Ihr Ruhegehaltssatz
wurde für die Zeit vor dem 17. Mai 1990 auf Grundlage von § 14
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Abs. 1 BeamtVG a.F. berechnet, sodass für diesen Zeitraum der Ver-
sorgungsabschlag voll wirksam wurde. Das Bundesverfassungsge-
richt hatte nun zu entscheiden, ob die Regelung des § 14 Abs. 1
BeamtVG in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung über
den Versorgungsabschlag mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist.

Der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts kam zu dem Ergebnis,
dass die beanstandete Regelung im Sinne von Art. 3 Abs. 3 Satz 1
Grundgesetz mittelbar diskriminierend wirkt und sie daher nichtig
ist. Dabei hat sich das Bundesverfassungsgericht im Wesentlichen
auf folgende Erwägungen gestützt:

Durch die Berechnung des Ruhegehaltssatzes in Verbindung mit dem
Versorgungsabschlag alter Fassung werden mittelbar Frauen benach-
teiligt, da von der Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung in weitaus
überwiegendem Maße Frauen Gebrauch machen. Infolge der vorge-
gebenen Berechnungsweise erhalten teilzeitbeschäftigte Beamtin-
nen im Vergleich zu einem Vollzeitbeamten einen geringeren Ruhe-
gehaltssatz, obwohl sie die gleichen ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten
erbracht haben. Diese Diskriminierung ist nicht durch den vorrangigen
Schutz anderer Interessen von Verfassungsrang gerechtfertigt.

Zur Klarstellung: Das Bundesverfassungsgericht hat nicht zum Ver-
sorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG (Minderung des Ruhe-
gehalts in Höhe von maximal 10,8 vom Hundert; 3,6 vom Hundert
für jedes Jahr, um das der Beamte vor Erreichen der gesetzlichen
Altersgrenze in den Ruhestand treten) entschieden. Die Entschei-
dung erfasst vielmehr nur die Fälle des „Versorgungsabschlags nach
altem Recht“, mit dem eine auf der früheren degressiven Ruhege-
halttabelle beruhende „vergleichsweise“ Besserstellung von teil-
zeitbeschäftigten Beamten vermieden werden sollte.

Durch den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts ist die Anwen-
dung des Versorgungsabschlags alter Fassung gemäß der Ver-
gleichsberechnung nach § 85 Abs. 4 Satz 2 BeamtVG in allen
Gebietskörperschaften mit Gesetzeskraft untersagt. Grundsätzlich
nicht von den Auswirkungen des Urteils erfasst sind dagegen
bestandskräftige Versorgungsbescheide.

Die dbb bundesfrauenvertretung dankt dem Bayerischen Beamten-
bund für die Rechtschutzgewährung und dem dbb Dienstleistungs-
zentrum Süd für die rechts- und sachkundige Vertretung vor den
Gerichten.
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SStteeuueerrrreecchhtt
Auch in Deutschland müssen Familie und Beruf in Zukunft besser
verzahnt sein. Dazu gehört auch eine gleichmäßige Arbeitsteilung
der Geschlechter. Voraussetzungen hierfür sind neben einer fami-
lienfreundlichen Arbeitszeitgestaltung, einer höheren Arbeitsplatz-
sicherheit, einem Abbau der Einkommensunterschiede auch eine
geschlechtergerechte Familienbesteuerung, um ein neues Gleich-
gewicht – eine Work-Life-Balance – zu erzielen. 

FFaammiilliieennggeerreecchhtteess  SStteeuueerrrreecchhtt

Familienfreundliches Arbeiten steht in einem sehr engen Zusam-
menhang zu einem familienfreundlichen Steuer- und Sozialrecht.
Dafür setzt sich die dbb bundesfrauenvertretung seit langem ein
und fordert vom Gesetzgeber ein familien- und gendergerechtes
Steuerrecht, das stärker auf die Bedürfnisse von Familien mit Kin-
dern ausgerichtet ist. Die dbb bundesfrauenvertretung erwartet,
dass die von Verfassung wegen gebotene Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit zielgenau umgesetzt wird, indem die Bedarfe nicht
erwerbsfähiger unterhaltsberechtigter Familienmitglieder (typi-
scherweise der Kinder) angemessen steuerlich berücksichtigt wer-
den. Eine europarechtskonforme Familienbesteuerung darf zudem
der wirtschaftlichen Eigenständigkeit der Ehegatten nicht entgegen
wirken. Beide Anforderungen werden mit der größtmöglichen
Transparenz und Zielgenauigkeit erfüllt durch die obligatorische
Individualbesteuerung mit ausreichend bemessenen Freibeträgen
für unterhaltsberechtigte Familienmitglieder. 

SSpplliittttiinnggvveerrffaahhrreenn

Das Ehegattensplitting im deutschen Einkommenssteuerrecht för-
dert die Ehe – jedoch nicht das Konzept Familie mit Kindern. Gleich-
zeitig kostet es den deutschen Steuerzahler jährlich 21 Milliarden
Euro. Dieses Geld geht zu 43 Prozent an Ehepaare, die keine Kinder
haben. Seit 30 Jahren steht dieser Ansatz in der Kritik. Auch das
Familiensplitting, wie es von der CDU-Fraktion in der großen Koali-
tion vorgeschlagen worden war, ist aus Sicht der dbb bundesfrauen-
vertretung abzulehnen. Ähnlich dem Ehegattensplitting gewährleis-
tet es keine zielgenaue Berücksichtigung der Bedarfe nichterwerbs-
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fähiger Familienmitglieder und wirkt der wirtschaftlichen Eigen-
ständigkeit der Ehegatten fortgesetzt entgegen.

Der Ansatz im Wachstumsbeschleunigungsgesetz hingegen ist rich-
tig und begrüßenswert: Zur steuerlichen Entlastung und Förderung
von Familien mit Kindern und zur besonderen Berücksichtigung der
Aufwendungen der Familien für die Betreuung und Erziehung bezie-
hungsweise Ausbildung der Kinder werden die Freibeträge zum 1.
Januar 2010 für jedes Kind auf 7 008 € angehoben. Gleichzeitig
wird das Kindergeld ab dem 1. Januar 2010 für jedes zu berücksich-
tigende Kind um 20 € erhöht. Für das erste und zweite Kind erhöht
sich das Kindergeld damit auf 184 €, auf 190 € für das dritte Kind
und auf je 215 € für das vierte sowie weitere Kinder. Vor dem Hin-
tergrund spürbar steigender Lebenshaltungskosten ist eine Verbes-
serung der finanziellen Rahmenbedingungen für Familien dringend
geboten. Das Kindergeld sollte aber so bemessen sein, dass über das
Existenzminimum der Kinder hinaus die nötigen Kosten für Kinder-
betreuung und –erziehung abgegolten werden können. 

AAbbsscchhaaffffuunngg  ddeerr  LLoohhnnsstteeuueerrkkllaassssee  VV
Bei der von Eheleuten häufig gewählten Steuerklassenkombination
III und V haben nicht selbständig beschäftigte Frauen in der Regel die
niedrigeren Nettobezüge. In der Folge fallen auch Lohnersatzleis-
tungen wie Elterngeld oder Arbeitslosengeld niedriger aus. Um die-

Gut, aber noch nicht gut genug: Das neue Steuergesetz räumt Ehepaaren neue Spiel-
räume bei der Steuerklassenwahl ein.
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sem Ungleichgewicht entgegenzuwirken, hat die dbb bundes-
frauenvertretung gemeinsam mit dem Deutschen Frauenrat (DF)
eine Neuregelung des Lohnsteuerabzugsverfahrens gefordert und
die seitens der Politik geplante Abschaffung der Lohnsteuerklasse V
im Jahressteuergesetz 2008 als zielführend bewertet. 

Der Vorschlag des Gesetzgebers, das so genannte Anteilsverfahren
einzuführen, nachdem die einzelnen Gehälter so zu besteuern sind,
wie sie zufließen, wurde von der dbb bundesfrauenvertretung und
der DSTG aus datenschutzrechtlichen Gründen abgelehnt. Als Alter-
nativvorschlag wurde ein Durchschnittssteuerverfahren vorge-
schlagen. Bei diesem Verfahren werden familiäre Einkommens-
strukturen gegenüber den Arbeitgebern anonym behandelt. Ebenso
besteht ein gemindertes Risiko, dass bei Arbeitslosigkeit eines Ehe-
gatten durch eine zuvor ungünstig gewählte Steuerklasse (wie es bei
der gängigen Lohnsteuerklassenwahl III/V häufig der Fall war) gerin-
gere Lohnersatzleistung ausgezahlt werden. Gleichzeitig senkt das
vorgeschlagene Durchschnittssteuerverfahren die Wahrscheinlich-
keit, dass es im Rahmen der Einkommenssteuerveranlagung zu
Nachzahlungen an das Finanzamt kommt.

Trotz mehrfacher gewerkschaftlicher Empfehlung hat sich die Bun-
desregierung für das vom Bundesministerium für Finanzen (BMF)
entwickelte „Faktorverfahren“ entschieden und damit einem Ver-
fahren den Vorzug gegeben, das weniger zielgerichtet, dafür jedoch
wesentlich komplizierte sowie in der Bearbeitung aufwendiger ist
als das Durchschnittssteuerverfahren. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2009, das seit 1. Januar 2010 gilt, erhal-
ten Ehepaare neue Alternativen bei der Steuerklassenwahl: Neben
der bisherigen Eingruppierung in die Steuerklassen III und V können
Doppelverdiener-Ehepaare optional beide Einkommen nach Steuer-
klasse IV mit Faktor besteuern lassen. Steuervorteile des Ehegatten-
splittings können so bereits bei der monatlichen Lohnauszahlung
und nicht erst beim Lohnsteuerjahresausgleich oder der Einkom-
mensteuererklärung berücksichtigt werden. Geringer verdienende
Ehegatten, deren Einkünfte in der Steuerklasse V eingruppiert wur-
den, sollen von dieser neuen Regelung profitieren.
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SStteeuueerrkkllaasssseennwweecchhsseell  ffüürr  hhööhheerreess  EElltteerrnnggeelldd

Ein rechtzeitiger Steuerklassenwechsel kann werdenden Müttern
und Vätern mehr Elterngeld einbringen. Ist das Nettoeinkommen
nach dem Wechsel höher als zuvor, steigt auch der Elterngeldbetrag.
Einzige Voraussetzung: Der Steuerklassenwechsel muss vor der
Geburt des Kindes erfolgen.

Die Zulässigkeit eines sol-
chen Steuerklassenwech-
sels war umstritten. Meh-
rere Bundesländer sahen
darin einen Rechtsmiss-
brauch begründet. Das
Bundessozialgericht be-
stätigte jedoch die Rechts-
auffassung der dbb bun-
desfrauenvertretung, die
einen Steuerklassenwech-
sel vor der Geburt eines
Kindes als zulässiger Ge-
staltungsmöglichkeit bei
der Elterngeldberechnung
für angehende Eltern ein-
stuft.

SStteeuueerrlliicchhee  AAbbsseettzzbbaarrkkeeiitt  bbeerruuffssbbeeddiinnggtteerr  
KKiinnddeerrbbeettrreeuuuunnggsskkoosstteenn

Die dbb bundesfrauenvertretung setzt sich mit allen Mitteln dafür
ein, dass beruflich bedingte Kinderbetreuungskosten steuerrecht-
lich Werbungskosten beziehungsweise Betriebsausgaben sind, weil
sie Aufwendungen der Eltern zur Erhaltung und Sicherung der Ein-
nahmen und damit des Arbeitsplatzes darstellen.

Nachdem die politische Durchsetzbarkeit auf sich warten ließ, hat
die dbb bundesfrauenvertretung den Rechtsweg beschritten und
einen geeigneten Fall mit Rechtsschutz des dbb durchgeklagt. Zum
Sachverhalt: Die miteinander verheirateten Kläger, die beide im
polizeilichen Schichtdienst tätig sind, hatten versucht, für das Ka-
lenderjahr 1999 für ihre drei minderjährigen Kinder Betreuungs-

Juristisch korrekt: Ein geschickter Steuerklassenwech-
sel vor der Geburt eines Kindes kann Eltern höhere
Elterngeldbezüge bescheren.
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kosten in Höhe von 14 398 DM als Werbungskosten von der Steuer
abzusetzen. 

Nach dem niedersächsischen Finanzgericht hatte der BFH am 
12. April 2007 die Klage in zweiter Instanz abgewiesen. Dagegen
haben die dbb Anwälte Verfassungsbeschwerde eingelegt. Das Bun-
desverfassungsgericht hatte die Verfassungsbeschwerde unter dem
Aktenzeichen AZ 2 BVR 1270/07 geführt aber mit Beschluss vom 
10. November 2009 nicht zur Entscheidung angenommen.

Die dbb bundesfrauenvertretung hat allen Betroffenen geraten, die
Vorläufigkeit ihrer Einkommenssteuerbescheide beim Finanzamt
unter Berufung auf das anhängige Musterverfahren im Einspruchs-
verfahren zu beantragen. Die entsprechenden Vorlagen stellte die
dbb bundesfrauenvertretung unter www.frauen.dbb.de in digitaler
Form zur Verfügung.

Die dbb bundesfrauenvertretung bedauert, dass der höchstrichter-
lichen Routine folgend diesem Beschluss keine ausführliche Begrün-
dung anliegt. Zu vermuten ist, dass zum einen die zwischenzeitlich
durch die Politik veränderte Rechtslage der Grund für die Entschei-
dung des höchsten deutschen Gerichts ist. Ein zwischenzeitlicher
politischer Kompromiss räumt Familien bereits einen gewissen steu-
erlichen Spielraum hinsichtlich der Absetzbarkeit von Kinderbetreu-
ungskosten ein: Nach § 9c EStG können bereits zwei Drittel der Auf-
wendungen, höchstens aber 4 000 € pro Kind und Jahr steuerlich
„wie Werbungskosten“ geltend gemacht werden. Zum anderen sind
neben den Musterverfahren der dbb bundesfrauenvertretung wei-
tere Verfassungsbeschwerden für jüngere Zeiträume eingegangen,
die zeigen, dass das Anliegen weite Kreise zieht. So hat das BMF in
einem Schreiben vom 15. Februar 2010 mitgeteilt, dass hinsichtlich
der anhängigen Musterverfahren zur Verfassungsmäßigkeit der
beschränkten Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten die
Steuerfestsetzung künftig von Amts wegen vorläufig erfolgen soll.
Demnach besteht eine reale Chance auf eine weitere Öffnung des
Steuerrechts hin zu einer tatsächlich familienfreundlichen Besteue-
rung. Bleibt zu hoffen, dass das Bundesverfassungsgericht in diesem
Sinne Recht spricht, damit die Finanzämter die vorliegenden Ein-
sprüche gegen die vor dem 15. Februar 2010 ergangenen Steuerbe-
scheide zugunsten der Familien mit Kindern entscheiden können.
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EEuurrooppaa
Beinahe zwei Jahre hat es gedau-
ert, bis der Lissabon-Vertrag end-
gültig in Kraft treten konnte. Nach
zähen politischen Verhandlungen
und vielen Zugeständnissen an
einzelne EU-Mitgliedstaaten hat
mit der Unterschrift des tschechi-
schen Präsidenten Vaclav Klaus
am 1. Dezember 2009 auch der
letzte Mitgliedstaat dem EU-
Reformvertrag zugestimmt. Damit
ist der Grundstein für eine hand-
lungsfähigere und gleichzeitig
demokratischere Europäische
Union gelegt. Das Europäische Par-
lament bekommt mehr Mitbe-
stimmungsrechte und künftig sind
europäische Bürgerentscheide
möglich. Doch mehr noch bedeu-
tet der Lissabon-Vertrag eine wei-
tere Stärkung der Gleichstellungspolitik in Europa. Mit dessen Ver-
abschiedung ist die Charta der Grundrechte der Europäischen Union
bindend für alle EU-Mitgliedstaaten und damit wird auch der Grund-
satz der Chancengleichheit von Frauen und Männern zum festge-
schriebenen europäischen Handlungsprinzip. 
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CChhaarrttaa  ddeerr  GGrruunnddrreecchhttee  ddeerr  EEuurrooppääiisscchheenn  UUnniioonn
…

Artikel 23 
Gleichheit von Frauen und Männern

Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen Bereichen, ein-
schließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts,
sicherzustellen.

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Ein-
führung spezifischer Vergünstigungen für das unterrepräsentierte
Geschlecht nicht entgegen.
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EEUU--FFaahhrrppllaann  ffüürr  ddiiee  GGlleeiicchhsstteelllluunngg  vvoonn  
FFrraauueenn  uunndd  MMäännnneerrnn  ((22000066--22001100))

Unbeeindruckt vom Lissabonner Spießrutenlauf um das Vertrags-
werk hat sich die Europäische Kommission bereits 2006 einen Fünf-
jahresplan zur Förderung von Chancengleichheit zurechtgelegt und
damit die sozialpolitische Fahrtrichtung bis 2010 festgelegt. Die von
der EU geplanten Maßnahmen beziehen sich auf sechs Aktionsfel-
der, die den Kern des Fahrplans für Chancengleichheit bilden. Wirt-
schaftliche Unabhängigkeit soll in gleichem Maße für Frauen mög-
lich sein wie für Männer. In diesem Zusammenhang gilt es auch aus
Brüsseler Sicht, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erzielen. Damit der Frauenanteil in Managementpositionen steigt,
soll die gleichberechtigte Teilhabe an Entscheidungsprozessen
gefördert werden. Darüber hinaus sollen Gewalt und Vorurteile
gegen Frauen bekämpft werden. Zu diesem Zweck sieht die EU eine
Reihe von Sensibilisierungsmaßnahmen vor, die früh, also schon an
den Schulen ansetzen. Schließlich will Brüssel sich auch verstärkt für
die Rechte von Frauen außerhalb der EU, zumal in Kandidatenlän-
dern, einsetzen. Ein Halbzeitbericht, der erste Ergebnisse des Fahr-
plans für die Gleichstellung von Frauen und Männern (2006-2010)
aufführt, kann auf den Internetseiten der Europäischen Kommis-
sion unter www.ec.europa.eu abgerufen werden.

Der Fahrplan für die Gleichstellung von Frauen und Männern
(2006-2010) beinhaltet unter anderem die Einrichtung eines
Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen, das 2007 seine
Tätigkeit aufnahm. Das Institut soll die Mitgliedstaaten und die
europäischen Institutionen, vor allem aber die Kommission, dabei
unterstützen, die Gleichstellung zwischen Männern und Frauen zu
fördern, Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu bekämpfen
und die Bürger für Gleichstellungsfragen zu sensibilisieren. Brüs-
sel bemängelt vor allem die nach wie vor weit verbreiteten
geschlechterspezifischen Einkommensunterschiede. Um dieses
Missverhältnis langfristig auszugleichen, ist das Institut mit der
Entwicklung geeigneter methodologischer Werkzeuge beauftragt.
Eine umfassende Dokumentation objektiver, belastbarer und ver-
gleichbarer Informationen zu Gleichstellungsfragen sind zentrale
Aufgaben der Einrichtung. Gleichzeitig soll das Europäische Insti-
tut für Gleichstellungsfragen den Gleichstellungsaspekt in allen
Politikbereichen sowie den Dialog zwischen den Akteuren fördern.
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Die EU will damit in allen Lebensbereichen dafür sorgen, dass
Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern hergestellt
wird.

BBeerriicchhtt  zzuurr  GGlleeiicchhsstteelllluunngg  vvoonn  FFrraauueenn  uunndd  MMäännnneerrnn
Ausgangspunkt für die europäische Gleichstellungsinitiative waren
die alarmierenden Ergebnisse des 2006 zum dritten Mal veröffent-
lichten Berichts zur Gleichstellung von Männern und Frauen in den
EU-Ländern. Demnach verdienten Frauen in den Mitgliedstaaten der
EU im Jahr 2005 durchschnittlich 15 Prozent weniger als Männer –
2007 sind es laut EUROSTAT sogar über 17 Prozent. Trotz einer Viel-
zahl familienpolitischer Maßnahmen, die auf Chancengleichheit
abzielen, erfahren Frauen immer noch nicht ausreichend Unterstüt-
zung bei der Bewältigung familiärer und beruflicher Belastungen.
Dieser Befund wird nicht zuletzt von der deutlich niedrigeren
Beschäftigungsquote bei Frauen belegt. Auch der Anteil der Teil-
zeitarbeit ist bei Frauen höher als bei Männern. Mehr als 40 Prozent
aller erwerbstätigen Frauen sind im Bildungs- und im Gesundheits-
wesen beziehungsweise im öffentlichen Dienst tätig.

Untersucht wurde in diesem Zusammenhang auch der Frauenanteil
in den beiden höchsten (beamteten) Verwaltungspositionen in den
Ministerien europäischer Staaten. Deutschland belegte 2008 dabei
mit weniger als 10 Prozent den drittletzten Platz. Nur Luxemburg
und die Türkei schnitten schlechter ab (Daten von 2007). Dem
Bericht zufolge liegt der EU-27-Durchschnitt mit 32,9 Prozent drei-
fach höher als die deutsche Quote. Angeführt wird die Liste von Bul-
garien mit rund 50 Prozent Frauenanteil. Eine weitere EU-Analyse
zeigt auch, dass Frauen häufiger in „soziokulturellen“ Ministerien
Leitungsfunktionen besetzen, das sind unter anderem Familie, Kul-
tur, Gesundheit. Während in diesen Bereichen 41,3 Prozent der lei-
tenden Beschäftigten Frauen sind, nehmen Frauen in klassischen
Ministerien nur gut ein Drittel der Führungspositionen ein – diese
Zahl hat sich seit 2003 (17,7 Prozent) allerdings deutlich gesteigert,
was hauptsächlich an dem Beitritt der EU-Oststaaten liegt. In
Deutschland ist die männliche Vorherrschaft in den klassischen Res-
sorts noch fester ausgeprägt als im EU-Durchschnitt. Dort besetzten
in der Legislaturperiode der Großen Koalition erstmals Frauen
jeweils einen Posten in der Abteilungsleitung im Auswärtigen Amt
und im Bundesministerium des Innern. 
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EEuurrooppääiisscchheess  PPaarrllaammeenntt  ssttäärrkktt  AAnnttiiddiisskkrriimmiinniieerruunnggssrriicchhttlliinniiee
Vor diesem Hintergrund stimmte das Europäische Parlament im
April 2009 mit einer deutlichen Mehrheit für den Vorschlag der Kom-
mission (KOM(2008)0426) „zur Anwendung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung“.
Damit wird in Zukunft auch außerhalb des Arbeitsplatzes die Gleich-
behandlung zum europäischen Recht erhoben. Das Parlament for-
derte, den Vorschlag der Kommission in einigen Punkten zu ändern:
Es wurden Quervermerke eingefügt, um Diskriminierung aufgrund
des Geschlechts zu verhindern und Barrierefreiheit für behinderte
Menschen zu gewährleisten sowie den Zugang zu Medien und Bil-
dung zu regeln. Auf diese Weise konnte das Europäische Parlament
Kompromisse erwirken, die der anfangs umstrittenen Richtlinie
letztlich die breite Zustimmung einbrachten.

IInntteerrnnaattiioonnaalleerr  TTaagg  ffüürr  gglleeiicchheess  EEnnttggeelltt
Um europaweit Aufmerksamkeit auf das Lohnungleich-
gewicht zwischen Männern und Frauen (Gender Pay Gap)
zu lenken, unterstützt das Europäische Parlament seit
2009 einen europaweiten „Equal Pay Day“ (Internatio-
naler Tag für gleiches Entgelt). 

ddbbbb  bbuunnddeessffrraauueennvveerrttrreettuunngg  iinn  EEuurrooppaa  ––  CCEESSII--FFEEMMMM

Die CESI (Confédération européenne des Syndicats indépendants;
deutsch: Europäische Union der unabhängigen Gewerkschaften)
ist seit 22. Oktober 2006 Vollmitglied in der European Women’s
Lobby (EWL). Voraussetzung für diese Mitgliedschaft ist der eigen-
ständige Gleichstellungsausschuss FEMM, über den die dbb bun-
desfrauenvertretung auch auf europäischer Ebene politisch parti-
zipiert. Vorsitzende des Gleichstellungsausschusses in der CESI ist
Kirsten Lühmann. Die CESI-FEMM definiert folgende europapoliti-
schen Ziele:

◆ Durchsetzung von Lohngerechtigkeit zwischen Frauen und Män-
nern in ganz Europa

◆ Geschlechtergerechte Ausgestaltung der Alterssicherungssysteme
◆ Auswertung und Beurteilung der Kommissionsberichte zur

Gleichstellung von Frauen und Männern in den EU Mitglied-



Europa

staaten sowie der Berichte über die ausgewogene Beteiligung
von Frauen und Männern an politischen Entscheidungspro-
zessen

◆ Umsetzung und Durchführung der Richtlinien zur Chancen-
gleichheit und der Dienstleistungsrichtlinie

◆ Bewertung der sozialpolitischen Agenda 
◆ Analyse geschlechterspezifischer Fragen zum Gesundheits-

schutz am Arbeitsplatz
◆ Bewertungen und Problemlösungsvorschläge zur aktuellen

demografischen Entwicklung

Dabei beschließt der Ausschuss anhand des jährlichen Arbeitsplanes
der Kommission.

Folgende Ereignisse und genderpolitische Entwicklungen auf
europäischer Ebene konnte die dbb bundesfrauenvertretung über
seine Mitgliedschaft in der CESI-FEMM im Berichtszeitraum beglei-
ten und mitgestalten:

◆ Beteiligung an der Initiative „Migran-
tinnen in der EU“: Die Auftaktveran-
staltung fand Anfang 2007 in Berlin
statt. Die EWL hat den FEMM-Aus-
schuss gebeten, ihr Multiplikatorin-
nen aus dem Bereich der Arbeit mit
Migrantinnen zu nennen.

◆ Unterstützung der Feierlichkeiten
zum 50. Jahrestag der Unterzeich-
nung der Römischen Verträge am 25.
März 2007 und somit der ersten
Erwähnung des Grundsatzes „glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“. In die-
sem Zusammenhang wurde der
FEMM-Ausschuss der CESI gebeten,
europäische Frauen zu benennen, die
sich um die Gleichberechtigung von
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Zum Internationalen Frauentag 2007 erstellten
die einzelnen Mitgliedsorganisationen der CESI

– darunter auch die dbb bundesfrauenvertre-
tung – ein Faltblatt zum Thema „Gender Main-

streaming“ in der jeweiligen Landessprache.
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Frauen und Männern in den Bereichen Sport, Kultur oder Politik
verdient gemacht haben. 

◆ Die CESI-FEMM beteiligte sich 2007 an der EWL-Kampagne
„Who cares?“, die die Frage nach einer besseren Vereinbarkeit
von Familien- und Berufsleben in der europäischen Öffentlich-
keit thematisiert. 

◆ Am 15. April 2008 anlässlich des „Equal Pay Day”, dem Aktions-
tag für mehr Lohngerechtigkeit zwischen den Geschlechtern, for-
dert die CESI-FEMM gleichen Lohn für Frauen und Männer. 

Die stellvertretende Bundesvorsitzen-
de des dbb und Vorsitzende des Gleich-
stellungsausschusses FEMM der CESI,
Kirsten Lühmann, sagte anlässlich des
Equal Pay Day 2008:„Nur eine gerech-
te Aufteilung von bezahlter und unbe-
zahlter Arbeit kann auf Dauer zu
tatsächlicher Lohngleichheit führen.
Die Arbeitgeber sind gefordert, Rah-
menbedingungen zu schaffen, die ver-
änderte Familienmodelle und Einkom-
mensverteilungen ermöglichen. Dazu
gehören beispielsweise betriebliche
Einrichtungen für die Kinderbetreu-
ung, flexiblere Arbeitszeitgestaltung
sowie die verstärkte Anwendung alter-
nativer Arbeitsformen wie Telearbeit.“

◆ Die CESI-FEMM und die dbb bundesfrauenvertretung begrüßten
die von der EU-Kommission im Oktober 2008 vorgelegte neue
Europäische Mutterschutzrichtlinie und bezeichneten diese als
„wichtigen Schritt auf dem Weg zu einem sozialen Europa“.
Unter anderem sieht die Richtlinie vor, die Mutterschutzfrist von
14 auf 18 Wochen auszudehnen und ermöglicht eine flexiblere
Zeiteinteilung. Zudem orientiert sich die Höhe der Mutter-
schutzzahlungen künftig – und damit in allen Ländern einheit-
lich – am Gehalt der Mutter.

◆ Mit der Unterstützung der dbb bundesfrauenvertretung sowie
der CESI-FEMM, richtete der dbb am 16. März 2009 einen
Europäischen Abend zum Thema „Chancengleichheit – schneller
ans Ziel mit Europa?“ aus.



Europa

◆ Die CESI setzte sich 2009 über ihren Gleichstellungsausschuss
CESI-FEMM für die Umsetzung der Europäischen Gleichbehand-
lungsrichtlinie auch außerhalb des Arbeitsplatzes ein, um so
einen weiteren Schritt zur Stärkung der Menschenrechte in der
Europäischen Union zu gehen. Die CESI-FEMM begrüßte aus-
drücklich, dass endlich alle Opfer von Diskriminierungen gleich
behandelt werden und nicht mehr einer Hierarchie von geringe-
rem oder umfassendem Schutz unterliegen.
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ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiittssaarrbbeeiitt  ––
sscchhnneellll,,  aakkttuueellll,,  iinnffoorrmmaattiivv

Eine der Hauptaufgaben der dbb bundesfrauenvertretung ist die
flächendeckende Information ihrer Mitglieder, darüber hinaus aber
auch der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und von Medienver-
tretern. Das wichtigste Informationsmedium neben Fachpublikatio-
nen, Infoflyern und Pressemeldungen ist das Internet. 

IInntteerrnneett

Im Internet unter www.frauen.dbb.de
informiert die dbb bundesfrauenvertre-
tung aktuell über Aktionen, Kampagnen,
Veranstaltungen und Seminarangebote
sowie über wichtige Ereignisse und Ent-
wicklungen aus Frauen-, Familien und
Berufspolitik. 

ffrraauueenn  iimm  ddbbbb

Einmal monatlich erscheint der Informationsdienst
„frauen im dbb“, der alle Berichte, Meldungen und
Service-News der vergangenen vier Wochen bündelt.
Mitglieder erhalten die Publikation kostenlos als Print-
medium per Post, per E-Mail oder in digitaler Form als
Download auf der Homepage www.frauen.dbb,de.
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Neben frauen im dbb stehen allen Mitgliedern um-
fangreiche Fachpublikationen als Download zur Ver-
fügung:

◆ Selbstdarstellungsflyer
◆ Begleitpublikationen zu den Frauenpolitischen

Fachtagungen
◆ Fachbroschüren (z.B. Elterngeld/Elternzeit, Alters-

sicherung)
◆ Kampagnenmaterial
◆ Seminarprogramme

ddbbbb  mmaaggaazziinn

Für alle dbb Mitglieder berichtet das dbb
magazin einmal monatlich über die gewerk-
schaftspolitischen Aktivitäten der dbb bun-
desfrauenvertretung im dbb magazin. 



Geschäftsbericht 2010122

Impressum:
Herausgeber:
dbb bundesfrauenvertretung, Friedrichstraße 169/170, 10117 Berlin
Telefon 030/4081-4400, Fax 030/4081-4499, 
Internet: www.frauen.dbb.de, E-mail: frauen@dbb.de 
Verantwortlich:
Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung
Redaktion:
Jutta Endrusch, Eva Hermanns, Astrid Hollmann, Nicole Kittlaus, Kirsten Lühmann, Sibylle
Scholz, Ingrid Schütz, Birgit Ulrich, Ute Wiegand-Fleischhacker, Helene Wildfeuer
Produktion:
dbb verlag gmbh, Friedrichstraße 165, 10117 Berlin
Redaktionsstand:
März 2010
Fotos:
Brenner, CESI, dbb, fotolia.com: Johanna Goodyear, Ramona Heim, Kzenon, Dmitry
Nikolaev, Zsolt Nyulaszi, Stefan Rajewski, Andres Rodriguez, Erwin Wodicka (bilderbox),
RTimages, Marzanna Syncerz; mev, Mosch, Parteien: Bündnis90/Die Grünen, CDU, CSU,
Die Linke, FDP, SPD; Riehle, Urban, Windmüller.

Nachdruck – auch auszugsweise – nur mit Einverständnis des Herausgebers






